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Parlament gibt grünes Licht für Barroso II
16.09.2009 | 18:29 | Von unserem Korrespondenten OLIVER GRIMM (Die Presse)
Mangels Gegenkandidaten bleibt der Portugiese im Amt. Er wird das EU-Parlament noch mehr umgarnen müssen.
STRASSBURG. 382 Ja-Stimmen, 219 Nein-Stimmen, 117 Enthaltungen, 18 EU-Mandatare, die nicht an der Abstimmung am Mittwoch teilnahmen: José Manuel Barroso (53) wird auch in den kommenden fünf Jahren die Europäische Kommission führen. Aus welchen Personen sich diese zusammensetzen wird, wollte der Portugiese bei einer Pressekonferenz nicht beantworten. „Wir brauchen erst Klarheit über die Verträge“, sagte er und meinte damit, dass die Iren am 2.Oktober ein zweites Mal über den EU-Reformvertrag von Lissabon abstimmen werden. Dieser Vertrag würde zwei neue Posten schaffen, nämlich einen zumindest zweieinhalb Jahre amtierenden Ratspräsidenten und einen „EU-Außenminister“. Sie müssten in die Überlegungen, welches Land und welche Partei welchen Kommissionsposten erhält, einbezogen werden.
Barroso dürfte bei der geheimen Abstimmung alle 265 Stimmen seiner politischen Heimat, der Europäischen Volkspartei, erhalten haben, zudem den Großteil der 84 liberalen Stimmen, auch einzelne Grüne, Sozialdemokraten und Reformkonservative (das sind vor allem die Tories) haben ihn gewählt.
Was sich in den vergangenen Tagen als hektisches Ringen Barrosos um eine Mehrheit darstellte, war in Wirklichkeit eher der verzweifelte Versuch der sozialistischen EU-Abgeordneten, aus ihrer ausweglosen Situation noch das Beste zu machen. Denn die Frage, wer die Kommission bis 2014 führen wird, fiel schon zu Jahresbeginn, erklärt die Politologin Sara Hagemann (London School of Economics, LSE) im Gespräch mit der „Presse“. Die Sozialdemokraten und Liberalen hätten sich schon vor dem EU-Wahlkampf überlegt, ihre Spitzenkandidaten als Anwärter auf den Präsidentenjob zu präsentieren – oder auch nicht.
Die EU-Wahl wäre sonst zu einer echten Richtungsentscheidung mit mehreren Kandidaten für den Kommissionspräsidenten geworden – und zu einer Abstimmung über Barrosos Amtszeit. „Dazu kam es aber nicht, weil Barroso nicht nur ein Amtsinhaber war, der wiedergewählt werden wollte, sondern auch alles tat, um das klar verstanden zu wissen“, sagt Hagemann.
Damit waren die Sozialdemokraten und Liberalen schon von Jahresbeginn an in einer unbequemen Lage. „Jeder mögliche Gegenkandidat, der die Nerven gehabt hätte, gegen Barroso anzutreten, hätte mit ziemlicher Sicherheit verloren.“
Personelle Zugeständnisse
Die Sozialdemokraten sind trotz ihrer schweren Niederlage bei der EU-Wahl mit 184 Mandaten noch immer die zweitstärkste Fraktion im Parlament. Ihre neue Strategie nach dem Urnengang: Wenn schon keiner der Ihren die Kommission führen würde, so wollten sie Barroso zumindest zu möglichst vielen inhaltlichen und personellen Zugeständnissen zwingen. Inhaltlich ist Barroso ihnen entgegengekommen, zum Beispiel will er gegen Sozialdumping vorgehen und die Entsende-Richtlinie ändern, die solches wegen ungenauer Formulierungen ermöglicht. Personelle Forderungen der Sozialdemokraten zerschellen aber daran, dass sie derzeit in Europa nur wenige Regierungen stellen. Und jene wenigen waren, gelinde gesagt, bisher nicht sehr hilfreich dabei, ihre EU-Parteigenossen bei der Suche nach möglichen roten Kandidaten für die Kommission zu unterstützen. Zähneknirschend geben das führende Parlamentarier auch zu. „Unser Problem ist, dass die Konservativen derzeit internationalistischer agieren als wir“, sagt Jörg Leichtfried, der neue Leiter der vierköpfigen SPÖ-Delegation.
Im EU-Parlament allerdings sind die Sozialdemokraten weiterhin sehr mächtig, und sie werden diese Macht bewusster nutzen als bisher. „Die meiste gesetzgeberische Arbeit im Parlament wird in den Ausschüssen geleistet, und dort haben die Sozialdemokraten viele wichtige Rollen“, sagte Hagemann. Im Tagesgeschäft geht es nicht nur darum, wer die Mehrheit hat. Sondern darum, welcher Berichterstatter welches Dossier vorbereitet und sozusagen als Scharnier zwischen EU-Kommission und dem Rat der Mitgliedstaaten fungiert.
Hitzigere Debatten
„Barroso wird also über das gesamte politische Spektrum hinausreichen müssen, um seine Gesetzesvorschläge durchzubringen“, sagt Hagemann. Und das wird künftig für hitzigere und stärker ideologisch geführte Debatten sorgen, meint Piotr Kaczynski vom Brüsseler Centre for European Policy Studies. Gute Nachrichten also für das Publikum – aber mehr Mühsal für die Akteure auf der europapolitischen Bühne.
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Großbritannien: Wahlschlacht eröffnet – Streit über Kürzungen
16.09.2009 | 18:30 | Von unserem Korrespondenten AXEL REISERER (Die Presse)
Die britischen Parteien rüsten sich für die Parlamentswahl im Frühjahr 2010 und beziehen die Kampflinien. Auch Premier Brown denkt jetzt laut über Einsparungen nach.
LONDON.Doch wo es sonst in Wahlkämpfen darum geht, wer wem welche Wohltaten verspricht, streitet man in Großbritannien angesichts eines dramatischen Haushaltsdefizits über kommende Einsparungen. Als Letzter hat nun auch Premier Gordon Brown ausgerechnet vor den Gewerkschaften eingeräumt: „Wir werden Kürzungen vornehmen.“
Die Schlacht ist damit eröffnet, und sie verspricht hart und lang zu werden. Juni 2010 ist der letzte mögliche Wahltermin, erwartet wird der Urnengang Anfang Mai. Aber angesichts miserabler Umfragewerte gilt es als nicht ausgeschlossen, dass Brown wie einst der glücklose John Major bis zum letzten Tag an der Macht festhalten wird.
In den Umfragen haben die Konservativen vor Beginn der Parteitagsaison Ende September einen konstanten Vorsprung von etwa 15 Prozentpunkten, während das Ansehen des Premiers von einem Tiefstand zum anderen rasselt. Der Machtwechsel 2010 nach 13 Jahren Labour-Regierung scheint den Briten damit ebenso unausweichlich, wie es drastische Eingriffe in den Staatshaushalt sind. Die Rettung des Finanzsektors kostete den britischen Steuerzahler nach Berechnungen des Internationalen Währungsfonds bisher fast 150 Milliarden Pfund (die Summe steigt um ein Vielfaches, rechnet man Garantien und Maßnahmen der Bank of England dazu). In Folge rechnet die Regierung allein dieses Jahr mit einer Neuverschuldung von 175 Milliarden Pfund oder elf Prozent des BIP.
Ungeachtet dieser trüben Aussichten sprach Brown noch im Juni davon, dass die Wahl eine Entscheidung zwischen „Labour-Investitionen oder Tory-Kürzungen“ sein werde. Selbst in der eigenen Partei sorgte diese Realitätsverleugnung für hörbaren Unmut. Labour-„Mastermind“ Wirtschaftsminister Peter Mandelson gab dann diese Woche die neue Linie vor: „Wir werden klug ausgeben, nicht viel.“
Geheimpapiere kursieren
Die Konservativen triumphieren jetzt. „Brown hat kapituliert“, jubelte Schatten-Schatzkanzler George Osborne. Allerdings ist seine Partei mit genauen Plänen ebenso zurückhaltend wie die Regierung. Nur Gesundheitswesen und Entwicklungshilfe seien „unantastbar“, heißt es. Erstmals stellte Osborne aber öffentlich Rüstungsausgaben infrage.
Der größte Posten bleibt aber der öffentliche Dienst, in dem derzeit sechs der 29 Millionen britischen Arbeitnehmer beschäftigt sind. „Wir werden keine Leistungen streichen, die für die Briten unmittelbar spürbar sind“, verspricht Labour. Das ist wenig glaubhaft. Nach Angaben der Tories zirkuliert in Westminster bereits ein geheimes Regierungspapier, das Pauschalkürzungen von zehn Prozent in allen Ministerien vorsieht.
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Gianfranco Fini: Die wundersame Wandlung des „Armani-Faschisten“
16.09.2009 | 18:29 | WIELAND SCHNEIDER (Die Presse)
Ex-Mussolini-Fan Gianfranco Fini setzt sich für Immigrantenrechte ein. Er nutzt sein Amt als Parlamentspräsident, um sich als überparteiliche moralische Instanz zu profilieren.
Er blieb ruhig, unaufgeregt und reagierte eiskalt, so wie es seine Art ist: Gianfranco Fini ließ sich nicht dazu hinreißen, den Angriff unter der Gürtellinie mit ebensolchen Geschmacklosigkeiten zu vergelten. Der Präsident der italienischen Abgeordnetenkammer schickte ganz einfach die Präsidentin der Justizkommission der Kammer vor – mit der Botschaft, dass Klage eingereicht worden sei gegen Vittorio Feltri, den Chefredakteur von „Il Giornale.“
Die Zeitung befindet sich im Eigentum des italienischen Premiers Silvio Berlusconi. Und Chefredakteur Feltri hat zuletzt als Berlusconis Journalist fürs Grobe mehrere Schmuddelkampagnen gegen die Feinde seines Herrn und Meisters geführt. Fini ist sein letztes Opfer. Feltri hat ihn in einem Kommentar erpresst: Sollte Fini weiterhin die Regierung kritisieren, werde „Il Giornale“ ein Dossier mit Sexskandalen von Finis Mitarbeitern veröffentlichen.
Fini und der Medienzar
Das – politisch – Pikante an der Causa: Der Attackierte ist ein langjähriger Bündnispartner Berlusconis. Zunächst hatte Finis „Alleanza Nazionale“ stets den treuen Koalitionspartner für die „Forza Italia“ des Premiers abgegeben. Mittlerweile wurden beide Parteien zu einer einzigen Bewegung, dem „Popolo della Libertà“, verschmolzen – unter Führung Berlusconis.
In der neuen gemeinsamen Partei steht Fini im Schatten des exaltierten Medienzaren. Doch er nutzt sein Amt als Parlamentspräsident, um sich als überparteiliche moralische Instanz zu profilieren.
Fini und der „Duce“
Nun kritisierte er Berlusconis Kampagne gegen Medien, den Mangel an Demokratie im „Popolo della Libertà“ und die Ausländerpolitik des Koalitionspartners „Lega Nord“. Auch die Rechte und die Menschenwürde von Immigranten müssten respektiert werden, mahnte Fini – just zu der Zeit, als sich Lega-Chef Umberto Bossi mit zynischen Bemerkungen über im Mittelmeer ertrunkene illegale Immigranten hervortat.
Dabei war es Fini, der gemeinsam mit Bossi Italiens neue verschärfte Einwanderungsbestimmungen entworfen hat, die er nach wie vor als richtig erachtet. Dass er jetzt für die Würde von Immigranten in die Bresche springt, ist ein weiterer Abschnitt in Finis langer politischer Reise vom Neofaschismus in die Mitte des demokratischen politischen Spektrums. 1994 hat er noch Diktator Benito Mussolini als „großen Staatsmann“ gelobt. Fini stand damals der Partei MSI vor, die sich ungeniert als Nachfolgebewegung des italienischen Faschismus sah.
Doch Fini erkannte, dass der Zusammenbruch der übermächtigen christdemokratischen Partei eine Chance für „normale“ Rechtsparteien bot. Er verbündete sich mit Berlusconi, benannte den MSI in „Alleanza Nazionale“ (AN) um und versuchte, die neue Bewegung als normale rechtskonservative Partei zu positionieren.
Die AN blieb aber Heimstätte für Faschismusnostalgiker. Kritiker sahen im seriös scheinenden, smarten Fini deshalb einen „Armani-Faschisten“, der sein Schwarzhemd einfach unter eleganten, teuren Anzügen verbirgt.
Doch der AN-Chef gab nicht auf. Statt Mussolini zu loben, pries er fortan die Größe der italienischen Nation. Er forderte sogar das Wahlrecht für Ausländer, reiste 2003 nach Israel und entschuldigte sich für die antisemitischen Gesetze der Faschisten.
Dass Fini nun noch weiter in die Mitte rückt und sich offenbar nach neuen politischen Verbündeten umsieht, bereitet Berlusconi Kopfzerbrechen. Denn er fürchtet schon lange, einmal von Fini vom Thron des Regierungschefs gestoßen zu werden.
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Israel schimpft über UNO-Bericht: „Eine Heuchelei“
16.09.2009 | 18:29 | Von unserer Korrespondentin SUSANNE KNAUL (Die Presse)
Israel will Klage vor Internationalem Gerichtshof abwenden. Die UNO beschuldigt sowohl Israel als auch die Hamas Kriegsverbrechen und möglicherweise Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen zu haben.
JERUSALEM.In Israel laufen die diplomatischen Anstrengungen auf Hochtouren, um eine Anklage wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor dem Internationalen Gerichtshof noch abzuwenden. „Die Goldstone-Kommission war von Anfang an unausgewogen“, kommentierte Gabriele Schalew, Israels Botschafterin bei der UNO, am Mittwoch. Dies schon darum, fügte sie hinzu, weil „der Auftrag von der UN-Menschenrechtskommission kam, die routinemäßig Israel verurteilt“.
Die Untersuchungskommission unter der Leitung des südafrikanischen Richters Richard Goldstone beschuldigt sowohl Israel als auch die Hamas, im Verlauf der 22-tägigen Kampfhandlung vor acht Monaten Kriegsverbrechen und „möglicherweise Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ begangen zu haben. Nahezu 1400 Palästinenser, rund die Hälfte davon Zivilisten, zehn israelische Soldaten und drei israelische Zivilisten sind während der Kampfhandlungen ums Leben gekommen.
Von einer „Heuchelei, die hunderte frühere UN-Berichte noch übertrifft“ sprach Zachi Hanegbi, der Vorsitzende des Außen- und Verteidigungsausschusses der Knesset (Parlament). Das Außenministerium in Jerusalem beeilte sich mit einer ausführlichen Stellungnahme zu dem Untersuchungsbericht, der „Israels Recht zur Selbstverteidigung ignoriert“ und gleichzeitig keinerlei Bezug auf die „Strategie der Hamas, die vorsätzlich aus zivilen Bevölkerungszentren operiert“, nehme.
Israel hat mit dem Hinweis auf „hoffnungslose Einseitigkeit“ von vornherein eine Kooperation mit der UN-Untersuchungskommission verweigert. Dafür unternahmen die israelischen Streitkräfte eigene Nachforschungen.
Wiedergutmachung leisten
Der insgesamt 575 Seiten umfassende Goldstone-Bericht ruft die palästinensische Autonomiebehörde dazu auf, Untersuchungen über mögliche Menschenrechtsverletzungen einzuleiten. An Israel appelliert Goldstone, Palästinensern, die während der Operation Schaden genommen hätten, Wiedergutmachung zu zahlen und das Embargo aufzuheben.
Die Hamas wird aufgefordert, „den Kriegsgefangenen Gilad Schalit“ auf freien Fuß zu setzen. Der Vater des seit mehr als drei Jahren vermissten israelischen Soldaten hat vor der Untersuchungskommission ausgesagt.
Als zynisch bezeichnet Avi Bell, Dozent für internationales Recht und Kriegsrecht an der Universität Bar-Ilan, die Aufforderung Goldstones an die Palästinenser, die Vorkommnisse während der Gaza-Operation zu untersuchen. „Das wird nicht passieren“, glaubt er. Israel hingegen habe bereits Untersuchungen vorgenommen und werde weitere Einzelfälle prüfen. Auch sei es jedem Palästinenser vorbehalten, einen Antrag auf Wiedergutmachung zu stellen. „Die Tür zu israelischen Gerichten steht den Palästinensern offen.“
Ob es zu einer Anklage vor dem Internationalen Gerichtshof kommen wird oder nicht, stehe nicht im Zusammenhang mit dem Goldstone-Bericht, meint der israelische Rechtsexperte. „Die Kommission, die den Auftrag hatte, lediglich Fakten zu sammeln, hat ihre Kompetenzen mit den Empfehlungen an den UN-Sicherheitsrat überschritten“, urteilt Bell.
Anklagen gegen jeden Israeli
Er rechnet fest damit, dass es in verschiedenen Staaten zu privat eingereichten Anklagen kommen wird, „gegen jeden Israeli, gegen Politiker, gegen die Armeeführung und Soldaten“. Ähnliche Anklagen hat es in der Vergangenheit gegeben, wobei es vorläufig nicht zu einem Verfahren gekommen ist.
Im Bericht der Untersuchungskommission werden namentlich zumeist nur die Opfer benannt. Israels Verweigerung der Kooperation könnte Rechtsverfahren komplizierter machen. „Es ist schwierig, Anklage zu erheben, wenn man nicht weiß, wer das Verbrechen begangen hat“, meint Bell.
Goldstone hat wiederholt auf eine strafrechtliche Verfolgung gedrängt. „Es ist wichtig, dass die Schuldigen zur Verantwortung gezogen werden“, meinte er mit Bezug auf Israel wie auch die Hamas.
Der Bericht stützt sich auf fast 200 Interviews und mehr als 20.000 Dokumente und Fotos. Israels Militäroperation sei „gegen das Volk in Gaza als Ganzes gerichtet“ gewesen, um es „zu bestrafen“. Die Angriffe auf Nahrungsmittellager und Trinkwasseranlagen könnten möglicherweise Verbrechen gegen die Menschlichkeit sein, heißt es.
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Pensionen: "Wahrheit ist den Menschen zumutbar"
16.09.2009 | 18:29 | MARTINA SALOMON (Die Presse)
Markus Beyrer, Generalsekretär der Industriellenvereinigung, ärgert sich über „dirty politics“ der Seniorenvertreter und kritisiert „verantwortungslose Forderungen“.
„Die Presse“: Herrscht zwischen Industriellenvereinigung und Seniorenvertretern gerade ordentlicher Krach?
Markus Beyrer: Man soll solche Emotionen nicht überbewerten. Wogegen wir uns aber wehren ist die Behauptung von Seniorenvertretern, unser Präsident Veit Sorger hätte die Pensionisten als asoziales Pack bezeichnet. Das gehört nicht zu seinem Wortschatz, das ist „dirty politics“.
Was hat Sorger wirklich gesagt?
Beyrer: Bei einem Gespräch in Alpbach hat er wörtlich gesagt: „Diese Forderungen (Pensionserhöhung über der Inflationsrate) sind ja geradezu asozial.“
SPÖ-Pensionistenvertreter Karl Blecha wirft der Industriellenvereinigung nun vor, eine Kampagne mit dem Ziel von Nullrunden für Aktive und Senioren zu führen.
Beyrer: Wir richten uns nur gegen überzogene, gegenüber nachfolgenden Generationen verantwortungslose Forderungen der Pensionistenvertreter. Es geht um grundsätzliche Fragen: Die Wertsicherung der Pensionen muss sich nach der Inflationsrate richten, die für alle Österreicher gilt...
...und nicht nach einem Pensionistenpreisindex, wie ihn die Seniorenvertreter fordern?
Beyrer: Es kann sich nicht jede Bevölkerungsgruppe einen eigenen Index basteln, das würde zur Entsolidarisierung der Gesellschaft führen. Der Verbraucherpreisindex ist ja einer der Pfeiler der Sozialpartnerschaft und stand am Beginn fairer Lohnverhandlungen.
Blecha meint auch, dass Sie das Pensionssystem madigmachen.
Beyrer: Blecha zitiert eine OECD-Studie, wonach unser Pensionssystem bis 2050 gesichert sei. Schön wär's! Diese Studie entspricht nicht mehr der Realität, weil sie von den ursprünglichen Pensionsreformen ausging, die inzwischen total verwässert worden sind. Auch die – bis 2013 verlängerte – Hacklerregelung hatte sich da noch nicht zum offenen Scheunentor entwickelt. Beim Pensionsantrittsalter der Männer hält Österreich in der OECD den vorletzten Platz vor Frankreich. Bei den Frauen sind wir Drittletzte vor der Slowakei und Polen.
Sind daran nicht auch Wirtschaft und Industrie schuld, die Ältere gern in den vorzeitigen Ruhestand schubsen – speziell in der Krise?
Beyrer: Natürlich muss jeder – auch die Unternehmer – seinen Beitrag dazu leisten, und da hat längst ein Umdenken begonnen. Die Krise verschärft vieles. Das gilt auch für die erwähnte OECD-Studie, die von deutlichen Beitragssteigerungen zum Pensionssystem ausging. Jetzt gibt es aber Einbrüche. Es ist eigentlich skurril, dass wir die Speerspitze für ein nachhaltiges Pensionssystem sind. Erst in letzter Zeit trauen sich andere Kreise – auch die Jugendorganisationen – etwas dazu zu sagen.
In Deutschland wurden die Pensionen sogar eingefroren. Soll das auch bei uns geschehen?
Beyrer: In anderen Ländern wird viel schärfer diskutiert. Wir stehen zur Wertsicherung der Pensionen, aber bei uns gab es in den letzten Jahren überproportionale Pensionssteigerungen.
Da waren ja auch Wahlen.
Beyrer: Essind immer irgendwo Wahlen. Die Wahrheit ist den Menschen zumutbar. Man muss es ihnen nur erklären.
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Parlament gibt grünes Licht für Barroso II
16.09.2009 | 18:29 | Von unserem Korrespondenten OLIVER GRIMM (Die Presse)
Mangels Gegenkandidaten bleibt der Portugiese im Amt. Er wird das EU-Parlament noch mehr umgarnen müssen.
STRASSBURG. 382 Ja-Stimmen, 219 Nein-Stimmen, 117 Enthaltungen, 18 EU-Mandatare, die nicht an der Abstimmung am Mittwoch teilnahmen: José Manuel Barroso (53) wird auch in den kommenden fünf Jahren die Europäische Kommission führen. Aus welchen Personen sich diese zusammensetzen wird, wollte der Portugiese bei einer Pressekonferenz nicht beantworten. „Wir brauchen erst Klarheit über die Verträge“, sagte er und meinte damit, dass die Iren am 2.Oktober ein zweites Mal über den EU-Reformvertrag von Lissabon abstimmen werden. Dieser Vertrag würde zwei neue Posten schaffen, nämlich einen zumindest zweieinhalb Jahre amtierenden Ratspräsidenten und einen „EU-Außenminister“. Sie müssten in die Überlegungen, welches Land und welche Partei welchen Kommissionsposten erhält, einbezogen werden.
Barroso dürfte bei der geheimen Abstimmung alle 265 Stimmen seiner politischen Heimat, der Europäischen Volkspartei, erhalten haben, zudem den Großteil der 84 liberalen Stimmen, auch einzelne Grüne, Sozialdemokraten und Reformkonservative (das sind vor allem die Tories) haben ihn gewählt.
Was sich in den vergangenen Tagen als hektisches Ringen Barrosos um eine Mehrheit darstellte, war in Wirklichkeit eher der verzweifelte Versuch der sozialistischen EU-Abgeordneten, aus ihrer ausweglosen Situation noch das Beste zu machen. Denn die Frage, wer die Kommission bis 2014 führen wird, fiel schon zu Jahresbeginn, erklärt die Politologin Sara Hagemann (London School of Economics, LSE) im Gespräch mit der „Presse“. Die Sozialdemokraten und Liberalen hätten sich schon vor dem EU-Wahlkampf überlegt, ihre Spitzenkandidaten als Anwärter auf den Präsidentenjob zu präsentieren – oder auch nicht.
Die EU-Wahl wäre sonst zu einer echten Richtungsentscheidung mit mehreren Kandidaten für den Kommissionspräsidenten geworden – und zu einer Abstimmung über Barrosos Amtszeit. „Dazu kam es aber nicht, weil Barroso nicht nur ein Amtsinhaber war, der wiedergewählt werden wollte, sondern auch alles tat, um das klar verstanden zu wissen“, sagt Hagemann.
Damit waren die Sozialdemokraten und Liberalen schon von Jahresbeginn an in einer unbequemen Lage. „Jeder mögliche Gegenkandidat, der die Nerven gehabt hätte, gegen Barroso anzutreten, hätte mit ziemlicher Sicherheit verloren.“
Personelle Zugeständnisse
Die Sozialdemokraten sind trotz ihrer schweren Niederlage bei der EU-Wahl mit 184 Mandaten noch immer die zweitstärkste Fraktion im Parlament. Ihre neue Strategie nach dem Urnengang: Wenn schon keiner der Ihren die Kommission führen würde, so wollten sie Barroso zumindest zu möglichst vielen inhaltlichen und personellen Zugeständnissen zwingen. Inhaltlich ist Barroso ihnen entgegengekommen, zum Beispiel will er gegen Sozialdumping vorgehen und die Entsende-Richtlinie ändern, die solches wegen ungenauer Formulierungen ermöglicht. Personelle Forderungen der Sozialdemokraten zerschellen aber daran, dass sie derzeit in Europa nur wenige Regierungen stellen. Und jene wenigen waren, gelinde gesagt, bisher nicht sehr hilfreich dabei, ihre EU-Parteigenossen bei der Suche nach möglichen roten Kandidaten für die Kommission zu unterstützen. Zähneknirschend geben das führende Parlamentarier auch zu. „Unser Problem ist, dass die Konservativen derzeit internationalistischer agieren als wir“, sagt Jörg Leichtfried, der neue Leiter der vierköpfigen SPÖ-Delegation.
Im EU-Parlament allerdings sind die Sozialdemokraten weiterhin sehr mächtig, und sie werden diese Macht bewusster nutzen als bisher. „Die meiste gesetzgeberische Arbeit im Parlament wird in den Ausschüssen geleistet, und dort haben die Sozialdemokraten viele wichtige Rollen“, sagte Hagemann. Im Tagesgeschäft geht es nicht nur darum, wer die Mehrheit hat. Sondern darum, welcher Berichterstatter welches Dossier vorbereitet und sozusagen als Scharnier zwischen EU-Kommission und dem Rat der Mitgliedstaaten fungiert.
Hitzigere Debatten
„Barroso wird also über das gesamte politische Spektrum hinausreichen müssen, um seine Gesetzesvorschläge durchzubringen“, sagt Hagemann. Und das wird künftig für hitzigere und stärker ideologisch geführte Debatten sorgen, meint Piotr Kaczynski vom Brüsseler Centre for European Policy Studies. Gute Nachrichten also für das Publikum – aber mehr Mühsal für die Akteure auf der europapolitischen Bühne.
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Afghanische Wahlkommission: Absolute Mehrheit für Karzai
16.09.2009 | 17:30 | (DiePresse.com)
Laut vorläufigem Endergebnis hat Karzai 54,6 Prozent der Stimmen. EU-Wahlbeobachtern zufolge könnten bei der Präsidentschaftswahl mehr als 1,5 Millionen Stimmen gefälscht worden sein.
Bei der Präsidentschaftswahl in Afghanistan sind nach Angaben der EU-Wahlbeobachter mehr als ein Viertel der Stimmen gefälscht oder zumindest verdächtig. Betroffen seien 1,5 Millionen der bisher veröffentlichten 5,5 Millionen Stimmen, sagte die stellvertretende Missionschefin Dimitra Ioannou am Mittwoch in Kabul. "Sie müssen alle überprüft werden." 1,1 Millionen davon entfielen auf Amtsinhaber Hamid Karzai, 300.000 auf seinen wichtigsten Herausforderer, Ex-Außenminister Abdullah Abdullah.
Wahlkommission verkündet vorläufiges Endergebnis
Trotz der Betrugsvorwürfe veröffentlichte die Wahlkommission am Mittwoch ein vorläufiges Endergebnis. Demnach hat Karzai die absolute Mehrheit mit 54,6 Prozent der Stimmen erreicht. Abdullah komme auf 27,8 Prozent.
Vor einem amtlichen Endergebnis müssen nach einer Anordnung der UN-unterstützten Beschwerdekommission (ECC) aber die Stimmen aus knapp zehn Prozent der Wahllokale neu ausgezählt und überprüft werden. Erst dann kann offiziell ein Sieger erklärt werden. Die Überprüfung wird nach ECC-Angaben Wochen dauern.
Sollten alle von den EU-Beobachtern beanstandeten Stimmen für ungültig befunden werden, könnte Präsident Karzai nach den bisher vorliegenden Zahlen knapp unter die Schwelle von 50 Prozent fallen, so dass eine zweite Wahlrunde nötig wäre.
Karzai kritisiert EU-Wahlbeobachter
Karzai kritisierte am Mittwoch die Äußerungen der EU-Wahlbeobachter scharf. Die Aussagen seien "einseitig, unverantwortlich und stehen in Widerspruch zur afghanischen Verfassung", heißt es in einer in der Hauptstadt Kabul verbreiteten Mitteilung des Präsidenten. Laut Verfassung sei allein die UN-unterstützte Beschwerdekommission dafür verantwortlich, entsprechende Klagen vorzubringen.
Abdullah warf am Mittwoch den Anhängern Karzais vor, die Wahlfälschung sorgfältig geplant zu haben. "Der Wahlbetrug wurde Monate, wenn nicht Jahre im Voraus vorbereitet", sagte er im Interview der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" . "Unter normalen Bedingungen würde dies eine Untersuchung wegen Hochverrats rechtfertigen. Aber wir haben leider keine unabhängige, funktionierende Justiz." Abdullah forderte in dem Interview eine Stichwahl. Es liege "im Interesse Afghanistans, so schnell wie möglich den Wahlprozess inklusive eines zweiten Durchgangs abzuschließen".
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Jimmy Carter: "Kritik an Obama ist rassistisch"
16.09.2009 | 16:46 | (DiePresse.com)
Anfeindungen wegen Gesundheitsreform und Sparplänen zeigen, dass Amerika immer noch nicht mit einem schwarzen Präsidenten zurechtkommt, sagt Ex-Präsident Jimmy Carter.
"Die bittere Feindseligkeit, die Präsident Obama entgegenschlägt, hat zum überwiegenden Teil damit zu tun, dass er schwarz ist", sagte Carter in einem am Dienstag (Ortszeit) ausgestrahlten Interview mit dem Sender NBC. "In diesem Land gibt es das angeborene Gefühl, dass ein Afro-Amerikaner nicht Präsident sein sollte."Carter bezog sich mit seinen Äußerungen auf eine Demonstration von Steuerzahlern in Washington, die in ihrem Tonfall über die normale demokratische Meinungsäußerung hinausgeschossen sei. Manche Teilnehmer hätten Obama der "Tyrannei" bezichtigt und angekündigt, sie würden "sich Amerika wieder holen". Jimmy Carter sieht in solchen Formulierungen „mehr als eine ernsthafte Debatte" über die Gesundheitsreform".
Abgeordneter Wilson: "Sie lügen!"
Auch ein "Ausrutscher" des republikanischen Abgeordneten Joe Wilson bestätigt Carter zufolge seine These. Wilson hatte bei Obamas Rede zur Gesundheitsreform im Kongress dazwischengerufen "Sie lügen!" Als Staatschef sollte Obama "mit Respekt behandelt werden", sagte Carter. Wilsons Ausbruch sei "eine niederträchtige Sache" gewesen. Der Abgeordnete entschuldigte sich mittlerweile bei Obama.Obama selbst hat bisher vermieden, den Widerstand gegen seine Politik mit Rassismus in Verbindung zu bringen. Der US-Präsident - er ist der erste Afroamerikaner in diesem Amt - verfolgt erklärtermaßen das Ziel, den Verweis auf die Hautfarbe aus der politischen Diskussion herauszuhalten.
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Libanon: Hariri erneut mit Regierungsbildung betraut
16.09.2009 | 16:08 | (DiePresse.com)
Der libanesische Präsident hat den pro-westlichen Politiker erneut zum Regierungschef ernannt. Hariri war vergangene Woche zurückgetreten, weil es ihm nicht gelungen war, eine Regierung zu bilden.
Der libanesische Präsident Michel Sleimane hat den vergangene Woche zurückgetretenen Saad al-Hariri erneut zum Ministerpräsidenten ernannt. Er solle eine Regierung der nationalen Einheit bilden, erklärte das Büro des Präsidenten am Mittwoch in Beirut. Der pro-westliche Politiker Hariri hatte vergangene Woche seinen Rücktritt eingereicht, da es ihm nicht gelungen war, mit der schiitischen Hisbollah eine Regierung zu bilden.
Hariri war erstmals Ende Juni zum Ministerpräsidenten ernannt worden. Das pro-westliche Lager um den Sohn des 2005 ermordeten Ex-Ministerpräsidenten Rafik al-Hariri war aus den Parlamentswahlen Anfang Juni als Sieger über die israelfeindliche Hisbollah hervorgegangen. Hariris Bündnis errang 71 der 128 Parlamentssitze.
Seine Nominierung für das Amt des Ministerpräsidenten wurde jedoch auch von Abgeordneten aus dem rivalisierenden Lager mitgetragen. Seither versuchte Hariri, eine Koalition zu schmieden, an der auch die Hisbollah beteiligt sein sollte.
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Israel: Gaza-Bericht der UNO "mangelhaft von A bis Z"
16.09.2009 | 16:05 | (DiePresse.com)
Israel lehnt Ermittlungen zum Gaza-Krieg ab. Der UN-Bericht, der der israelischen Armee Kriegsverbrechen vorwirft, sei einseitig. Manche seiner Erkenntnisse seien "aberwitzig".
Israel hat es abgelehnt, Ermittlungen zum Vorgehen seiner Streitkräfte beim Gazakrieg Anfang des Jahres aufzunehmen. Es werde auch jeden Versuch abwehren, seine Soldaten vor das internationale Kriegsverbrechertribunal in Den Haag zu bringen, sagte Regierungssprecher Mark Regev am Mittwoch.UN-Ermittler hatten in ihrem Bericht zum Gazakrieg am Dienstag sowohl Israel als auch radikalen palästinensischen Gruppen Kriegsverbrechen und möglicherweise auch Verbrechen gegen die Menschlichkeit vorgeworfen. Sollte Israel nicht selbst ermitteln, solle der Fall dem Kriegsverbrechertribunal übergeben werden, hieß es in dem brisanten Bericht.
Israel reagiert empört
Der Bericht sei "mangelhaft von A bis Z", sagte Regierungssprecher Regev, das Untersuchungsteam "voreingenommen" und manche seiner Erkenntnisse "aberwitzig". Im Gespräch mit der britischen BBC warf Regev dem Untersuchungsteam vor, "in Sünde geboren" zu sein. Der Untersuchungsauftrag sei "parteiisch und anti-israelisch". Der Bericht sei "klassischer Antisemitismus", hieß es in einem Leitartikel der Zeitung "Israel Hayom".Regierungssprecher Regev verwies darauf, dass Israel ein entschieden unabhängiges Justizwesen habe. Die israelische Armee habe bisher mehr als 100 Vorwürfe gegen Soldaten untersucht, die an der Gaza-Offensive beteiligt waren. In 23 Fällen habe man juristische Schritte eingeleitet.
Menschenrechtler unterstützen UN
Menschenrechtsgruppen in Israel erklärten aber, die militärischen Untersuchungen von Menschenrechtsverstößen im Gazakrieg hätten eher dem Ziel gedient, die Streitkräfte von Vorwürfen reinzuwaschen. Sie unterstützten die Forderung der UN-Ermittler nach einer unabhängigen Untersuchung.
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Deutschland: Union und SPD legen nach TV-Duell zu
16.09.2009 | 15:39 | (DiePresse.com)
CDU/CSU konnten sich in einer Umfrage von 35 auf 37 Prozent verbssern, die SPD von 21 auf 24 Prozent. Linke und FDP verlieren hingegen an Zustimmung.
Nach dem Fernsehduell zwischen der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) und SPD-Kanzlerkandidat Frank-Walter Steinmeier haben Union und SPD in der Wählergunst leicht zugelegt. Bei einer am Mittwoch veröffentlichten Umfrage vom Tag nach der TV-Debatte verzeichneten sowohl CDU/CSU und SPD als auch beide Spitzenkandidaten persönlich Zugewinne.
Nach der Erhebung des Forsa-Instituts für "Stern" und RTL konnten sich die Unionsparteien von 35 auf 37 und die SPD von 21 auf 24 Prozent verbessern. Ihr Zuwachs ging zu Lasten der kleineren Parteien, vor allem der Linken und der FDP. Die Linkspartei war den Angaben zufolge bereits im Laufe der Woche um einen Punkt auf 13 Prozent gefallen und büßte bei der Blitzumfrage für den "Stern"/RTL-Wahltrend weitere drei Prozentpunkte ein. Damit stehen sie jetzt nur noch bei 10 Prozent.
Die FDP verschlechterte sich in der Blitzumfrage von 13 Prozent in der Vorwoche auf 12 Prozent. Das ist der bisher niedrigste Wert für die Liberalen in diesem Jahr. Im Februar hatten sie in der Umfrage ihren Höchstwert von 18 Prozent erzielt. Die Grünen kamen vor und nach dem TV-Duell auf 11 Prozent der Stimmen. Für sonstige Parteien würden 6 Prozent votieren. Gemeinsam ergibt sich für Union und FDP mit 49 Punkten damit ein Vorsprung von vier Punkten vor SPD, Grünen und Linkspartei mit zusammen 45 Prozent.
Auch Merkel und Steinmeier persönlich legen zu
Auch die beiden Spitzenkandidaten von Union und SPD gewannen am Tag nach dem TV-Duell an Sympathie. Gefragt, wen sie direkt zum Kanzler wählen würden, nannten 56 Prozent Merkel, das ist ein Punkt mehr als Ende vergangener Woche. Steinmeier wollen nun 24 Prozent als Kanzler sehen, das entspricht sogar einem Zuwachs von vier Prozentpunkten gegenüber der Vorwoche.
Forsa-Chef Manfred Güllner erklärte die Gewinne für Union und SPD damit, dass das Fernsehduell zu einer Polarisierung auf die beiden großen Parteien geführt habe. Die Linke habe offenbar stark verloren, weil Steinmeier in der Debatte so stark auf das Thema soziale Gerechtigkeit gesetzt habe.
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Jeder siebte Deutsche wünscht sich die Mauer zurück
16.09.2009 | 15:12 | (DiePresse.com)
Eine aktuelle Umfrage zeigt: 16 Prozent der "Wessis" und 10 Prozent der "Ossis" hätten gerne wieder ein geteiltes Deutschland. Unter den Mauer-Befürwortern sind viele Anhänger der Linkspartei.
20 Jahre nach dem Fall der Mauer wünscht sich im Schnitt jeder siebte Deutsche (15 Prozent) ein geteiltes Deutschland zurück. Das ergab eine am Mittwoch veröffentlichte Studie des Meinungsforschungsinstituts Forsa im Auftrag des Magazins "Stern" und des Fernsehsenders RTL. Demnach wollen 16 Prozent der "Wessis", aber nur 10 Prozent der "Ossis", die Mauer zurück.
Unter den Mauer-Befürwortern seien überdurchschnittlich viele Deutsche mit Hauptschulabschluss (26 Prozent) und Anhänger der Linkspartei (21 Prozent), hieß es. Die 1961 erbaute Mauer war am 9. November 1989 gefallen.
Auf die Frage, was die Politik für die Einheit des Landes tun könne, nannten 55 Prozent die Abschaffung des Solidaritätszuschlags auf die Lohn- und Einkommensteuer. 50 Prozent waren für eine Anhebung der Ost-Renten. 38 Prozent erklärten, man sollte die Akten der DDR-Staatssicherheit ruhen lassen.
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"No We Can't": USA haben als Weltmacht ausgedient
16.09.2009 | 15:08 | (DiePresse.com)
Die USA werden schwächer, doch Obama machts richtig, sagt ein britisches Strategie-Forschungsinstitut: Er sucht neue strategische Partnerschaften. Eine Studie erklärt, wie diese erfolgreich sein können.
Die USA haben nach Ansicht des renommierten Internationalen Instituts für Strategische Studien (IISS) als Weltmacht ausgedient. US-Präsident Barack Obama werde sich immer stärker auf seine Partner verlassen müssen, um seine politischen Ziele umsetzen zu können, heißt es im am Dienstag veröffentlichten Jahresbericht der Londoner Forschungseinrichtung: "Innenpolitisch mag Obama unter dem Motto 'Yes We Can' auftreten; in der Außenpolitik wird er jedoch zunehmend einräumen müssen 'No We Can't' (nein, wir schaffen es nicht)" - zumindest nicht alleine.""Ganz gleich, welche Maßstäbe man ansetzt, der Anteil der USA an der 'globalen Macht' ist eindeutig rückläufig", erklären die Autoren der Studie weiter. Die Autoren des Jahresberichts loben Obama dafür, dass er die Zeichen der Zeit erkannt habe und die Zusammenarbeit mit anderen Staaten suche. Es sei notwendig, neue strategische Partnerschaften zu schaffen - und zwar speziell im Bezug auf drei Kernthemen: Den Atomstreit mit dem Iran, Nordkorea und den Kampf gegen die Taliban in Afghanistan.
Kernthemen: Iran, Nordkorea, Afghanistan
Gerade für den Umgang mit dem iranischen Atomkonflikt empfehlen die IISS-Experten, arabische Staaten stärker einzubinden. Die Türkei, Saudi-Arabien und Ägypten müssten eine regionale Sicherheitsstruktur schaffen, die den Anreiz für ein iranisches Atomprogramm verringert.
Was Nordkorea betrifft, so müsse speziell China dazu gebracht werden, eine klare Position einzunehmen und darzustellen, welche Art von politischer und Sicherheits-Struktur es in Ostasien unterstützen kann. Denn mittlerweile sehe auch China im nordkoreanischen Atomprogramm eine Bedrohung für sich selbst und die gesamte Region.
Außenpolitische und militärische Priorität der US-Regierung bleibe aber der Einsatz in Afghanistan, so die IISS-Studie. Grundlage für einen erfolgreichen Einsatz sei, die Balance zwischen dem gezielten Einsatz von Streitkräften und Verhandlungen mit gemäßigten lokalen Führern zu finden.
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Umfrage: Berlusconis Popularität sinkt
16.09.2009 | 14:59 | (DiePresse.com)
Die Skandale rund um das Privatleben des italienischen Regierungschefs zeigen Folgen: Seine Beliebtheit fiel in zwei Monaten um sechs Prozentpunkte. Populärster Minister ist Innenminister Maroni.
Nach der Serie von Skandalen rund um sein Privatleben sinkt die Popularität des italienischen Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi. Das ergab einer Umfrage der regierungskritischen Tageszeitung "La Repubblica", die am Mittwoch veröffentlicht wurde. Im August fiel die Popularität des Premierministers und Medienzaren demnach um zwei Prozentpunkte auf 47 Prozent.
Schon im Juli war die Popularität des Premierministers laut IPR um vier Prozentpunkte rückgängig. Laut der Umfrage liegt die Popularität Berlusconis weit hinter seinem Rekordhoch von 62 Prozent, das er vor Beginn der Skandalserie im vergangenen April erreicht hatte.
Maroni beliebtester Minister
Der populärste Minister in der Regierung Berlusconi ist mit 61 Prozent Innenminister Roberto Maroni, der sich in den vergangenen Monaten mit umstrittenen Maßnahmen gegen die Kriminalität und die illegale Immigration engagierte. Zu den populärsten Ministern zählt außerdem Sozialminister Maurizio Sacconi, der sich stark für Anti-Krisen-Maßnahmen einsetzt.
Berlusconi hatte am Dienstag versichert, dass er wegen der Skandale rund um sein Privatleben nicht an Popularität verloren habe: "Die Italiener sind auf meiner Seite. Meine Popularität liegt bei 68,4 Prozent".
This article was downloaded by calibre from http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/508713/index.do?from=rss
| Section menu | Main menu |
| Next | Section menu | Main menu | Previous |
Japan: Yukio Hatoyama ist neuer Regierungschef
16.09.2009 | 14:48 | (DiePresse.com)
Das japanische Parlament hat den bisherigen Oppositionschef am Mittwoch zum Ministerpräsidenten gewählt. Hatoyama will die Wirtschaft wieder in Schwung bringen.
Das Unterhaus des japanischen Parlaments hat Yukio Hatoyama am Mittwoch zum neuen Ministerpräsidenten gewählt. "Jetzt beginnte der Kampf", sagte der bisherige Oppositionsführer. Seine Demokratische Partei hatte bei den Unterhauswahlen im August einen Erdrutschsieg gegen die seit beinahe fünf Jahrzehnten ununterbrochen regierende Liberaldemokratische Partei eingefahren.
Das Kabinett des bisherigen Ministerpräsidenten Taro Aso trat vor Beginn der Parlamentssitzung geschlossen zurück. Die neue Mitte-Links-Koalition aus Demokratischer Partei (DPJ), Neuer Volkspartei (PNP) und Sozialdemokraten (SDP) hat eine Mehrheit von 308 der 480 Sitze im Parlament.
Wichtigste Aufgabe Hatoyamas wird es sein, die zweitgrößte Volkswirtschaft wieder in Gang zu bringen. Sein Kabinett, eine delikate Mischung aus früheren Liberaldemokraten, Sozialdemokraten und jungen Konservativen, muss schnell die Arbeit aufnehmen, um Wahlkampfversprechen umzusetzen.
Die Wahl von Hatoyama markiert einen Wendepunkt in Japan, das sich in der schwersten Wirtschaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg befindet. Die Arbeitslosigkeit ist auf Rekordniveau, die Löhne sinken. Hatoyama hat versprochen, gegen die Bürokratie einzuschreiten, die Verschwendung von Steuergeldern zu stoppen und die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen, indem geplante Steuererhöhungen zunächst ausgesetzt werden.
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Politische Gefangene: Human Rights Watch klagt Burma an
16.09.2009 | 14:23 | (DiePresse.com)
Die Militärjunta halte etwa 2250 politische Gefangene fest, kritisiert die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch. Sie fordert die bedingunslose Freilassung der Gefangenen.
Die Zahl der politischen Gefangenen in Burma hat sich in den vergangenen zwei Jahren mehr als verdoppelt. Die Militärjunta habe nach dem Aufstand der Mönche im Herbst 2007 radikal durchgegriffen, berichtet die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch in einer neuen Studie. Geschätzte 2250 politische Gefangene soll es derzeit geben. Darunter sind Mönche und Bürger, die an den Demonstrationen teilnahmen, und Menschen, die den Opfern des verheerenden Zyklons Nargis im Mai 2008 auf eigene Faust geholfen haben.
Nach dem Aufstand wurden mehr als 300 Menschen verurteilt. Darunter war der Mönch U Gambira, der im November 2007 zu 68 Jahren Gefängnis, davon zwölf im Arbeitslager, verurteilt wurde. Die Strafe wurde später auf 63 Jahre reduziert. Mehr als 20 Dissidenten, darunter der bekannte Komiker Zargana, wurden verurteilt, weil sie der Regierung mangelnde Hilfe für die Zyklon-Oper vorwarfen. Zargana wurde im November 2008 zu 59 Jahren Haft verurteilt, reduziert auf 35 Jahre. Nach Angaben von Human Rights Watch gibt es mindestens 43 Gefängnisse für politische Gefangene und mehr als 50 Arbeitslager.
Prominenteste Gefangene ist Friedensnobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi, die im August zu weiteren 18 Monaten Hausarrest verurteilt wurde. Sie hat 14 der vergangenen 20 Jahre unter Hausarrest verbracht.
Die Organisation rief die Junta auf, die politischen Gefangenen bedingungslos freizulassen. "Die Generäle planen im nächsten Jahr Wahlen. Das wird eine Farce, wenn ihre Gegner alle im Gefängnis sind", sagte Tom Malinowski von Human Rights Watch. "Die USA, China, Indien und die anderen Nachbarn Burmas in Südostasien sollten alle Hebel in Bewegung setzen, um die Freilassung der Gefangenen zu erreichen." China ist einer der größten Investoren in Burma. Die Regierung in Peking betrachtet die Frage der Gefangenen als innere Angelegenheit Burmas.
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Zu brisant im Wahlkampf: Atom-Studie unter Verschluss
16.09.2009 | 13:20 | (DiePresse.com)
Die deutsche CDU-Ministerin Schavan hält seit zwölf Wochen eine brisante Atom-Studie zurück. Darin wird der Neubau von Atomkraftwerken gefordert und die Suche nach Alternativen zum Endlager in Gorleben empfohlen.
Die deutsche Forschungsministerin Annette Schavan (CDU) hält seit zwölf Wochen ein brisantes Gutachten zur Atomenergie unter Verschluss, das sie selbst in Auftrag gegeben hat. Nach Angaben der "Financial Times Deutschland" regen in der Studie rund hundert Forscher unter anderem den Neubau von Atomkraftwerken in Deutschland an. Außerdem werben sie dafür, an anderen Standorten als Gorleben nach atomaren Endlagern zu suchen.Schavan dürften die Atom-Empfehlungen offenbar zu heikel sein. Obwohl sie die Studie mit dem Titel "Konzept für ein integriertes Energieforschungsprogramm für Deutschland" bereits im Juni erhalten habe, solle diese erst im Oktober vorgestellt werden - nach der Bundestagswahl.
Forscher fordern neue Atommeiler
In der Studie plädieren die Forscher laut "Financial Times Deutschland" ziemlich unverhohlen für neue Atommeiler: "Abhängig von politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen könnte sich Deutschland aber in der Zukunft wieder an der Entwicklung und dem Bau von neuen Kernkraftwerken beteiligen, um einen erheblichen Teil des Energiebedarfs mit Kernenergie zu decken." Trotz unbestreitbarer Risiken biete die Kernkraft "eine kostengünstige und konsensfähige Grundlast-Stromversorgung ohne CO2-Ausstoß".In der Endlager-Frage erklären die Autoren des Gutachtens: "Für ein Endlager in Tongestein liegen umfangreiche wissenschaftliche Erkenntnisse aus Frankreich, Belgien und der Schweiz vor." Unerwähnt bleibt im Gutachten allerdings eine Tatsache, die Schavans geringes Interesse an dieser Alternative erklären könnte: Die meisten Tonformationen liegen in Baden-Württemberg - Schavans politischer Heimat. Schavan hatte sich wiederholt für den Salzstock Gorleben in Niedersachsen als Endlager ausgesprochen.
Wahlkampfthema Atomkraft
Die deutsche Forschungsministerin will SPD und Grünen mit der Studie offenbar keine weitere Munition liefern. Die Union tritt wie die FDP für längere Laufzeiten von Atomkraftwerken ein. Jedoch wirbt sie im Wahlkampf nicht offensiv dafür. Mit Kernkraft lassen sich kaum Wählerstimmen gewinnen. Seit Monaten versucht vor allem SPD-Umweltminister Sigmar Gabriel, Stimmung gegen die Atompläne von Schwarz-Gelb zu machen.In einem Brief an die Autoren der Studie schreibt das Präsidiumsmitglied der Deutschen Akademie der Technikwissenschaften (Acatech), Ortwin Renn, eine Kurzfassung des Konzepts sei "am 24. Juni 2009 an Frau Schavan übergeben worden". Neben Acatech waren drei weitere deutsche Wissenschaftsorganisationen beteiligt. "Allerdings haben sich die Präsidien der Akademien und das Bundesforschungsministerium darauf verständigt, das Konzept erst nach der Bundestagswahl (am 27. September) der Öffentlichkeit vorzustellen, da sonst die Gefahr bestände, dass es im Wahlkampf untergeht oder zerredet wird", heißt es in dem Brief, welcher der "Financial Times Deutschland" ebenso wie Teile des Gutachtens vorliegt. Das Ministerium wollte sich laut der Zeitung zum Inhalt der Studie nicht äußern.
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Habsburger wollen Präsident werden können
16.09.2009 | 13:04 | (DiePresse.com)
Ulrich Habsburg-Lothringen kämpft für ein passives Wahlrecht bei der Bundespräsidentenwahl. Laut Wahlordnung ist es derzeit Mitgliedern "regierender und ehemals regierender Häuser" verboten zu kandidieren.
In der beliebten ORF-Unterhaltungssendung "Wir sind Kaiser" wird Österreich satirisch wieder als Monarchie dargestellt. Die Habsburger selbst gehen nun andere Wege: Sie kämpfen für ein passives Wahlrecht bei der Bundespräsidentenwahl.
Ulrich Habsburg-Lothringen, Grüner Gemeinderat in der Kärntner Bezirksstadt Wolfsberg, und seine Schwiegertochter Gabriele Habsburg-Lothringen haben beim Verfassungsgerichtshof einen Gesetzesprüfungsantrag eingebracht - die Bundespräsidentenwahlordnung solle überprüft werden. Laut Wahlordnung ist es nämlich Mitgliedern "regierender und ehemals regierender Häuser" verboten zu kandidieren.
In der Beschwerde wird argumentiert, dass mit dieser Bestimmung das verfassungsrechtlich gewährleistete Recht auf Gleichheit vor dem Gesetz, das Sachlichkeitsgebot, das Bestimmtheitsgebot und das Recht auf freie und demokratische Wahlen verletzt würden.
Die Beschwerde ist inzwischen Bundeskanzler Werner Faymann vorgelegt worden. "Wir erwarten nun innerhalb der kommenden vier Wochen eine Stellungnahme der Bundesregierung", erklärte Vouk, Rechtsvertreter des in Kärnten ansässigen Zweiges der Habsburger.
Ob Habsburg-Lothringen, sollte das Wahlrecht geändert werden, tatsächlich für das höchste Amt im Staat kandidieren will, wurde nicht kommentiert. Vouk meinte ausweichend auf diese Frage: "Bei der momentanen Rechtslage kann er ja nicht einmal mit dem Gedanken spielen."
Ausschluss der Habsburger seit der ersten Republik
Der Ausschluss der Habsburger von der Kandidatur für das Bundespräsidentenamt wurde mit Ausrufung der ersten Republik eingeführt. Das Verbot bezieht sich nicht nur auf potenzielle Thronanwärter, sondern auf alle Mitglieder des Hauses. Der Grüne Kommunalpolitiker Habsburg-Lothringen wäre in der Thronfolge "unter ferner liefen", dürfe aber dennoch nicht kandidieren, erläuterte Vouk. Noch krasser sei der Fall bei Gabriele Habsburg-Lothringen. Erst durch ihre Heirat sei die geborene Wetschnig von der Wahl ausgeschlossen.Das Verbot bezieht sich aber nicht nur auf Mitglieder des Hauses Habsburg-Lothringen, sondern auf alle Mitglieder ehemals regierender Häuser. "Es dürften also auch Wittelsbacher und Hohenzollern, Karadordevici und Obrenovici, Liechtensteiner und Stuarts, selbst Ashanti-Könige, selbstverständlich wenn sie die österreichische Staatsbürgerschaft haben, nicht für das Amt kandidieren", erklärte Vouk. Ein derart weitreichender Ausschluss sei sachlich nicht begründbar und stehe im Widerspruch zum freien und demokratischen Wahlrecht.Die Beschwerde sei zum jetzigen Zeitpunkt eingebracht worden, um dem Verfassungsgerichtshof Zeit zu geben, noch vor der Bundespräsidentenwahl 2010 darüber zu befinden. Ein späterer Zeitpunkt sei nicht angebracht, da die Wahl dann theoretisch sogar angefochten werden könne. "Die Republik könnte nach 90 Jahren langsam einen lockereren Umgang mit der Geschichte haben", meinte Vouk.
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Strache will Vorrang für Eltern bei Arbeitsplätzen
16.09.2009 | 12:54 | (DiePresse.com)
Bei gleicher Qualifikation sollen Bewerber mit Kindern die Jobs bekommen, fordert FP-Chef Strache. So will er die Geburtenrate ankurbeln. Mit Zuwanderung könne man das Pensionssystem nicht sichern.
Eltern sollen bei Bewerbungen um einen Job bei gleicher Qualifikation bevorzugt werden. Diese Forderung ist ein Ergebnis der zweitägigen FPÖ-Klubklausur am oberösterreichischen Irrsee.
Parteichef Heinz-Christian Strache sieht in dem "Vorrang" für Eltern eine Stärkung der Familienpolitik, wie er am Mittwoch erklärte. Mit derartigen Maßnahmen könne man eine demografische Umkehr erreichen und damit den Zusammenbruch des Sozialsystems stoppen.
"Zuwanderung keine Lösung"
Mit Zuwanderung könne man Sozial- und Pensionsystem nämlich nicht retten, betonte Strache. Im Gegenteil: Ein Experte habe dem blauen Klub während der Klausur vorgerechnet, dass sich Immigration frühestens in 25 Jahren lohnen würde. Strache befürchtet sogar eine steigende Arbeitskräfteknappheit bei steigender Massenarbeitslosigkeit.
Strache forderte auch erneut ein so genanntes Kindererziehungsgeld in der Höhe von etwa 700 Euro. Dieses solle, wie etwa auch die Gratis-Kindergärten, Österreichern und EU-Bürgern sofort zur Verfügung stehen. Zuwanderern sollen es zunächst nicht bekommen - "und nach Jahren kann man dann sagen, er hat es sich verdient". Ein solches Modell sei auch EU-konform, gab sich der FPÖ-Obmann überzeugt.
Grüne: "Hetze gegen Kinderlose"
Kritik an Straches "Vorrang für Eltern" - Vorschlag kommt von den Grünen. Strache eröffne offensichtlich die Hetze gegen Kinderlose, erklärte Daniela Musiol, Familiensprecherin der Grünen, am Mittwoch. Mit seinem Vorschlag wolle der FP-Chef die Gesellschaft spalten "in Menschen, die Kinder haben und jene, die gewollt oder ungewollt kinderlos sind."
This article was downloaded by calibre from http://diepresse.com/home/politik/innenpolitik/508673/index.do?from=rss
| Section menu | Main menu |
| Next | Section menu | Main menu | Previous |
U-Ausschuss: Pilz will Bandion-Ortner laden
16.09.2009 | 12:42 | (DiePresse.com)
Die Justiz ermittle "scharf" gegen die Opposition, würge aber Verfahren gegen Regierungsmitglieder ab, sagt der Grüne Abgeordnete. Justizministerin Bandion-Ortner versuche die Kontrolltätigkeit des Parlaments zu verhindern.
Der Grüne Fraktionsführer im Spionage-Untersuchungsausschuss, Peter Pilz, will Justizministerin Claudia Bandion-Ortner als Auskunftsperson in den Ausschuss laden. Im Ausschuss gehe es um den "Verdacht der Regierungsjustiz", so Pilz am Mittwoch. Denn während die Staatsanwaltschaft gegen Oppositionsvertreter "scharf" ermittle seien Verfahren gegen Regierungsmitglieder in der Vergangenheit "abgewürgt" worden.
"Warum versucht sie, die Kontrolltätigkeit des Parlaments zu verhindern, das soll sie uns erklären", meinte Pilz in Richtung Bandion-Ortner. Ebenfalls klären soll die Ministerin, warum sie Missstände "deckt" und jene verfolgt, die diese aufdecken wollen. "Das ist Regierungsjustiz", so der Grüne Fraktionsführer. Er erwartet sich, dass Bandion-Ortner Hinweise auf Missstände im eigenen Ressort ernst nimmt und etwas dagegen unternimmt.
"Regierungsfälle niedergeschlagen"
Als Beispiele für Fälle, in denen gegen Regierungsmitglieder milde vorgegangen wurde, nannte Pilz etwa Ex-Innenminister Günter Platter (ÖVP) im Fall Zogaj, die ehemalige VP-Außenministerin Benita Ferrero-Waldner in der Visa-Affäre oder den Ex-Finanzminister Karl Heinz Grasser. "Es ist fast der Regelfall, dass Regierungsfälle niedergeschlagen werden."
Pilz betonte auch, dass sein Ziel nicht der Ausbau der Abgeordneten-Immunität ist. Geschützt werden müssten eher jene Bürger, die sich an Politiker wenden, um Missstände aufzuzeigen. Vorstellbar wäre eine Art "Whistleblower-Regelung" (Whistleblower = Aufdecker von Skandalen, Anm.), wie es sie etwa in den USA gibt. Personen, die Missstände aufdecken wollen, sollen vor strafrechtlicher Verfolgung geschützt werden. Die Grünen würden bereits an einem entsprechenden Gesetzesentwurf arbeiten.
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Wolf kontert nach Kritik: "Magna wird nicht Opel"
16.09.2009 | 20:19 | (DiePresse.com)
Nach Kritik von BMW und VW verspricht Magna-Chef Siegfried Wolf strikte Trennung von Zuliefergeschäft und Autoproduktion. Magna werde ein "absolut zuverlässiger Partner" bleiben.
Magna-Chef Siegfried Wolf hat nach Kritik einiger Autobauer wegen der geplanten Opel-Übernahme beteuert, dass Magna für sie ein "absolut zuverlässiger Partner" bleiben werde. "Magna (...) wird nicht Opel. Sondern Magna wird weiterhin strikt das Zuliefergeschäft vom Engagement bei Opel trennen", sagte Wolf am Mittwoch in einer Veranstaltung der Forschungsförderungsgesellschaft Österreich in Wien.Tags davor hatten Magna-Kunden wie Volkswagen und BMW öffentlich gedroht, ihre Zusammenarbeit mit dem Zulieferer im Fall seines Einstiegs bei Opel überprüfen zu wollen. Sie drohten aus Angst vor dem Abfluss technologischen Wissens mit dem Abbruch der Geschäftsbeziehungen.
Kritik von VW und BMW, Daimler vertrauensvoll
VW-Aufsichtsratschef Ferdinand Piech hatte etwa bei der IAA in Frankfurt erklärt: "Wir als Konzern mögen es nicht, wenn aus unseren Zulieferern unsere Konkurrenten werden." BMW-Finanzchef Friedrich Eichiner wiederum kündigte an, die enge Zusammenarbeit mit Magna überdenken zu wollen und künftig genauer zu prüfen, "welche Technologie wollen wir in die Hände eines Konkurrenten geben". Magna produziert für BMW derzeit unter anderem den kleinen Geländewagen X3 und Komponenten. Die Produktion des X3 in Graz läuft 2010 aus. Daimler-Vorstandschef Dieter Zetsche hatte dagegen erklärt, dass es auch nach der geplanten Übernahme von Opel eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Magna geben werde. Die beiden Unternehmen arbeiten bei der Mercedes-Benz G-Klasse zusammen.
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OECD: Bald zehn Prozent Arbeitslose
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Die OECD warnt vor Kurzarbeit, Frühpensionierungen und qualitativ schlechten Schulungen. Sie rechnet für Ende 2010 mit 57 Millionen Menschen ohne Arbeit.
Wien (b.l.).Zwischen Dezember 2007 und Juni 2009 ist die Arbeitslosigkeit in den OECD-Staaten regelrecht nach oben geschnellt. Hatte die Arbeitslosenrate Ende 2007 mit 5,6 Prozent ein 25-Jahres-Tief markiert, erreichte sie im vergangenen Juni bereits 8,3 Prozent. Für Ende 2010 erwartet die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in den Industrieländern eine Arbeitslosenquote von zehn Prozent. Das wäre ein Allzeithoch, wie aus dem jüngsten OECD-Beschäftigungsausblick hervorgeht.
Dann wären 57 Millionen Menschen ohne Arbeit, um 25 Millionen mehr als vor der Krise. Auch wenn im nächsten Jahr bereits eine Verbesserung der Konjunktur eintritt, schlägt das nicht sofort auf den Arbeitsmarkt durch. Dieser reagiert üblicherweise mit Verzögerung von rund einem halben Jahr auf die Konjunktur.
In Österreich blieb der Anstieg der Arbeitslosigkeit bis Juni mit 0,4 Prozentpunkten unter dem OECD-Schnitt (2,7 Prozentpunkte). Überdurchschnittlich stark war der Anstieg in Spanien, Irland und den USA. In Deutschland und Polen verzeichnet die OECD seit Dezember 2007 einen leichten Rückgang.
Österreich hat Nachholbedarf
Diese Verhältnisse könnten sich laut dem OECD-Experten Herwig Immervoll bald ändern. Deutschland und Österreich hätten die großzügigsten Kurzarbeitsregelungen in der OECD, sagte er zur APA. Das habe die Arbeitslosigkeit niedrig gehalten. In den kommenden sechs bis 18 Monaten könnte sich die heimische Arbeitslosenquote auf sieben Prozent verschlechtern. Damit läge das Land noch immer unter dem Schnitt der OECD (im Juni 8,3 Prozent) oder der Eurozone (9,4 Prozent).
In der Krise haben viele Staaten Schritte gesetzt, um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und Armut zu verhindern. Viele Länder haben die Arbeitslosenunterstützung erhöht oder die Bezugsdauer verlängert. Österreich liegt mit einer Nettoersatzrate von 61 Prozent (diesen Anteil des letzten Nettoeinkommens erhält ein Arbeitsloser im ersten Jahr im Schnitt an Unterstützung) im EU-Mittelfeld. Höhere Unterstützung gibt es in der Schweiz, Deutschland, Frankreich oder Spanien.
Anders sieht die Sache für Langzeitarbeitslose aus: Bei der Nettoersatzrate während fünfjähriger Arbeitslosigkeit liegt Österreich– dank der Notstandshilfe– nach Norwegen und Belgien an dritter Stelle. Die OECD heißt möglichst lange und hohe Unterstützung während der Krise gut, warnt aber davor, Arbeitslosigkeit zum Dauerzustand werden zu lassen. In schlechten Zeiten neige die Politik dazu, Leute nicht nur befristet, sondern endgültig in die Inaktivität zu drängen, etwa durch Frühpensionierungen und Invaliditätspensionen.
Das sei oft kontraproduktiv: Der Gesundheitszustand von teilweise invaliden Personen verschlechtere sich im Ruhestand stärker, als wenn ihnen die Rückkehr in den Arbeitsmarkt erleichtert wird.
Strukturwandel nicht verhindern
Die meisten Länder haben ihre Schulungsprogramme für Arbeitslose verstärkt. Die OECD-Experten sehen eine Gefahr, wenn das zu schnell passiert: Dann könnte die Qualität leiden. Die Ökonomen raten, zwischen leicht vermittelbaren Personen und solchen mit Defiziten zu differenzieren. Bei Langzeitarbeitslosen sei eine intensive Weiterbildung angesagt, die mit einem Zertifikat ende, das auf dem Arbeitsmarkt nütze. Bei Personen ohne Vermittlungsdefizite sollte man für rasche Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt sorgen.
Einige Länder, darunter Österreich, haben Teilzeit attraktiver gemacht, etwa durch Unterstützung von Kurzarbeit. In anderen hat die öffentliche Hand verstärkt Jobs geschaffen. Die OECD warnt zur Vorsicht bei solchen Maßnahmen: Sie könnten dazu führen, dass Strukturwandel verhindert wird. Auch raten die Ökonomen, in der Krise die Integration von Migranten nicht zu vernachlässigen und diese am Arbeitsmarkt nicht zu diskriminieren. Das könnte sich im Aufschwung rasch rächen.
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Die Deflation verabschiedet sich
16.09.2009 | 18:30 | (Die Presse)
Nach zwei Monaten sinkender Preise betrug die Augustinflation 0,3 Prozent. Preisdämpfend wirkten einmal mehr die Treibstoffe, die um 19 Prozent unter dem Niveau des Vorjahres lagen.
Wien (b.l.). Waren und Dienstleistungen waren in Österreich im August um 0,3Prozent teurer als vor einem Jahr. Das gab die Statistik Austria am Mittwoch bekannt. Im Juni waren die Verbraucherpreise im Jahresvergleich um 0,1Prozent, im Juli um 0,3Prozent gesunken.
Preisdämpfend wirkten einmal mehr die Treibstoffe, die um 19Prozent unter dem Niveau des Vorjahres lagen. Ohne Treibstoffe hätte die Teuerungsrate im August 1,5Prozent betragen. Doch der Abstand zum hohen Preisniveau des Vorjahres hat sich gegenüber Juli deutlich verringert.
Wohnen als Preistreiber
Auch bei den Nahrungsmitteln gab es im Jahresvergleich Preisrückgänge. Sie haben sich um 0,6Prozent verbilligt. Obst kostete um elf Prozent weniger als vor einem Jahr, Molkereiprodukte und Eier um drei Prozent. Fleisch hat sich dagegen um ein Prozent verteuert.
Größter Preistreiber war dagegen das Wohnen: Die Instandhaltung von Wohnungen verteuerte sich um 5,4Prozent. Schuld waren vor allem Preisanstiege bei den Materialien: So war etwa Zement um elf Prozent teurer als vor einem Jahr, Fenster um 17Prozent. Einen starken Anstieg (5,3Prozent) gab es auch bei den Wohnungsmieten. Die Arbeiterkammer sieht den Grund darin, dass bei Neuvermietung meist deutlich höhere Mieten verlangt werden. Beim Österreichischen Verband der Immobilientreuhänder erklärt man den Anstieg mit der 5,8-prozentigen Erhöhung der Kategoriemieten (für ältere Mietverträge) im vergangenen Herbst.
Um drei Prozent billiger geworden ist dagegen Haushaltsenergie. Grund sind die starken Preisrückgänge beim Heizöl (31Prozent). Strom ist dagegen um fünf Prozent, Gas um neun Prozent teurer geworden. Auch für Bekleidung und Schuhe musste man um fünf Prozent tiefer in die Tasche greifen als vor einem Jahr.
Grund ist, dass heuer im August ein erheblicher Teil der Winter- und Herbstkollektion verkauft wurde, während es weniger Sommerschlussverkaufsware im Angebot gab.
Wirtschaftsforscher erwarten in Österreich im Gesamtjahr eine Inflationsrate von 0,5Prozent. Im Vorjahr hatte die Teuerung noch 3,2Prozent betragen.
Hohe Inflation in Ungarn
In der EU betrug die Inflationsrate im August 0,6Prozent. In der Eurozone gab es dagegen noch einen Preisrückgang um 0,2Prozent. Das ist weniger als im Juli (0,7Prozent). Am stärksten verbilligt haben sich Waren und Dienstleistungen in Irland (2,4Prozent). Auch in Deutschland (–0,1Prozent), Frankreich, Spanien, Belgien, den Niederlanden und Portugal gab es Rückgänge. Die stärksten Teuerungsraten verzeichneten Ungarn (fünf Prozent), Rumänien (4,9) und Polen (4,3Prozent).
Einige Experten befürchten in den nächsten Jahren eine hohe Inflation: Dann könnte sich rächen, dass die Staaten so viel Geld in den Wirtschaftskreislauf gepumpt haben. Andere warnen vor sinkenden Löhnen und Deflation: Wenn die Preise längere Zeit sinken, üben sich Konsumenten oft in Kaufzurückhaltung, weil sie hoffen, dass die Preise noch weiter sinken. Das würde den Konjunkturaufschwung bremsen.
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Polen: Ein Land leistet Widerstand
16.09.2009 | 18:29 | MATTHIAS AUER UND KNUT KROHN (Die Presse)
Ohne Notkredit und Konjunkturpaket vermeidet Polen als einziges EU-Land die Rezession. Österreichs Firmen freuen sich auf Privatisierungen und die Euro 2012.
warschau. Donald Tusk strahlte. Hinter dem polnischen Premier leuchtete eine Karte mit einem tiefrot eingefärbten Europa, nur Polen stach wie eine kleine, grüne Insel heraus. Polen ist das einzige Land in der EU, erklärte Tusk auf der eilig einberufenen Pressekonferenz in der Warschauer Börse, dessen Bruttoinlandsprodukt im zweiten Quartal 2009 gewachsen ist. Es legte um 1,1 Prozent im Vergleich zum Vorjahr zu.
Tatsächlich kennt das größte der neuen EU-Mitgliedsländer weder Rezession noch Konjunkturpakete. Heuer wurden die Staatsausgaben sogar um neun Mrd. auf 27,1 Mrd. Zloty (6,3 Mrd. Euro) verringert. Woher aber kommt die Stärke der Polen? „Wir konnten 20 Jahre lang Transformation trainieren“, verrät Wirtschaftsminister Waldemar Pawlak zur Eröffnung des österreichisch-polnischen Wirtschaftsforums in Warschau einen Teil des polnischen Erfolgsrezeptes.
Weitaus wichtiger dürfte aber das gute Timing des Landes gewesen sein. Als die Krise begann, verhinderte der starke Binnenkonsum, der zwei Drittel der Wirtschaftsleistung ausmacht, einen Absturz. Zu Jahresbeginn verhalf der rapide Wertverlust der polnischen Währung (der Zloty stürzte zwischenzeitlich um 40 Prozent ab und erholt sich nur langsam) den polnischen Produzenten zudem zu billigen Exporten. Nicht zuletzt ist Polen der größte Nettoempfänger in der EU.
Donald Tusk entschied sich also, nicht einzugreifen – und hatte damit bisher Erfolg. Für kommendes Jahr musste der Premier jedoch bereits die Verdoppelung des Budgetdefizits auf 12,7 Mrd. Euro ankündigen. Der Plan, das Budgetloch mit den Einnahmen aus der Privatisierung großer Energiekonzerne zu stopfen, scheint vorerst durch ein Veto des nationalkonservativen Präsidenten Lech Kaczynski gebremst. „Der Präsident hat keinen Einfluss auf die Privatisierungspläne“, versichert Minister Pawlak im Gespräch mit der „Presse“. Die erwarteten Einnahmen würden das Defizit auf das Niveau von heuer senken.
„Größte Baustelle Europas“
„Polen hat sich in der Krise hervorragend geschlagen“, sagt auch Bundespräsident Heinz Fischer bei einem Arbeitsbesuch in Warschau. Österreichs Firmen konnten davon aber nur teilweise profitieren. So brach der Außenhandel nach fünf starken Jahren im ersten Halbjahr um ein Fünftel auf zwei Mrd. Euro ein. Für die kommenden zwei Jahre kündigte Tusk an, Polen zur „größten Baustelle Europas“ zu machen. Immerhin gilt es, Straßen und Stadien für die Euro 2012 zu bauen und Milliardenhilfen der EU zu verbrauchen.
Österreichs Unternehmen machen da einen guten Schnitt. So baut die Alpine etliche Stadien in Polen, Konkurrent Strabag hat eben erst den Zuschlag für den Bau einer Autobahn erhalten. Im Grunde läuft es in Polen gut, bestätigt Wirtschaftskammerpräsident Christoph Leitl in Warschau. Zwei Probleme hielten sich aber hartnäckig: fehlende Finanzierung und zu viel Bürokratie.
„Die Gesetze wurden zwar geändert, aber die Beamten halten sich nicht daran. Sie haben mit ausländischen Investoren immer noch ein ideologisches Problem“, klagte Gerhard Glinzerer vom Armaturenbauer Herz dem Minister sein Leid. Schikanen und Strafen der Prüfstellen seien Routine. Pawlak versprach Besserung und erzählte selbst eine Anekdote: Es gab in einem Landstrich Polens ein Finanzamt, dessen Kontrollen so rigoros waren, dass immer mehr Firmen abwanderten. Am Ende wurde das Amt wegen „Kundenmangels“ geschlossen.
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IEA: Neue Gaskrise droht
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Der russisch-ukrainische Konflikt ist noch nicht gelöst. Mehrere Projekte für neue Speicheranlagen sind inzwischen gestartet worden. Steigende Kosten erwartet die IEA bei allen fossilen Energieträgern.
Fuschl (jaz). „Jedes europäische Land sollte unbedingt einen Notfallplan haben.“ Das sagte der Vizedirektor der Internationalen Energieagentur (IEA) Richard Jones im Rahmen der Verbund-Energiekonferenz „Energy 2020“ am Mittwoch im Salzburger Fuschl. Denn auch diesen Winter könnte der ungelöste Streit zwischen Russland und der Ukraine erneut eskalieren und in einen Lieferstopp münden. „Und der Plan darf nicht einfach lauten: Ich hole mir das Gas von meinem Nachbarn. Das muss europaweit abgestimmt sein“, so Jones weiter.
Grundsätzlich hätten die Regierungen aus der Krise Anfang dieses Jahres zwar gelernt. Mehrere Projekte für neue Speicheranlagen seien inzwischen gestartet worden. „Langfristig ist es aber notwendig, stärker zu diversifizieren. Einerseits brauchen wir neue Erdgaslieferanten. Andererseits müssen wir verstärkt auf neue Energieträger wie Wind oder Sonne setzen. Auch wenn deren Verwertung derzeit noch teurer ist. In zehn Jahren wird die Kostenlage nämlich sicherlich ganz anders aussehen.“
Fünfmal Saudiarabien
Steigende Kosten erwartet die IEA bei allen fossilen Energieträgern. „Beim Öl haben wir aufgrund des Nachfrageeinbruchs infolge der Krise für die nächsten zwei bis drei Jahre genügend Reservekapazität. Das sorgt für moderate Preise. Dann wird es aber auch dort wieder einen Preisanstieg geben“, meint Jones. Und bis 2030 müssten allein aufgrund des Förderrückgangs bei den bestehenden Feldern neue Quellen im Ausmaß der fünffachen Fördermenge von Saudiarabien erschlossen werden.
Die Sorge, dass die fossilen Brennstoffe ausgehen könnten, hat OMV-Chef Wolfgang Ruttenstorfer indes nicht: „Wir haben sogar in Österreich so viel Gas im Boden, wie wir je verbrauchen können.“ Allerdings sei dieses Gas in einer Tiefe gespeichert, die eine Förderung zurzeit technisch noch unmöglich macht. Trotzdem erwartet auch er aufgrund der CO2-Problematik künftig eine verstärkte Nutzung von erneuerbaren Energieträgern. Für die „Zeit des Übergangs“ setzt er seine Hoffnungen vor allem auf „carbon capture and storage“ – die Abscheidung von CO2 in den Kraftwerken und die Speicherung desselben in alten Gasfeldern im Boden. Die OMV arbeitet bereits an mehreren Pilotprojekten.
Auch Verbund-Chef Wolfgang Anzengruber sieht momentan eine „Verschnaufpause“ beim Verbrauchszuwachs. So wird der heimische Stromverbrauch heuer um sieben Prozent sinken. Dennoch sei der Ausbau der Wasserkraft unumgänglich. „Es gibt viele Potenziale, die noch brachliegen.“ Verhindert werde der rasche Ausbau durch zu lange Genehmigungsverfahren für die Kraftwerke und die ebenfalls notwendigen Leitungen.
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Handel: Ist der Biohype wirklich vorbei?
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
In Deutschland ist der Sektor nach den Boomjahren heuer geschrumpft. In Österreich liegen die Wachstumsraten noch immer im einstelligen Bereich. Grund: die stark positionierten Marken.
Wien (hie). Es gab eine Zeit, in der zweistellige Wachstumsraten im Biobereich ganz normal waren. Doch dann kam die Wirtschaftskrise – und dem Ökoboom wurde ein baldiges Ende prophezeit. Zumindest in Österreich scheinen sich die Bioprodukte nicht daran zu halten. Auch im Krisenjahr 2009 soll der Biomarkt noch einmal um fünf bis sechs Prozent zulegen, wie die Zahlen des Lebensministeriums zeigen.
Anders ist das bei den deutschen Nachbarn, wo die Krise den Bioboom längst ausgebremst hat. Wie aus einer Analyse des Marktforschungsinstituts GfK hervorgeht, ist der Umsatz mit Biolebensmitteln in Deutschland im ersten Halbjahr 2009 um vier Prozent gesunken. Experten erwarten einen weiteren Rückgang.
„In Österreich ist das Bewusstsein für Bioprodukte viel ausgeprägter als in anderen Teilen Europas“, sagt Peter Schnedlitz, Vorstand des Instituts Handel und Marketing an der Wiener Wirtschaftsuniversität, im Gespräch mit der „Presse“. Das erkläre auch, warum die Österreicher weniger preissensibel sind als die deutschen Nachbarn. Weiters erwiesen sich die Österreicher überhaupt als relativ krisenresistent, wenn es um den Handel geht.
Ganz billig oder ganz teuer
Vor allem aber liege die Tatsache, dass der Biomarkt noch wächst, an der starken Positionierung heimischer Marken: „In Deutschland gibt es keinen so profilierten Biomarkt. Wenn Krisenerscheinungen auftreten, profitieren jene, die ein klares Profil haben“, sagt Schnedlitz. Und das, obwohl Bioprodukte um mindestens 15 Prozent teurer seien als herkömmliche. „Die großen Probleme hat der mittlere Bereich. Gekauft werden ganz billige und ganz teure Produkte.“
Die heimischen Unternehmen hätten es geschafft, in den vergangenen zehn bis fünfzehn Jahren ein klares Image aufzubauen – und davon profitieren sie jetzt.
Als Beispiel nennt Schnedlitz „Ja, natürlich!“. Die Biomarke der Rewe-Austria-Gruppe hat ihr Sortiment in den vergangenen fünfzehn Jahren laufend erweitert.
Mittlerweile besteht die Palette aus rund 1000 Produkten. Der „Ja, natürlich!“-Anteil am Gesamtumsatz liegt nach Angaben des Unternehmens bei fünf Prozent. Allerdings muss sich auch „Ja, natürlich!“ vorerst von zweistelligen Zuwachsraten verabschieden. Nach einem Umsatzplus von 17 Prozent im Jahr 2007 lag dieses im Vorjahr noch bei sechs Prozent.
„In der Normalität angekommen“
Für Rewe-Austria-Chef Werner Wutscher eine natürliche Entwicklung: „Nach zweistelligen Zuwachsraten in den letzten Jahren pendelt sich das Wachstum ein. Wir sind auf dem Biomarkt in der Normalität angekommen.“
Man merke bei Rewe aber schon ein verändertes Konsumverhalten. So würden Menschen beispielsweise seltener einkaufen – dafür aber mehr auf einmal. Und auch der Trend zur Billigmarke verfestigt sich. Bei Rewe greifen Kunden immer öfter zur Billigeigenmarke „Clever“. Genaue Zahlen wollte Wutscher nicht nennen. Er geht aber von einem zweistelligen Umsatzwachstum aus. Freilich: Auch „Ja, natürlich!“ werde „auf jeden Fall weiter wachsen“.
Fairer Handel legt zu
Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich beim Geschäft mit dem „fairen Handel“. Auch hier lagen die Zuwachsraten noch im Vorjahr über zwanzig Prozent, womit es wohl vorerst vorbei ist. Doch der Umsatz mit den fair gehandelten Produkten hat im ersten Halbjahr immer noch um zehn Prozent auf 36 Mio. Euro zugelegt. Mit einem solchen Wachstum rechnet man bei „Fairtrade“ auch für das Gesamtjahr.
Starke Rückgänge von fünf bis zehn Prozent meldete kürzlich aber die AMA bei Biomilch und Biobutter.
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Volksbanken AG droht die Zerschlagung
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Das Spitzeninstitut der österreichischen Volksbanken prüft einen Notverkauf der Investkredit. Im ersten Halbjahr 2009 erwirtschaftete die Bank einen Verlust vor Steuern in Höhe von 139 Mio. Euro.
Wien (höll/apa).Um einer Verstaatlichung zu entgehen, erwägt die angeschlagene Österreichische Volksbanken AG (ÖVAG) den Verkauf der Investkredit. Der neue ÖVAG-Chef, Gerald Wenzel, kündigte am Dienstagabend an, alle Weichenstellungen für die Investkredit zu prüfen. „Ein Verkauf oder Teilverkauf ist eine Option“, sagte Wenzel ausgerechnet bei der Abschiedsparty für den im Sommer ausgeschiedenen Investkredit-ChefWilfried Stadler. Die Investkredit ist im ÖVAG-Konzern für das Geschäft mit großen Firmenkunden zuständig und gilt als eines der wichtigsten Assets in der Volksbanken-Gruppe.
Bank rutscht tief in die Verlustzone
Die Verkaufsüberlegungen werfen ein neues Licht auf die finanziellen Verhältnisse der ÖVAG. Die Finanzkrise hat das Spitzeninstitut der Volksbanken schwer getroffen. Im ersten Halbjahr 2009 erwirtschaftete die Bank einen Verlust vor Steuern in Höhe von 139 Mio. Euro. Hauptgrund waren Risikovorsorgen für faule Kredite.
Bereits im Vorjahr hatte die ÖVAG ein negatives Vorsteuerergebnis von 402 Mio. Euro bekannt gegeben. Dies war mit größeren Wertberichtigungen wegen der Beinahepleite ihrer Tochter Kommunalkredit begründet worden. Die Kommunalkredit hatte mit riskanten Wertpapieren spekuliert und wurde vom Staat vor der Pleite gerettet.
Auch bei der ÖVAG ist der Staat eingesprungen. Im Frühjahr erhielt sie im Rahmen des Bankenhilfspakets eine Mrd. Euro. Doch den Volksbanken geht es so schlecht, dass sie vorerst nicht einmal die Zinsen für die Staatshilfe zahlen können. In allen Verträgen mit dem Banken gibt es einen Passus, wonach der Staat in Verlustjahren kein Geld bekommt.
Laut der Ratingagentur Moody's wird die ÖVAG nicht nur heuer, sondern auch im nächsten Jahr einen Verlust erwirtschaften. Moody's schließt nicht aus, dass die Bank eine weitere Finanzspritze benötigt.
Dem Vernehmen nach üben das Finanzministerium und die Banken-ÖIAG-Tochter Fimbag, die für die Vergabe der staatlichen Milliarden zuständig ist, Druck auf die Volksbanken aus. Gelingt es der ÖVAG in den nächsten drei Jahren nicht, die erste Tranche der Staatshilfe von 300 Mio. Euro zurückzuzahlen, hat der Bund das Recht, die Bank zu verstaatlichen.
Dies will ÖVAG-Chef Wenzel verhindern. Daher schreckt er nun auch nicht vor einem Verkauf der Investkredit zurück. Ende 2005 hatte Wenzels Vorgänger, Franz Pinkl, den anderen österreichischen Banken für rund 800 Mio. Euro die Investkredit und deren Tochter Kommunalkredit abgekauft. Schon damals meinten Konkurrenten, dass der Preis überhöht sei. Pinkl dagegen hatte von einer „Jahrhundertchance“ gesprochen. Die Investkredit war einst mit einer Bilanzsumme von 22 Mrd. Euro die sechstgrößte Bank Österreichs.
Abschreibungen wegen Kommunalkredit
Mit der Übernahme haben für die ÖVAG die Probleme erst begonnen. Wegen des Debakels um die Kommunalkredit mussten die Volksbanken im Vorjahr einen dreistelligen Millionenbetrag abschreiben. Auch die Investkredit ist in die roten Zahlen gerutscht. Laut Wenzel ist eine Entscheidung über die Zukunft der Tochter „nicht mehr heuer, aber nächstes Jahr“ zu erwarten. Nicht ausgeschlossen sei auch eine Fusion mit der ÖVAG-Gruppe.
Um die vom Staat erhaltene Milliarde zurückzuzahlen, erwägt der Bankchef noch weitere Maßnahmen. Wenzel will fünf weitere ÖVAG-Töchter (unter anderem die Ärztebank, die Immobank und die VB Factoring Bank) an die 59 Bundesländer-Volksbanken verkaufen. Damit würde sich die ÖVAG künftig nur noch um Osteuropa und sektorinterne Aufgaben kümmern.
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Wiener Tourismus: Wirtschaftskrise schaumgebremst
16.09.2009 | 18:29 | VON GERHARD BITZAN (Die Presse)
In Wien boomt der Kongresstourismus, insgesamt sind die Nächtigungszahlen aber sinkend. Wirtschaftsexperten sehen die Stadt aber weniger von der Krise betroffen als andere Bundesländer.
Sichtbar ist sie in Wien nicht so wirklich – die Wirtschaftskrise. Und derzeit könnte man sogar zum gegenteiligen Befund kommen: Denn die Stadt ist voll mit Touristen. Genauer gesagt, mit Kongresstouristen. 18.500 Mediziner, die zum großen Europäischen Lungenkongress an die Donau gereist sind, prägen seit einigen Tagen mit ihren Namensschildern und den charakteristischen Tagungstaschen das Bild der Stadt. Und sorgen nicht nur für eine weitgehend ausgebuchte Hotellerie, sondern auch für gute Einnahmen in anderen Branchen. Denn viele reisten schon Tage vorher an, andere hängen noch das Wochenende dran. Dazu kommen noch einige tausend Teilnehmer von Firmenveranstaltungen, die am Rande des Kongresses abgehalten wurden.
Der Superkongress ging gestern, Mittwoch, zu Ende. Doch die Lungenexperten sind nicht die Einzigen, die in diesen Tagen Wien in Scharen die Aufwartung machen. Der September ist auch mit weiteren Kongressen ausgebucht.
„Bereits mit Jahresende konnten wir keine Kongressanfragen für September mehr annehmen, denn es gab keine freien Kongressräumlichkeiten mehr“, erzählt die Sprecherin von Wien-Tourismus, Vera Schweder.
September ausgebucht
Der September ist ein Highlight für Wiens Wirtschaft und Tourismus. Ist doch der Kongresstourismus grundsätzlich weniger krisenanfällig als andere Branchen – vor allem auch deshalb, weil dort langfristiger geplant wird. Denn die Vorbereitung eines größeren internationalen Kongresses dauert mindestens ein bis zwei Jahre, in Extremfällen sogar bis zu zehn: So wurde im vergangenen Dezember die 100. Jahrestagung der International Trade Mark Association (INTA) vereinbart, die 9000 Teilnehmer nach Wien bringen wird. Termin: Mai 2018.
Wo ist also die Krise bemerkbar? Vom September einmal abgesehen gibt es einen deutlichen Rückgang bei den Nächtigungszahlen in Wien. Von Jänner bis Ende Juli wurde ein Minus von 6,6 Prozent verzeichnet. Für die Stadt enttäuschend, aber angesichts von Touristenrekorden sechs Jahre in Folge auch relativ gering. Wobei interessanterweise der Rückgang beim Nettonächtigungsumsatz noch weit stärker gestiegen ist. Ein Grund dafür ist der gute Umsatz im vergangenen Jahr, der vor allem durch höhere Hotelpreise während der Euro begründet war. Und zweitens ist auch durch das hohe Bettenangebot in Wien die Rendite geringer. Prognose für den Rest des Jahres: Es gebe derzeit keine Indizien, dass es schlechter wird, so die Tourismusexperten. Aber auch nicht besser.
Dass die Wirtschaftskrise in Wien schaumgebremst ist, zeigt sich auch am Handel. Fritz Aichinger, VP-Gemeinderat und Handelsobmann in der Wirtschaftskammer: „Wir hatten zwar bis Juni ein Minus von sechs Prozent, aber der Sommer hat dies ausgeglichen und wir haben somit in den ersten acht Monaten fast einen Gleichstand zum Vorjahr.“ Wobei seinen Angaben zufolge der Lebensmittelhandel besser abschneidet als Elektro- oder Textilgeschäfte. „Das kann auch damit zu tun haben, dass weniger auf Urlaub gefahren sind und – salopp gesagt – mehr Leute in Wien gegrillt haben.“
Was die Wirtschaftsentwicklung in den kommenden Monaten betrifft glaubt Aichinger nicht an eine Verstärkung der Krise. Er ist vorsichtig optimistisch – zumindest „solange die Arbeitslosenzahlen in Wien nicht explodieren“.
Dass Wien die Wirtschaftskrise nicht so stark spürt wie andere Bundesländer, bestätigt auch Peter Mayerhofer vom Wirtschaftsforschungsinstitut. „In Wien hat die Krise später begonnen und verläuft auch schwächer“, sagt der Wifo-Experte. Die Gründe für Wiens bessere Performance sind struktureller Natur. „In Wien ist der Dienstleistungssektor sehr groß und die Industrie sehr klein. Noch dazu hat die Industrie einen hohen Konsumgüteranteil, und ist damit vom weltweiten Nachfragerückgang weniger betroffen“, meint Mayerhofer. Daher gebe es in Wien auch weniger Pleiten und der Dienstleistungsbereich sei bisher stabil.
Knackpunkt Arbeitsmarkt
Mayerhofer: „Das muss aber nicht so bleiben.“ Der Knackpunkt sei der Arbeitsmarkt. Wien brauche wegen seiner Sonderstrukturen ein hohes Wachstum, um eine gute Beschäftigung zu erreichen. „Alle Prognosen sagen, dass die Beschäftigung vor 2011 nicht anspringen wird.“ Die Stadt investiert zwar 900Mio. Euro, um der Krise zu begegnen. Für die Opposition ist das aber nicht ausreichend.
„Zwei Drittel davon waren schon im normalen Budget enthalten“, sagt Martin Margulies von den Grünen. Und er ist sich sicher, dass die wirkliche Krise erst kommen und dann den Dienstleistungssektor treffen wird.
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Finanzmarkt: „Es gibt keine vertrauenswürdige Währung“
16.09.2009 | 18:29 | MATTHIAS AUER (Die Presse)
Finanzmarktstratege Philipp Vorndran warnt vor hoher Inflation und weltweit steigenden Steuern. Er rechnet mit einer Inflation von vier bis sechs Prozent.
„Die Presse“: Anleger sind verunsichert, Experten uneins. Worauf müssen wir uns einstellen? Auf Deflation oder Hyperinflation?
Philipp Vorndran: Im Moment überwiegt das deflationäre Element. Aber ich gehe davon aus, dass die Notenbanken nicht gewillt sind, der Entwicklung länger als zwölf bis 18 Monate zuzuschauen. Dann werden sie noch mehr Geld in das System pumpen, was die Inflation anheizen wird. Zudem fangen die Chinesen an, in großem Maße Gold zu kaufen, weil sie Probleme mit dem US-Dollar befürchten. Ich rechne mit einer Kombination aus großzügiger Liquiditätspolitik der Notenbanken, knappen Rohstoffen und bewusster Flucht der Anleger in reale Werte.
Wie hoch wird die Inflation sein?
Vorndran: Ich rechne mit einer Inflation von vier bis sechs Prozent.
Ist die Flucht der Chinesen ins Gold ein guter Weg, sich gegen die Inflation zu wappnen?
Vorndran: Physisches Gold ist nicht nur ein Inflationsschutz, es ist auch die einzige vertrauenswürdige Währung. Wenn man sich die Staatsverschuldung anschaut, gibt es keine Währung, auf die ich meine Anlagen langfristig aufbauen würde.
Sie warnen schon lange vor zu viel Vertrauen ins Papiergeld und dem Kollaps im Währungssystem. Wie viele Schulden verträgt ein Staat?
Vorndran: Angesichts der Staatsdefizite ist es gut denkbar, dass Anleger langfristig das Vertrauen in die Fähigkeit des Staates verlieren, seine Schulden zurückzuzahlen. Wann das passiert, hängt von der Verzinsung der Schuld und der Höhe der Schulden ab. Können Schulden von 1000 Prozent des BIP mit 0,01 Prozent refinanziert werden, juckt das keinen Menschen. Zahlen Staaten zehn Prozent Zinsen auf 100 Prozent des BIP an Schulden, bricht das Staaten das Genick. Am gefährdetsten ist Japan. Wenn die durchschnittliche Verzinsung dort auf drei Prozent steigt, hat das Land schon heute keine Chance mehr. Prinzipiell wird es ab Schulden von 150 Prozent des BIP und drei Prozent Zinsen eng.
Der Wirtschaftsweise Peter Bofinger nennt Japan als Beispiel dafür, dass immer mehr billiges Geld zu keinen Problemen führen muss.
Vorndran: Bofinger vergisst, dass Japan ein kleiner und isolierter Bereich ist, der in einem strukturellen Problem steckt. Heute ist die Lage anders. Es geht nicht mehr nur um Japan und damit um drei Prozent der Weltbevölkerung, sondern um knapp ein Viertel aller Menschen und etwa die Hälfte der weltweiten Wirtschaftsleistung. Da ist es schwieriger, zusätzliches Geld der Nationalbanken ins Ausland zu exportieren.
Was wäre aus Ihrer Sicht ein Ausweg?
Vorndran: Die Lösung wäre eine deutliche temporäre Reduktion der Staatsaktivitäten und die Akzeptanz dafür, dass eine Rezession richtig für eine Volkswirtschaft ist, um eine Selektion zwischen lebensfähigen und nichtlebensfähigen Teilen der Wirtschaft durchzuführen. Das gilt auch für die Banken. Es wäre sinnvoller gewesen, nicht alle systemrelevanten Banken am Leben zu erhalten. Auch wenn das Teil- oder Totalverluste für Aktionäre und Anleiheninhaber bedeutet.
Sie sind also gegen weitere Banken- und Konjunkturpakete.
Vorndran: Ich plädiere für einen Rückzug des Staates. Aktionäre sollten sich ihres Risikos bewusst sein und dürfen nicht weiter mit Steuergeld subventioniert werden.
Wie werden Staaten ihre Schuldenberge denn abtragen? Über Inflation oder neue Steuern?
Vorndran: Ich glaube nicht, dass die Staaten schon heute überlegen, die Schulden durch eine höhere Inflation zu verringern. Stattdessen werden wir vorher einen weltweiten Trend zu höheren Steuern und niedrigeren Staatsausgaben erleben. Damit drehen die Staaten eine Todesspirale an. Denn das verfügbare Geld beim Konsumenten sinkt so immer weiter, und die Steuereinnahmen steigen nur kurzfristig an.
In Österreich versichern uns Finanzminister und Kanzler ohnedies, dass es keine höheren Steuern geben wird.
Vorndran: Das sind Durchhalteparolen, die sich in Luft auflösen werden. Die Bürger in der Europäischen Union – also auch in Österreich – müssen sich darauf einstellen, dass die Steuern erhöht werden, weil die Staaten keine andere Wahl haben.
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OECD: Bald zehn Prozent Arbeitslose
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Die OECD warnt vor Kurzarbeit, Frühpensionierungen und qualitativ schlechten Schulungen. Sie rechnet für Ende 2010 mit 57 Millionen Menschen ohne Arbeit.
Wien (b.l.).Zwischen Dezember 2007 und Juni 2009 ist die Arbeitslosigkeit in den OECD-Staaten regelrecht nach oben geschnellt. Hatte die Arbeitslosenrate Ende 2007 mit 5,6 Prozent ein 25-Jahres-Tief markiert, erreichte sie im vergangenen Juni bereits 8,3 Prozent. Für Ende 2010 erwartet die Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in den Industrieländern eine Arbeitslosenquote von zehn Prozent. Das wäre ein Allzeithoch, wie aus dem jüngsten OECD-Beschäftigungsausblick hervorgeht.
Dann wären 57 Millionen Menschen ohne Arbeit, um 25 Millionen mehr als vor der Krise. Auch wenn im nächsten Jahr bereits eine Verbesserung der Konjunktur eintritt, schlägt das nicht sofort auf den Arbeitsmarkt durch. Dieser reagiert üblicherweise mit Verzögerung von rund einem halben Jahr auf die Konjunktur.
In Österreich blieb der Anstieg der Arbeitslosigkeit bis Juni mit 0,4 Prozentpunkten unter dem OECD-Schnitt (2,7 Prozentpunkte). Überdurchschnittlich stark war der Anstieg in Spanien, Irland und den USA. In Deutschland und Polen verzeichnet die OECD seit Dezember 2007 einen leichten Rückgang.
Österreich hat Nachholbedarf
Diese Verhältnisse könnten sich laut dem OECD-Experten Herwig Immervoll bald ändern. Deutschland und Österreich hätten die großzügigsten Kurzarbeitsregelungen in der OECD, sagte er zur APA. Das habe die Arbeitslosigkeit niedrig gehalten. In den kommenden sechs bis 18 Monaten könnte sich die heimische Arbeitslosenquote auf sieben Prozent verschlechtern. Damit läge das Land noch immer unter dem Schnitt der OECD (im Juni 8,3 Prozent) oder der Eurozone (9,4 Prozent).
In der Krise haben viele Staaten Schritte gesetzt, um Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und Armut zu verhindern. Viele Länder haben die Arbeitslosenunterstützung erhöht oder die Bezugsdauer verlängert. Österreich liegt mit einer Nettoersatzrate von 61 Prozent (diesen Anteil des letzten Nettoeinkommens erhält ein Arbeitsloser im ersten Jahr im Schnitt an Unterstützung) im EU-Mittelfeld. Höhere Unterstützung gibt es in der Schweiz, Deutschland, Frankreich oder Spanien.
Anders sieht die Sache für Langzeitarbeitslose aus: Bei der Nettoersatzrate während fünfjähriger Arbeitslosigkeit liegt Österreich– dank der Notstandshilfe– nach Norwegen und Belgien an dritter Stelle. Die OECD heißt möglichst lange und hohe Unterstützung während der Krise gut, warnt aber davor, Arbeitslosigkeit zum Dauerzustand werden zu lassen. In schlechten Zeiten neige die Politik dazu, Leute nicht nur befristet, sondern endgültig in die Inaktivität zu drängen, etwa durch Frühpensionierungen und Invaliditätspensionen.
Das sei oft kontraproduktiv: Der Gesundheitszustand von teilweise invaliden Personen verschlechtere sich im Ruhestand stärker, als wenn ihnen die Rückkehr in den Arbeitsmarkt erleichtert wird.
Strukturwandel nicht verhindern
Die meisten Länder haben ihre Schulungsprogramme für Arbeitslose verstärkt. Die OECD-Experten sehen eine Gefahr, wenn das zu schnell passiert: Dann könnte die Qualität leiden. Die Ökonomen raten, zwischen leicht vermittelbaren Personen und solchen mit Defiziten zu differenzieren. Bei Langzeitarbeitslosen sei eine intensive Weiterbildung angesagt, die mit einem Zertifikat ende, das auf dem Arbeitsmarkt nütze. Bei Personen ohne Vermittlungsdefizite sollte man für rasche Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt sorgen.
Einige Länder, darunter Österreich, haben Teilzeit attraktiver gemacht, etwa durch Unterstützung von Kurzarbeit. In anderen hat die öffentliche Hand verstärkt Jobs geschaffen. Die OECD warnt zur Vorsicht bei solchen Maßnahmen: Sie könnten dazu führen, dass Strukturwandel verhindert wird. Auch raten die Ökonomen, in der Krise die Integration von Migranten nicht zu vernachlässigen und diese am Arbeitsmarkt nicht zu diskriminieren. Das könnte sich im Aufschwung rasch rächen.
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Zinsspekulanten drücken US-Dollar nach unten
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Der Dollar hat Schweizer Franken und japanischen Yen als Spekulationswährung abgelöst. Der Leitzinssatz des Dollar liegt quasi bei null Prozent.
wien (ker). Die Österreicher haben sich in den vergangenen 15 Jahren den Ruf als Währungsspekulanten erworben. Sie haben sich massiv in fremden Währungen verschuldet und dabei auf niedrige Zinsen und auf Kursvorteile gehofft. Die privaten Fremdwährungskredite im japanischen Yen und im Schweizer Franken machen heute noch mehr als 30 Mrd. Euro aus.
Auf den internationalen Märkten hat sich das Blatt mittlerweile gewendet. Der US-Dollar hat Franken und Yen als Spekulationswährung abgelöst.
US-Dollar fällt ab
Das verdeutlichen die sogenannten „Carry Trades“. Bei diesen Geschäften handelt es sich um reine Spekulation. Ein Investor nimmt einen Kredit in einer Währung mit niedrigen Zinsen auf. Das billige Geld investiert er dann in höher verzinsten Währungen. Der Zinsunterschied macht auf Dauer die Rendite aus. Außerdem hofft er wie beim Fremdwährungskredit auf Vorteile bei der Kursentwicklung.
In den vergangenen Jahren nahmen die Investoren die meisten Darlehen noch im japanischen Yen auf und investierten dann in Währungen von Schwellenländern oder in Dollar-Anleihen. Die große Finanzierungswährung bei Carry Trades sei nun aber der US-Dollar, sagt Jonathan Clark von der US-Beratungsfirma FX Concepts.
Der Leitzinssatz des Dollar liegt quasi bei null Prozent. Jener des japanischen Yen bei 0,1 Prozent. Erstmals seit 1994 ist der Interbankenzins für Dollar-Darlehen niedriger als für Kredite in Yen oder Schweizer Franken. Die Spekulationsgeschäfte mit dem Dollar sind daher rentabel wie seit Jahren nicht mehr.
Das ist eine schlechte Nachricht für jene Anleger, die im Dollar investiert sind. Devisenhändler erwarten nämlich, dass die US-Währung durch die Zinsspekulationen massiv unter Druck gerät und weiter an Wert verliert.
Bereits seit April hat der Greenback gegenüber dem Euro, Franken und Yen stark nachgelassen (siehe Grafik). Derzeit muss man für einen Euro rund 1,46 Dollar zahlen. Im Februar waren es teilweise nur 1,25 Dollar. „Das Ende haben wir beim Dollar-Abfall noch nicht erlebt“, glaubt Devisenexperte Othmar Seidl im Gespräch mit der „Presse“. Auch viele Geldhäuser wie die britische Bank Standard Chartered erwarten, dass der Dollar bis Jahresende auf 1,55 je Euro abfällt. Die Schweizer Großbank UBS hat ihre Prognosen für die US-Währung nach unten revidiert.
„Dollar als Finanzierung zu riskant“
Trotz der niedrigen Zinsen und des sinkenden Kurses ist für Seidl eine Fremdwährungsfinanzierung mit dem Dollar nicht empfehlenswert: „Der Dollar eignet sich derzeit zum Spekulieren für hartgesottene Anleger. Aber nicht für eine günstige und ruhige Finanzierung. Dafür ist der Kurs noch viel zu volatil. Der Schweizer Franken wäre da wesentlich stabiler.“
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Netzwerke: Facebook: Umsatz liegt erstmals über den Ausgaben
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Internetplattform verfügt über 300 Mio. aktive Nutzer. Die laufenden Einnahmen aus dem operativen Geschäft haben die Ausgaben der Plattform zum ersten Mal überstiegen.
Wien (ag./red). Die Nachricht lanciert Firmenchef Mark Zuckerberg via Internet-Blog: Das soziale Netzwerk Facebook habe im vergangenen Quartal erstmals einen positiven Cashflow erzielt. Die laufenden Einnahmen aus dem operativen Geschäft hätten die Ausgaben der Plattform zum ersten Mal überstiegen. Unter dem Strich steht freilich noch immer ein Verlust – wie hoch der ist, behält das von der Kommunikation lebende Netzwerk für sich.
Bemerkenswert ist, dass der positive Cashflow ein Jahr früher erreicht wurde als geplant. Und das mitten in der Wirtschaftskrise. Facebook stellt für heuer einen Umsatz in Höhe von 500 Mio. Dollar (340,6 Mio. Euro) in Aussicht – um 70 Prozent mehr als noch im Jahr zuvor.
Weiters gibt Zuckerberg bekannt, dass die Zahl der Nutzer auf 300 Millionen gestiegen sei. Womit sich die Community gegenüber Jahresbeginn verdoppelt hat. Ziel von Facebook sind eine Milliarde Nutzer – wann dies erreicht sein soll, lässt das Unternehmen offen.
Der Wert des kalifornischen Konzerns wurde im Juli mit 6,5 Mrd. Dollar beziffert. 2007 war das soziale Netzwerk noch mit 15 Mrd. Dollar bewertet worden. Facebook, das sein Geld nur mit Werbung verdient, wurde 2004 vom einstigen Harvard-Studenten Mark Zuckerberg gegründet.
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Fiat baut die „grünsten“ Autos, Deutsche holen auf
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Autoindustrie macht große Fortschritte bei der Schadstoffreduktion. Fiat führt mit durchschnittlich 138 Gramm CO2 pro Kilometer, PSA Peugeot-Citroën und Renault folgen mit 139 beziehungsweise 143 Gramm.
wien (red.). Fiat hat die umweltfreundlichste Autoflotte, aber BMW macht bei der Reduzierung der CO2-Emissionen die größten Fortschritte. Das ist das wichtigste Ergebnis einer gestern in Brüssel veröffentlichten Studie der Umweltorganisation Transport&Environment.
Wenig überraschend das Ranking beim durchschnittlichen CO2-Ausstoß: Kleinwagenhersteller kommen auf viel bessere Durchschnittsemissionswerte als Produzenten großer Luxusautos. Fiat führt in dieser Liste mit durchschnittlich 138 Gramm CO2pro Kilometer, PSA Peugeot-Citroën und Renault folgen mit 139 beziehungsweise 143 Gramm.
Die deutschen Premiumhersteller müssen sich in dieser 14 Autokonzerne umfassenden Liste mit den Plätzen neun (BMW), zwölf (Volkswagen) und 14 Daimler bescheiden. Die Mercedes-Flotte des Daimler-Konzerns bringt es immerhin auf durchschnittlich 175 Gramm CO2 pro Kilometer.
Anders sieht die Reihung bei der Verbesserung gegenüber dem Vorjahr aus: Da liegt BMW mit einer Reduktion um stolze 10,2Prozent vor Mazda (8,2Prozent) und Hyundai (7,6Prozent) ganz klar in Front. PSA Peugeot-Citroën liegt mit einer Absenkung der Kohlendioxidemissionen um nur zwei Prozent auf dem letzten Platz.
Hybrid bringt wenig
Interessant: Die beiden japanischen Hersteller Toyota und Honda, die Einzigen, die in größerem Stil Hybridfahrzeuge verkaufen, liegen trotz dieser Umweltfahrzeugtechnologie bei den durchschnittlichen Flottenemissionen nur im Mittelfeld. Und sie haben gegenüber 2007 nur sehr kleine Fortschritte gemacht: Toyota liegt mit einer Verbesserung um 2,4 Prozent auf Platz elf, Honda mit einer Verbesserung um 2,2 Prozent nur auf dem vorletzten 13. Platz im „Fortschrittsranking“.
Was technisch möglich ist, hüpfen gerade die deutschen Hersteller mit ihren neuen Dieseltechnologien vor: Der VW-Golf-Diesel mit BlueMotion-Technologie verbraucht bei gleicher Leistung gegenüber dem Modell von 2007 um 27Prozent weniger CO2. Um 25 Prozent wurden die Emissionen im gleichen Zeitraum beim VW Passat BlueMotion und beim Mercedes C220 BlueEfficiency reduziert. Mercedes ist dabei das Kunststück gelungen, die Emissionen um ein Viertel zu senken – und gleichzeitig die Motorleistung von 105 auf 125KW zu erhöhen. Beträchtliche Emissionsreduktionen hat auch BMW beim Modell 118 Efficient Dynamics (21Prozent) erzielt. Auch hier wurde gleichzeitig die Leistung von 90 auf 105 KW gesteigert.
Schadstofflimit sinkt
Die Flottenemissionen sind für die Autoindustrie durchaus ein großes Thema: Die EU senkt die maximal zulässigen Limits ja kontinuierlich ab, bis 2015 muss die Durchschnittsemission auf 130 Gramm pro Kilometer reduziert sein. Um diese Norm zu erfüllen, müssen die Autohersteller die Emissionen immerhin noch um durchschnittlich 15 Prozent absenken. Den geringsten Absenkungsbedarf hat PSA Peugeot-Citroën, die vom EU-Limit um acht Prozent entfernt sind.
Den größten Handlungsbedarf hat Mercedes-Hersteller Daimler, dem bis zum EU-Limit 23 Prozent fehlen. Dass Premiumfahrzeuge im Emissionsrennen durchaus vorne mitmischen können, zeigt BMW: Den Bayern fehlen nur 11 Prozent, nur Renault und PSA Peugeot-Citroën sind noch besser.
Emissionsreduktion durch Alternativantriebe (etwa Elektroautos) sind noch ferne Zukunftsmusik. Zwar will eine Reihe von Herstellern in den kommenden Jahren E-Modelle auf den Markt bringen, für einen breitflächigen Einsatz hapert es aber sowohl an der Technologie (Schwachstelle sind die Akkus) als auch an der nötigen Infrastruktur (etwa Stromtankstellen).
Experten gehen davon aus, dass Verbrennungsmotoren die nächsten 15 bis 20 Jahr noch immer die dominierende Antriebstechnologie sein werden. Meinung, Seite 31
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US-Wirtschaft verlässt Konjunkturtal: Industrie legt zu
16.09.2009 | 17:42 | (DiePresse.com)
Die Industrie kann ihren Ausstoß im Vergleich zum Vormonat um 0,8 Prozent steigern. Auch der Konsum hat sich verbessert.
Die US-Wirtschaft fasst wieder Tritt: Die Industrie konnte ihre Produktion im August unerwartet stark steigern. Im gesamten Verarbeitenden Gewerbe legte der Ausstoß um 0,8 Prozent im Vergleich zum Vormonat zu, wie die US-Notenbank am Mittwoch mitteilte. Nachdem sich jüngst auch die Konsumlaune der Amerikaner wieder gebessert hat, geht nun auch Starinvestor Warren Buffett davon aus, dass die USA aus dem Gröbsten heraus sind. "Der Terror des vergangenen Jahres ist vorbei", sagte Buffett. US-Notenbankchef Ben Bernanke hat bereits das Ende der Rezession ausgerufen.
Die jüngsten Industriedaten dürften die Optimisten in ihrer Einschätzung bestärken, dass die USA das Konjunkturtal endgültig verlassen haben. Die Produktion steigt nunmehr bereits den zweiten Monat in Folge. Im Juli lief es sogar besser als bisher angenommen. Selbst Experten zeigten sich nun von dem kräftigen Plus im August überrascht, da sie nur mit 0,6 Prozent gerechnet hatten. "Das ist eine Aufbauspritze für die wirtschaftliche Erholung. Das sind harte Daten, genau das wollen wir sehen", sagte Jack Ablin von Harris Private Bank Chicago.
Abwrackprämie hilft Wirtschaft
Die Abwrackprämie der US-Regierung scheint dabei die Wirtschaft auf Trab zu bringen: Die Autohersteller kurbelten ihre Produktion kräftig an. Mit der Prämie "Cash for Clunkers" ("Bares für Rostlauben") werden US-Verbraucher vom Staat für den Kauf umweltfreundlicher Fahrzeuge belohnt. Das Programm war so gefragt, dass die Mittel bereits im August zur Neige gingen. Dies hatte auch den Einzelhandel beflügelt, der im August 2,7 Prozent mehr in den Kassen hatte. Allein die Autohändler steigerten ihren Umsatz um mehr als zehn Prozent, obwohl die Preise gesunken sind.
Die Industrieproduktion wäre allerdings auch ohne Autos gestiegen. Die USA hätten sich vermutlich bereits Ende Juni aus dem Klammergriff der Rezession gelöst, meinten Experten
30 Prozent Kapazitäten liegen noch flach
Dennoch steht der Wirtschaft ein schwieriger Weg zur alten Stärke bevor: Immer noch liegen mehr als 30 Prozent der Kapazitäten in den Fabriken brach. "Die Wirtschaft hat noch nicht angezogen, aber sie wird anziehen", sagte Buffett. "Ich weiß nicht wann - vielleicht schon morgen." Unter Volkswirten herrscht grundsätzlich Einigkeit, dass die US-Wirtschaft sich in der Anfangsphase einer Erholung befindet. Viele Experten bleiben aber besorgt, über die weiterhin schwache Verbrauchernachfrage und die steigende Arbeitslosigkeit.
Buffett lobte die Maßnahmen der US-Regierung im Kampf gegen die Krise, besonders das Rettungspaket Tarp für die Finanzbranche. Alle Banken, die im Rahmen des Programms Kredite erhalten haben, würden die Gelder auf kurz oder lang zurückzahlen, zeigte sich Buffett überzeugt. "Am Ende könnte die Regierung mit dem Tarp-Programm sogar Gewinn machen." Die US-Regierung hatte die Nothilfen aus dem Troubled Asset Relief Program (TARP) ausgezahlt, als die Pleite der traditionsreichen Investmentbank Lehman Brothers im vergangenen Herbst die Finanzmärkte erschütterte.
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ÖBB-Krankenakten: Klugar will nichts gewusst haben
16.09.2009 | 17:02 | (DiePresse.com)
Der Betriebsratschef der Bahn, Wilhelm Haberzettl, hat Klugar vorgeworfen, dieser habe von den Vorgängen rund um die Krankenstandsdaten gewusst.
Peter Klugar, Vorstandschef der ÖBB-Holding, hat nach Darstellung eines ÖBB-Sprechers nichts über das Sammeln von Krankenstandsdaten durch die Personalverantwortlichen der einzelnen Tochterunternehmen gewusst. "Klugar hatte damals (vor seiner Bestellung zum Holdingchef, Anm.) auch nicht die Kompetenz, eine Weisung zu geben, die Daten zu erheben", sagte ÖBB-Sprecher Alfred Ruhaltinger.
Zuvor hatte die ZiB berichtet, dass Betriebsratschef Wilhelm Haberzettl Klugar vorwirft, dieser habe von der Praxis gewusst. Die ÖBB ist gerade dabei, eine Kommission ins Leben zu rufen, die die Erhebung und Speicherung bestimmt medizinisch-privater Daten untersuchen soll. Laut "Standard" werden diese Daten derzeit im Eilverfahren wieder gelöscht. Nach Beginn der Medienrecherchen seien ÖBB-Personalisten per Rundschreiben angewiesen, "allenfalls gespeicherte Daten oder Aufzeichnungen von Krankenstandsdiagnosen zu löschen bzw. zu vernichten". Das geht aus einem E-Mail hervor, das dem Standard vorliegt. Neu waren die Vorwürfe laut "Standard" nicht: Die ÖBB-Führung wurde vom hausinternen Datenschutzrat bereits im September 2008 aufgefordert, die Datenspeicherung abzustellen.
Handbuch für Lebensgefährten
Unterdessen berichtet die "Wiener Zeitung" am Mittwoch, dass in der ÖBB eine Art Handbuch in Gebrauch sei, in dem Tipps gegeben werden, wie man Lebensgefährten von Beschäftigten mit langen Fehlzeiten am besten kontaktiert bzw. sie zum Informationsgespräch einlädt. Bei Dauer-Krankenständlern könnten die "Partner der betroffenen Mitarbeiter" entscheidend beitragen, "gemeinsame Problembewältigungsstrategien" zu entwickeln, zitiert die Zeitung Passagen aus der Anleitung.
Die ÖBB bezeichnete das Papier als "Rohversion", die nie umgesetzt worden sei: "Das Papier war für den internen Gebrauch bestimmt."
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EU will Sanktionen bei Verstoß gegen neue Bonus-Regeln
16.09.2009 | 16:20 | (DiePresse.com)
Bei der EU ist man sich zwar einig, dass es Regeln geben soll, wie diese im Detail aussehen oder wie Sanktionen aussehen sollen, wird nicht gesagt.
Die EU-Staats- und Regierungschefs werden bei ihrem informellen Gipfeltreffen am morgigen Donnerstag nicht nur verbindliche Regeln für Bonuszahlungen an Bankmanager fordern, sondern auch Sanktionsmöglichkeiten ansprechen. Konkrete Zahlen über Obergrenzen dieser Sonderzahlungen dürfte es aber keine geben, auch was Sanktionen betrifft, heißt es in dem Entwurf der EU-Erklärung lediglich, dass diese national gehandhabt werden sollen.
Österreich ist durch Bundeskanzler Werner Faymann (SPÖ) vertreten, der sich für eine Finanztransaktionssteuer aussprechen wird. Die schwedische Präsidentschaft sieht eine solche Steuer aber eher als kontraproduktiv an und ist dagegen. Von einer Finanztransaktionssteuer ist in dem Papier für eine Schlusserklärung vorläufig auch nichts enthalten.
Risiken vermeiden
Konkret geht es bei den Boni-Zahlungen darum, Banken dazu anzuhalten, übergroße Risiken zu vermeiden. Außerdem sollen die Boni für Bankmanager an einen langfristigen Erfolg gekoppelt werden. Zu den von der EU auszuarbeitenden Vorschlägen für eine einheitliche europäische Haltung gegenüber dem G-20-Treffen der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer gehört auch, die Finanzmarktreform voranzutreiben. So soll es ein weltweit koordiniertes System einer Finanzmarktaufsicht geben, bei dem der Internationale Währungsfonds, der Finanzstabilitätsrat und die Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten sollten. Auch müssten die Eigenkapitalregeln Basel II für Banken abgestimmt umgesetzt werden.
Wie bereits Anfang September von den EU-Finanzministern vereinbart, soll der Anteil der Europäischen Union am Internationalen Währungsfonds auf 125 Milliarden Euro aufgestockt werden. Erst im März dieses Jahres hatten die EU-Länder ihren Anteil an der IWF-Krisenhilfe auf 75 Milliarden Euro erhöht.
Ausstiegsszenario aus Hilfsprogrammen
Bei dem EU-Gipfel wird auch nach den zahlreichen Konjunkturhilfsprogrammen im Kampf gegen die Wirtschafts- und Finanzkrise erstmals ein Ausstiegsszenario erörtert - die sogenannte Exit-Strategie gegen überbordende Schulden der einzelnen Staaten. Greifen soll das Programm aber erst, wenn sich der Aufschwung der Wirtschaft gefestigt habe, allerdings müsse bereits jetzt die Strategie entworfen werden. Zuletzt hatte Wirtschafts- und Währungskommissar Joaquin Almunia erklärt, dass sich die staatliche Unterstützung der Wirtschaft in der EU in den Jahren 2009 und 2010 inklusive der automatischen Stabilisatoren auf 5,5 Prozent belaufe. Angesichts jüngster Prognosen geht die Kommission von einem Ende der Rezession und einem leichten Wirtschaftswachstum im zweiten Halbjahr 2009 aus, ist aber noch vorsichtig.
Weitere Punkte des EU-Gipfels werden eine Liberalisierung des Welthandels und der Kampf gegen Protektionismus sein. Was den Klimawandel betrifft, müsse es ein entschlossenes Vorgehen geben. "Die Risiken, die vom Klimawandel kommen, sind real und treten bereits jetzt zutage", heißt es in dem Entwurf, der der Nachrichtenagentur Reuters vorlag. Das zeige, wie dringend eine Einigung auf ein umfassendes Abkommen beim Klimagipfel in Kopenhagen sei. Daran sollten sich alle Länder beteiligen, mit Ausnahme der Ärmsten.
Die Europäische Union ist in Pittsburgh mit der schwedischen EU-Ratspräsidentschaft, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien sowie Spanien und den Niederlanden vertreten. Die letzteren beiden EU-Länder sind eingeladen, aber nicht Mitglied der G-20.
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Höheres Kilometergeld verlängert
16.09.2009 | 16:05 | (DiePresse.com)
Das erhöhte Kilometergeld, das Juli 2008 wegen des hohen Spritpreises eingeführt wurde, läuft mit 1. Jänner 2010 aus. Finanzminister Pröll will es verlängern.
Vizekanzler Finanzminster Josef Pröll (ÖVP) hat sich heute, Mittwoch, für eine Verlängerung des mit Jahresende auslaufenden höheren Kilometergeldes ausgesprochen.
Die Tageszeitungen "Österreich" und "Kleine Zeitung" zitieren Pröll mit der Aussage: "Das erhöhte Kilometergeld wird verlängert. Wir werden die Menschen in der Krise nicht auch noch belasten" bzw. "Wir werden die alte Regelung sicher nicht auslaufen lassen sondern diese verlängern".
Allerdings muss über eine etwaige Verlängerung des Kilometergeldes erst das Parlament entscheiden, hieß es aus dem Ministerium gegenüber der APA.
Das Kilometergeld - und auch die Pendlerpauschalen - wurden mit 1. Juli 2008 als Reaktion auf die damals explodierenden Spritpreise erhöht. Dies allerdings nur befristet: Die Regelung läuft mit Jahresende aus, ab 1. Jänner 2010 müssten also wieder die alten Sätze gelten.
Das Kilometergeld wurde im Sommer 2008 um zwölf Prozent (von 0,376 auf 0,42 Euro) angehoben, das große und das kleine Pendlerpauschale um jeweils 15 Prozent. Der Bund stellte dafür 60 Mio. Euro aus dem Budget zur Verfügung. Das Finanzministerium verteidigte damals die Befristung mit Ende 2009 damals mit dem Hinweis darauf, dass mit der Steuerreform das gesamte System 2010 ohnehin auf "neue Beine" gestellt werde.
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Goldpreis springt auf höchsten Stand seit 18 Monaten
16.09.2009 | 15:35 | (DiePresse.com)
Wegen des sinkenden Dollarkurses steigt der Goldpreis auf 1020,5 Dollar. Das Rekordhoch lag bei 1032 Dollar. Konjunkturdaten aus den USA könnten einen weiteren Schub auslösen.
Der Goldpreis kletterte am Mittwoch im Tagesverlauf auf 1020,50 Dollar (695,6 Euro) und erreichte damit zeitweilig den höchsten Stand seit 18 Monaten. Mit dem jüngsten Preissprung steht das gelbe Edelmetall nur noch knapp unter dem Rekordhoch von 1032 Dollar. Rohstoffexperten der Commerzbank erklärten den Höhenflug des Goldpreises mit dem jüngsten Rückschlag der US-Währung. Der Dollar hatte gegenüber dem Euro zuletzt stark an Boden verloren. Im Nachmittagshandel fiel der Goldpreis allerdings wieder leicht zurück. Die Feinunze (etwa 31 Gramm) sank auf 1016,10 Dollar.
An den Rohstoffmärkten seien Anleger zuletzt verstärkt in den Goldhandel eingestiegen, hieß es von den Commerzbank-Fachleuten. "Die Nähe zum Rekordhoch lockt einfach die Anleger an den Goldmarkt." Im weiteren Tagesverlauf könnten zudem Konjunkturdaten aus den USA einen neuen Preisschub beim Gold auslösen.
Insbesondere die August-Daten zu den Verbraucherpreisen in den USA könnten den Markt bewegen. Nach Einschätzung der Commerzbank dürften die Inflationsdaten zeigen, dass der Rückgang der Verbraucherpreise einen Tiefpunkt erreicht habe und in den kommenden Monaten mit einer anziehenden Teuerungsrate zu rechnen sei.
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Transportbranche: Güterbeförderung bricht um 20 % ein
16.09.2009 | 13:22 | (DiePresse.com)
Im ersten Halbjahr 2009 - Transporte zwischen Krisenindustrien besonders stark getroffen - Lebensmitteltransporte gingen "nur" um 6 bis 7 Prozent zurück
Frächter und Speditionen sind von der Krise massiv betroffen und werden im heurigen Jahr rund 10 Prozent ihrer Angestellten abbauen. Wegen der Rückgänge bei Industrieproduktion und im internationalen Handel sind bereits Tausende Lkw stillgelegt worden, die Zahl der Frächterinsolvenzen hat sich im ersten Halbjahr verdoppelt, schlugen Branchenvertreter am Mittwoch in Wien Alarm. Die Transporteure wollen von der Regierung eine Reduzierung der Kfz-Steuer und Hilfen für die Ökologisierung der Lkw-Maut ab kommendem Jahr.
Die Belastungen für die Branche hätten ein derartiges Ausmaß angenommen, dass in Schwierigkeiten befindliche Unternehmen kaum noch Möglichkeiten hätten, sich wieder auf gesunde Beine zu stellen, sagten Walter Mönichweger, Obmann des Fachverbands Spedition, und Harald Bollmann, Spartenobmann von Transport und Verkehr. Der einzig positive Aspekt sei, "dass es aktuell aufgehört hat, schlechter zu werden".
Volumen nimmt ab
Die Lage sei aber nach wie vor dramatisch, sagte Bollmann. Am geringsten seien noch die Rückgänge bei den Gütern des täglichen Bedarfs (z.B. Lebensmittel, Pharmazeutika) - sie liegen bei 6 bis 7 Prozent. Im internationalen Handel hat das Volumen um 20 bis 25 Prozent abgenommen. Noch massiver getroffen sind Dienstleister, die zwischen den Unternehmen einer Zulieferkette hin- und herfahren und die oft besonders stark von einzelnen Unternehmen abhängig sind.
Eine Schätzung über die aktuellen Überkapazitäten wollte Mönichweger nicht abgeben. Im Fall eines Wiederanspringens der Konjunktur müsse man sich aber wieder auf Engpässe gefasst machen, sagte er.
"Kfz-Steuer für Lkw senken"
Die Branchenvertreter forderten die sofortige Absenkung der Kfz-Steuer für Lkw auf das von der EU vorgegebene Mindestmaß sowie Förderungen für die Anschaffung schadstoffreduzierter Lkw. Die per Jahresanfang 2010 ökologisierte Lkw-Maut bedeute eine Mauterhöhung für ältere Lkw ab Euro-Klasse 3 um etwa zehn Prozent.
Bereits im vergangenen Mai hatten die Frächter auf der Wiener Ringstraße für die Steuersenkungen demonstriert. Das Finanzministerium hatte die Forderung damals mit Hinweis auf den fehlenden Budgetspielraum abgewiesen.
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Deutschland: Bis zu 5000 Euro für E-Autos
16.09.2009 | 13:18 | (DiePresse.com)
Die Autos werden nur beim Einsatz von Ökostrom gefördert. Grund für die Förderung sind die hohen Kosten der Autos bei Markteinführung.
Das deutsche Umweltministerium hat Pläne einer staatlichen Förderung beim Kauf von Elektroautos konkretisiert. Demnach solle eine staatliche Hilfe von 3000 bis 5000 Euro die Käufer in den ersten Jahren der Markteinführung von 2012 bis 2014 entlasten, sagte Staatssekretär Matthias Machnig am Mittwoch bei Vorlage einer vom Ministerium in Auftrag gegebenen McKinsey-Studie. Grund seien die noch hohen Kosten. Vor allem eine direkte Umweltprämie beim Kauf oder steuerliche Vorteile kämen infrage. Gefördert werden sollten Autos nur beim Einsatz von Ökostrom.
Nach Ablauf der ersten Phase sollten andere Instrumente dazu beitragen, die Marktdurchdringung bis 2020 zu beschleunigen, sagte Machnig. Dazu zähle eine Nutzerprivilegierung von E-Autos, etwa durch eine bevorzugte Zulassung in bestimmte Umweltzonen.
Ziel sei, bei harter Konkurrenz in Asien keine Marktanteile zu verlieren. Laut der Unternehmensberatung McKinsey wird bis 2020 weltweit ein 470-Milliarden-Euro-Markt für Elektromobilität mit 250.000 neuen Jobs entstehen - mit einem deutschen Umsatzanteil von 85 Milliarden Euro. Wegen der umkämpften Batterien-Technologien hält Machnig vor allem in dem Segment eine besondere Förderung für Forscher, Hersteller und Zulieferer für vordringlich.
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Parlament gibt grünes Licht für Barroso II
16.09.2009 | 18:29 | Von unserem Korrespondenten OLIVER GRIMM (Die Presse)
Mangels Gegenkandidaten bleibt der Portugiese im Amt. Er wird das EU-Parlament noch mehr umgarnen müssen.
STRASSBURG. 382 Ja-Stimmen, 219 Nein-Stimmen, 117 Enthaltungen, 18 EU-Mandatare, die nicht an der Abstimmung am Mittwoch teilnahmen: José Manuel Barroso (53) wird auch in den kommenden fünf Jahren die Europäische Kommission führen. Aus welchen Personen sich diese zusammensetzen wird, wollte der Portugiese bei einer Pressekonferenz nicht beantworten. „Wir brauchen erst Klarheit über die Verträge“, sagte er und meinte damit, dass die Iren am 2.Oktober ein zweites Mal über den EU-Reformvertrag von Lissabon abstimmen werden. Dieser Vertrag würde zwei neue Posten schaffen, nämlich einen zumindest zweieinhalb Jahre amtierenden Ratspräsidenten und einen „EU-Außenminister“. Sie müssten in die Überlegungen, welches Land und welche Partei welchen Kommissionsposten erhält, einbezogen werden.
Barroso dürfte bei der geheimen Abstimmung alle 265 Stimmen seiner politischen Heimat, der Europäischen Volkspartei, erhalten haben, zudem den Großteil der 84 liberalen Stimmen, auch einzelne Grüne, Sozialdemokraten und Reformkonservative (das sind vor allem die Tories) haben ihn gewählt.
Was sich in den vergangenen Tagen als hektisches Ringen Barrosos um eine Mehrheit darstellte, war in Wirklichkeit eher der verzweifelte Versuch der sozialistischen EU-Abgeordneten, aus ihrer ausweglosen Situation noch das Beste zu machen. Denn die Frage, wer die Kommission bis 2014 führen wird, fiel schon zu Jahresbeginn, erklärt die Politologin Sara Hagemann (London School of Economics, LSE) im Gespräch mit der „Presse“. Die Sozialdemokraten und Liberalen hätten sich schon vor dem EU-Wahlkampf überlegt, ihre Spitzenkandidaten als Anwärter auf den Präsidentenjob zu präsentieren – oder auch nicht.
Die EU-Wahl wäre sonst zu einer echten Richtungsentscheidung mit mehreren Kandidaten für den Kommissionspräsidenten geworden – und zu einer Abstimmung über Barrosos Amtszeit. „Dazu kam es aber nicht, weil Barroso nicht nur ein Amtsinhaber war, der wiedergewählt werden wollte, sondern auch alles tat, um das klar verstanden zu wissen“, sagt Hagemann.
Damit waren die Sozialdemokraten und Liberalen schon von Jahresbeginn an in einer unbequemen Lage. „Jeder mögliche Gegenkandidat, der die Nerven gehabt hätte, gegen Barroso anzutreten, hätte mit ziemlicher Sicherheit verloren.“
Personelle Zugeständnisse
Die Sozialdemokraten sind trotz ihrer schweren Niederlage bei der EU-Wahl mit 184 Mandaten noch immer die zweitstärkste Fraktion im Parlament. Ihre neue Strategie nach dem Urnengang: Wenn schon keiner der Ihren die Kommission führen würde, so wollten sie Barroso zumindest zu möglichst vielen inhaltlichen und personellen Zugeständnissen zwingen. Inhaltlich ist Barroso ihnen entgegengekommen, zum Beispiel will er gegen Sozialdumping vorgehen und die Entsende-Richtlinie ändern, die solches wegen ungenauer Formulierungen ermöglicht. Personelle Forderungen der Sozialdemokraten zerschellen aber daran, dass sie derzeit in Europa nur wenige Regierungen stellen. Und jene wenigen waren, gelinde gesagt, bisher nicht sehr hilfreich dabei, ihre EU-Parteigenossen bei der Suche nach möglichen roten Kandidaten für die Kommission zu unterstützen. Zähneknirschend geben das führende Parlamentarier auch zu. „Unser Problem ist, dass die Konservativen derzeit internationalistischer agieren als wir“, sagt Jörg Leichtfried, der neue Leiter der vierköpfigen SPÖ-Delegation.
Im EU-Parlament allerdings sind die Sozialdemokraten weiterhin sehr mächtig, und sie werden diese Macht bewusster nutzen als bisher. „Die meiste gesetzgeberische Arbeit im Parlament wird in den Ausschüssen geleistet, und dort haben die Sozialdemokraten viele wichtige Rollen“, sagte Hagemann. Im Tagesgeschäft geht es nicht nur darum, wer die Mehrheit hat. Sondern darum, welcher Berichterstatter welches Dossier vorbereitet und sozusagen als Scharnier zwischen EU-Kommission und dem Rat der Mitgliedstaaten fungiert.
Hitzigere Debatten
„Barroso wird also über das gesamte politische Spektrum hinausreichen müssen, um seine Gesetzesvorschläge durchzubringen“, sagt Hagemann. Und das wird künftig für hitzigere und stärker ideologisch geführte Debatten sorgen, meint Piotr Kaczynski vom Brüsseler Centre for European Policy Studies. Gute Nachrichten also für das Publikum – aber mehr Mühsal für die Akteure auf der europapolitischen Bühne.
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Parlament gibt grünes Licht für Barroso II
16.09.2009 | 18:29 | Von unserem Korrespondenten OLIVER GRIMM (Die Presse)
Mangels Gegenkandidaten bleibt der Portugiese im Amt. Er wird das EU-Parlament noch mehr umgarnen müssen.
STRASSBURG. 382 Ja-Stimmen, 219 Nein-Stimmen, 117 Enthaltungen, 18 EU-Mandatare, die nicht an der Abstimmung am Mittwoch teilnahmen: José Manuel Barroso (53) wird auch in den kommenden fünf Jahren die Europäische Kommission führen. Aus welchen Personen sich diese zusammensetzen wird, wollte der Portugiese bei einer Pressekonferenz nicht beantworten. „Wir brauchen erst Klarheit über die Verträge“, sagte er und meinte damit, dass die Iren am 2.Oktober ein zweites Mal über den EU-Reformvertrag von Lissabon abstimmen werden. Dieser Vertrag würde zwei neue Posten schaffen, nämlich einen zumindest zweieinhalb Jahre amtierenden Ratspräsidenten und einen „EU-Außenminister“. Sie müssten in die Überlegungen, welches Land und welche Partei welchen Kommissionsposten erhält, einbezogen werden.
Barroso dürfte bei der geheimen Abstimmung alle 265 Stimmen seiner politischen Heimat, der Europäischen Volkspartei, erhalten haben, zudem den Großteil der 84 liberalen Stimmen, auch einzelne Grüne, Sozialdemokraten und Reformkonservative (das sind vor allem die Tories) haben ihn gewählt.
Was sich in den vergangenen Tagen als hektisches Ringen Barrosos um eine Mehrheit darstellte, war in Wirklichkeit eher der verzweifelte Versuch der sozialistischen EU-Abgeordneten, aus ihrer ausweglosen Situation noch das Beste zu machen. Denn die Frage, wer die Kommission bis 2014 führen wird, fiel schon zu Jahresbeginn, erklärt die Politologin Sara Hagemann (London School of Economics, LSE) im Gespräch mit der „Presse“. Die Sozialdemokraten und Liberalen hätten sich schon vor dem EU-Wahlkampf überlegt, ihre Spitzenkandidaten als Anwärter auf den Präsidentenjob zu präsentieren – oder auch nicht.
Die EU-Wahl wäre sonst zu einer echten Richtungsentscheidung mit mehreren Kandidaten für den Kommissionspräsidenten geworden – und zu einer Abstimmung über Barrosos Amtszeit. „Dazu kam es aber nicht, weil Barroso nicht nur ein Amtsinhaber war, der wiedergewählt werden wollte, sondern auch alles tat, um das klar verstanden zu wissen“, sagt Hagemann.
Damit waren die Sozialdemokraten und Liberalen schon von Jahresbeginn an in einer unbequemen Lage. „Jeder mögliche Gegenkandidat, der die Nerven gehabt hätte, gegen Barroso anzutreten, hätte mit ziemlicher Sicherheit verloren.“
Personelle Zugeständnisse
Die Sozialdemokraten sind trotz ihrer schweren Niederlage bei der EU-Wahl mit 184 Mandaten noch immer die zweitstärkste Fraktion im Parlament. Ihre neue Strategie nach dem Urnengang: Wenn schon keiner der Ihren die Kommission führen würde, so wollten sie Barroso zumindest zu möglichst vielen inhaltlichen und personellen Zugeständnissen zwingen. Inhaltlich ist Barroso ihnen entgegengekommen, zum Beispiel will er gegen Sozialdumping vorgehen und die Entsende-Richtlinie ändern, die solches wegen ungenauer Formulierungen ermöglicht. Personelle Forderungen der Sozialdemokraten zerschellen aber daran, dass sie derzeit in Europa nur wenige Regierungen stellen. Und jene wenigen waren, gelinde gesagt, bisher nicht sehr hilfreich dabei, ihre EU-Parteigenossen bei der Suche nach möglichen roten Kandidaten für die Kommission zu unterstützen. Zähneknirschend geben das führende Parlamentarier auch zu. „Unser Problem ist, dass die Konservativen derzeit internationalistischer agieren als wir“, sagt Jörg Leichtfried, der neue Leiter der vierköpfigen SPÖ-Delegation.
Im EU-Parlament allerdings sind die Sozialdemokraten weiterhin sehr mächtig, und sie werden diese Macht bewusster nutzen als bisher. „Die meiste gesetzgeberische Arbeit im Parlament wird in den Ausschüssen geleistet, und dort haben die Sozialdemokraten viele wichtige Rollen“, sagte Hagemann. Im Tagesgeschäft geht es nicht nur darum, wer die Mehrheit hat. Sondern darum, welcher Berichterstatter welches Dossier vorbereitet und sozusagen als Scharnier zwischen EU-Kommission und dem Rat der Mitgliedstaaten fungiert.
Hitzigere Debatten
„Barroso wird also über das gesamte politische Spektrum hinausreichen müssen, um seine Gesetzesvorschläge durchzubringen“, sagt Hagemann. Und das wird künftig für hitzigere und stärker ideologisch geführte Debatten sorgen, meint Piotr Kaczynski vom Brüsseler Centre for European Policy Studies. Gute Nachrichten also für das Publikum – aber mehr Mühsal für die Akteure auf der europapolitischen Bühne.
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Mordverdacht: Vermisste Oberösterreicherin tot gefunden
16.09.2009 | 20:53 | (DiePresse.com)
Todesursache war Ertrinken nach massiver Gewaltanwendung. Der Ehemann der zweifachen Mutter steht unter Mordverdacht. Er wurde bereits am Dienstag festgenommen.
Die seit 30. August vermisste 26-Jährige aus St. Pölten ist am Mittwoch tot in einer Wehranlage der Ybbs bei Hausmening (Bezirk Amstetten) aufgefunden worden. Die Leiche wies Hämatome am Hals und am Oberkörper auf. Todesursache war Ertrinken nach massiver Gewaltanwendung, sagte Chefinspektor Leopold Etz vom Landeskriminalamt NÖ (LKA).
Unter Verdacht steht der von der zweifachen Mutter getrennt lebende Ehemann. Er wurde bereits gestern, Dienstag, aufgrund widersprüchlicher Aussagen festgenommen, so Etz. Einvernahmen seien im Gang.
Handtasche in der Enns gefunden
Dass hinter dem Verschwinden der Frau ein Verbrechen stehen könnte, wurde befürchtet, nachdem drei Tage später ihre Handtasche in der Enns in Oberösterreich entdeckt worden war. In der Folge gab es mehrere Suchaktionen im Bereich der Wehranlage, wo sich die Tasche verfangen hatte.Die St. Pöltnerin hatte zuletzt bei einem Freund gewohnt, von dem sie auch das letzte Mal gesehen wurde. Das Sorgerecht für die zwei kleinen Kinder hatte seit längerem der getrennt von der Frau lebende Ehemann. Er hatte nach Angaben des Stadtpolizeikommandos St. Pölten dann Abgängigkeitsanzeige erstattet und wurde in der Folge mehrmals befragt.
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Allentsteig: Granate schlägt in Wohngebiet ein
16.09.2009 | 20:31 | (DiePresse.com)
Die Granate explodierte während einer Bundesheer-Übung "nicht dort, wo sie hätte explodieren sollen". Eine Untersuchungskommission ist an Ort und Stelle, um die Ursache zu klären. Verletzt wurde niemand.
In Allentsteig (Niederösterreich) hat heute während einer Bundesheerübung eine fehlgeleitete Granate in einem Wohngebiet eingeschlagen. Das berichtet der ORF Niederösterreich. Nach Auskunft der Polizei wurden Häuserfassaden beschädigt. Außerdem zersplitterten Fensterscheiben und Autos wurden beschädigt. Verletzt wurde niemand.
Das Geschoss detonierte laut ORF am Ortsrand von Allentsteig im Raum Kalvarienberg. Gegen 17.40 Uhr explodierte die Granate "nicht dort, wo sie hätte explodieren sollen", zitierte der ORF das Verteidigungsministerium.
Eine Untersuchungskommission des Bundesheeres war Mittwochabend bereits vor Ort, um die Ursache für den Unfall zu klären. Es kommen sowohl ein technischer Defekt, als auch ein Bedienungsfehler oder andere Ursachen in Frage, hieß es. Der Vorfall ereignete sich während einer Übung, die jedes Jahr einmal von Kadersoldaten aus der Militärakademie Wiener Neustadt abgehalten wird.
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Bürgerprotest: Grazer revoltieren gegen Politik
16.09.2009 | 20:14 | VON KLAUS HÖFLER (Die Presse)
Graz gilt als Wiege der Bürgerinitiativen-Bewegung in Österreich. Einst endete der Protest in der U-Haft, heute vor dem Europäischen Gerichtshof. Die Stadtpolitik wehrt sich mit Lippenbekenntnissen.
GRAZ. Die Volksseele brodelt und kocht. Zuletzt waren es Versäumnisse beim Hochwasserschutz, Pläne für ein Mur-Kraftwerk im südlichen Stadtgebiet oder ein Einkaufszentrum in Bahnhofsnähe, die in der Grazer Bevölkerung zu Protesten gegen die Stadtpolitik geführt haben.In Bürgerinitiativen organisiert, machen betroffene Anrainer, besorgte Altpolitiker und ortsbekannte Aufreger gegen die Verantwortlichen im Rathaus mobil. Dort reagiert man zunächst meist mit Ignoranz, bei anhaltendem Widerstand mit plakativer Gesprächsbereitschaft, vor allem aber mit dem Repetieren von weitgehend umsetzungsresistenten Versprechen und routinierten Lippenbekenntnissen. Daran hat auch die österreichweite Pilotaktion eines „Beirats für Bürgerinnenbeteiligung“ (BBB), der im Februar dieses Jahres installiert wurde, nicht wirklich etwas geändert.Elf ehrenamtliche Mitglieder widmen sich dabei laut Statut der „kritisch konstruktiven Begleitung der Stadtentwicklung“. „Graz soll eine Vorzeigestadt des Miteinanders zwischen Stadtverwaltung und Bürgern werden“, lautet das ehrgeizige selbstgesteckte Ziel dieser Einrichtung.Die Realität sieht anders aus. Zuletzt schwappte der Unmut im Rahmen der Hochwasserereignisse über. Betroffene Anrainer drohten auf dem Höhepunkt der Konfrontation mit einer Amtshaftungsklage gegen den Bürgermeister, weil versprochene Schutzmaßnahmen seit fünf Jahren auf eine Umsetzung warten.
Volksbefragung gegen EKZ?
Auch gegen die von Bürgermeister Siegfried Nagl unterstützten Pläne der Energieversorger Verbundgesellschaft und Energie Steiermark, in Graz selbst sowie in den südlichen Umlandgemeinden Staustufen für Wasserkraftwerke zu errichten, verdichtet sich der Protest. Diesfalls machen weniger Anrainer als Umweltschutzorganisationen und andere einschlägige Vereine (Kanuverein) gegen die Vorhaben mobil. Zuletzt wurde sogar vor einer Gefährdung für das Grazer Trinkwasser gewarnt, sollte der Fluss aufgestaut werden. Das Dementi des städtischen Wasserversorgers folgte auf dem Fuß.Das aktuell heißeste städtische Aufreger-Eisen ist aber das geplante Einkaufszentrum gegenüber dem Grazer Hauptbahnhof. Die deutsche ECE-Gruppe, eine Tochter der Handelskette Otto, plant, hier auf einem 1,2 Hektar großen Grundstück ein Shoppingcenter („Stadtgalerien“) zu errichten. Gleich zwei Bürgerinitiativen laufen dagegen Sturm.„Da wird geschummelt und getrickst, dass es nur so staubt“, ärgert sich Werner Miedl, Sprecher der Bürgerinitiative „5 vor Graz“. Miedl listet eine ganze Reihe von Verfahrensmängeln auf, mit denen er das Projekt zu Fall bringen will. So sei es unter anderem verabsäumt worden, eine gesetzlich vorgeschriebene strategische Umweltprüfung durchzuführen, auch seien Parkplätze und Veräußerungen von Gassenabschnitten geplant, die geltenden Gemeinderatsbeschlüssen und Gesetzen widersprechen würden. Miedl droht jetzt mit dem Gang vor den Verfassungsgerichtshof und den Europäischen Gerichtshof. Notfalls will er auch eine Volksbefragung initiieren. Es wäre nicht das erste Mal, dass das Volk zur Abstimmung gerufen wird. Zuletzt stimmte man 1995 über die allgemeine Linie der Verkehrspolitik ab; Ende 1997 schließlich über eine konkrete Verlängerung einer Straßenbahnlinie. In den fünf betroffenen Stadtbezirken sprach sich damals eine Mehrheit gegen das Bauprojekt aus – und verzögerte damit die Realisierung nachhaltig.
„Hausverstand und Mut“
Heute sind insgesamt 45 Bürgerinitiativen beim Magistrat gemeldet. Die Palette reicht von der Initiative „Wir für Graz mit Hausverstand und Mut“ bis zur „Plattform Nichtraucherschutz“. „Graz hat eine besondere Aufmüpfigkeit“, kommentiert Miedl. Pikant: Miedl ist ehemaliger ÖVP-Stadtrat. Nach einer Wohnsitzmeldeaffäre musste er auf massiven innerparteilichen Druck hin den Hut nehmen.Helmut Strobl ging den umgekehrten Weg: Er wechselte in den 1980er-Jahren von der Bürgerbewegungsfront in die Politik. Davor war er an der Gründung einer der ersten österreichischen Bürgerinitiativen (gegen eine Autobahntrasse durch das Stadtgebiet) beteiligt oder führte den Protest gegen Preiserhöhungen bei den Verkehrsbetrieben an. Die Sitten damals waren härter: Strobl saß wegen „Aufruhrs“ sogar ein paar Tage in Untersuchungshaft.
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Türkei: Marco W. zu Bewährungsstrafe verurteilt
16.09.2009 | 19:10 | (DiePresse.com)
Nach zweijährigem Prozess gibt es ein Urteil gegen den deutschen Schüler Marco W. Er soll 2007 eine damals 13-jähige Engländerin missbraucht haben. Marco selbst hatte dies stets bestritten.
Der deutsche Teenager Marco Weiss ist in der Türkei wegen sexuellen Missbrauchs eines britischen Mädchens zu einer Bewährungsstrafe von zwei Jahren, zwei Monaten und 20 Tagen verurteilt worden. Das Gericht befand Marco für schuldig, im Osterurlaub 2007 die damals 13-jährige Britin Charlotte missbraucht zu haben. Marco hatte dies stets bestritten. Der Staatsanwalt hatte eine Verurteilung wegen Vergewaltigung und sexuellen Missbrauchs, die Verteidigung einen Freispruch gefordert. Nach dem Urteil kündigten beide Seiten Berufung an. Marco war für den Urteilsspruch nicht in die Türkei gereist, sondern erfuhr in seiner niedersächsischen Heimat von der Entscheidung der Richter. Er hatte stets ausgesagt, dass es mit Charlotte nach einem Discobesuch zu einvernehmlichen Zärtlichkeiten gekommen sei. Das Mädchen habe ihm gesagt, es sei 15 Jahre alt. Er war am 12. April 2007 in einem Urlaubshotel an der türkischen Riviera festgenommen worden. Marco saß 247 Tage in türkischer Untersuchungshaft und konnte dann nach Deutschland ausreisen. Inzwischen setzt er in seiner Heimat eine Ausbildung fort und musste zu den Prozessterminen nicht mehr in die Türkei reisen.
Beweisführung "nicht professionell genug"
Charlottes Anwalt Ömer Aycan, der zehn Jahre Haft verlangt hatte, zeigte sich unzufrieden mit dem Urteil. "Ich werde meinem Klienten ein Revisionsverfahren vorschlagen", sagte er im Gericht in Antalya. Dort kündigte Marcos Verteidiger Mehmet Iplicioglu ebenfalls Berufung gegen das Urteil an. In seinem Plädoyer hatte er die Beweisführung als "nicht wissenschaftlich und professionell genug" gerügt. Zwar seien in Charlottes Körper Spermien gefunden worden, es sei aber unklar, ob diese von Marco stammten. Außerdem habe ein Gutachter ausgesagt, dass das Mädchen noch Jungfrau sei. "Die Beweise sind nicht ausreichend, um Marco zu bestrafen."Wie von Marcos Verteidigung für den Fall eines Schuldspruchs gefordert, gaben die türkischen Richter dem Schüler einen Strafnachlass wegen guter Führung und seinem jugendlichen Alter zum Zeitpunkt des Vorfalls. Die grundsätzlich veranschlagte Strafe von vier Jahren wurde von dem Gericht auf gut zwei Jahre verringert. Die Forderungen nach einer harten Strafe in der Türkei standen im Gegensatz zu einer Entscheidung der deutschen Justiz, die ein Ermittlungsverfahren gegen Marco eingestellt hatte. Der Verdacht des sexuellen Missbrauchs habe sich nicht bestätigt, hatte die zuständige Staatsanwaltschaft Lüneburg erklärt.
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USA: Die Tote hinter der Laborwand
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Nach dem Leichenfund am Sonntag erhofft sich die Polizei von der DNA-Untersuchung eines Verdächtigen neue Hinweise. Zu konkreten Verdachtsmomenten machten die Behörden keine Angaben.
new Haven/WIEN (ag., som). Solange der Mörder der 24-jährigen Annie Le sich nicht hinter Schloss und Riegel befindet, dürfte den Studenten der amerikanischen Eliteuniversität Yale ziemlich mulmig zumute sein, wenn sie ihren Campus in New Haven betreten. Am Dienstagabend hat die Polizei aber einen ersten Verdächtigen festgenommen: einen 24-jährigen Laborangestellten.
Die Vorgeschichte: Annie Le, Pharmaziestudentin an der Eliteuniversität, war am 8. September spurlos verschwunden. Der Fall schien zunächst äußerst mysteriös: Überwachungskameras zeigen Le, wie sie ein Laborgebäude der Universität betritt. Hier hat Le auch in der Vergangenheit gearbeitet und Tierversuche mit Mäusen durchgeführt.
Doch Le kam nicht wieder aus dem Gebäude heraus. Die Polizei stellte das Labor auf den Kopf – und machte schließlich am vergangenen Sonntag einen grausigen Fund: Les Leiche war hinter einer Wand versteckt. Tragisches Detail: Am Sonntag hätten Le und ihr Verlobter eigentlich heiraten wollen.
Unter den Augen von 75 Kameras
Über den Verdächtigen ist wenig bekannt. Der 24-jährige Raymond C. arbeitet als technischer Angestellter in dem Labor, in dem die Leiche des Mädchens gefunden worden war. Zu konkreten Verdachtsmomenten machten die Behörden keine Angaben. Dem Mann wurden DNA-Proben abgenommen, die Polizei durchsuchte sein Haus. Am Mittwoch wurde Raymond C. bis auf Weiteres wieder auf freien Fuß gesetzt. Ob es auch noch andere Verdächtige gibt, darüber schweigen die Ermittler bisher.
Die Polizei kann jedenfalls davon ausgehen, dass der Kreis der Verdächtigen überschaubar ist. Denn das Laboratorium wird Tag und Nacht von 75 Kameras überwacht und darf nur mit einer speziellen Zutrittsberechtigung betreten werden. Der Täter müsste auf einem der Videos zu sehen sein. Und zwar beim Betreten und beim Verlassen des Gebäudes.
This article was downloaded by calibre from http://diepresse.com/home/panorama/welt/508782/index.do?from=rss
| Section menu | Main menu |
| Next | Section menu | Main menu | Previous |
Wiener Tourismus: Wirtschaftskrise schaumgebremst
16.09.2009 | 18:29 | VON GERHARD BITZAN (Die Presse)
In Wien boomt der Kongresstourismus, insgesamt sind die Nächtigungszahlen aber sinkend. Wirtschaftsexperten sehen die Stadt aber weniger von der Krise betroffen als andere Bundesländer.
Sichtbar ist sie in Wien nicht so wirklich – die Wirtschaftskrise. Und derzeit könnte man sogar zum gegenteiligen Befund kommen: Denn die Stadt ist voll mit Touristen. Genauer gesagt, mit Kongresstouristen. 18.500 Mediziner, die zum großen Europäischen Lungenkongress an die Donau gereist sind, prägen seit einigen Tagen mit ihren Namensschildern und den charakteristischen Tagungstaschen das Bild der Stadt. Und sorgen nicht nur für eine weitgehend ausgebuchte Hotellerie, sondern auch für gute Einnahmen in anderen Branchen. Denn viele reisten schon Tage vorher an, andere hängen noch das Wochenende dran. Dazu kommen noch einige tausend Teilnehmer von Firmenveranstaltungen, die am Rande des Kongresses abgehalten wurden.
Der Superkongress ging gestern, Mittwoch, zu Ende. Doch die Lungenexperten sind nicht die Einzigen, die in diesen Tagen Wien in Scharen die Aufwartung machen. Der September ist auch mit weiteren Kongressen ausgebucht.
„Bereits mit Jahresende konnten wir keine Kongressanfragen für September mehr annehmen, denn es gab keine freien Kongressräumlichkeiten mehr“, erzählt die Sprecherin von Wien-Tourismus, Vera Schweder.
September ausgebucht
Der September ist ein Highlight für Wiens Wirtschaft und Tourismus. Ist doch der Kongresstourismus grundsätzlich weniger krisenanfällig als andere Branchen – vor allem auch deshalb, weil dort langfristiger geplant wird. Denn die Vorbereitung eines größeren internationalen Kongresses dauert mindestens ein bis zwei Jahre, in Extremfällen sogar bis zu zehn: So wurde im vergangenen Dezember die 100. Jahrestagung der International Trade Mark Association (INTA) vereinbart, die 9000 Teilnehmer nach Wien bringen wird. Termin: Mai 2018.
Wo ist also die Krise bemerkbar? Vom September einmal abgesehen gibt es einen deutlichen Rückgang bei den Nächtigungszahlen in Wien. Von Jänner bis Ende Juli wurde ein Minus von 6,6 Prozent verzeichnet. Für die Stadt enttäuschend, aber angesichts von Touristenrekorden sechs Jahre in Folge auch relativ gering. Wobei interessanterweise der Rückgang beim Nettonächtigungsumsatz noch weit stärker gestiegen ist. Ein Grund dafür ist der gute Umsatz im vergangenen Jahr, der vor allem durch höhere Hotelpreise während der Euro begründet war. Und zweitens ist auch durch das hohe Bettenangebot in Wien die Rendite geringer. Prognose für den Rest des Jahres: Es gebe derzeit keine Indizien, dass es schlechter wird, so die Tourismusexperten. Aber auch nicht besser.
Dass die Wirtschaftskrise in Wien schaumgebremst ist, zeigt sich auch am Handel. Fritz Aichinger, VP-Gemeinderat und Handelsobmann in der Wirtschaftskammer: „Wir hatten zwar bis Juni ein Minus von sechs Prozent, aber der Sommer hat dies ausgeglichen und wir haben somit in den ersten acht Monaten fast einen Gleichstand zum Vorjahr.“ Wobei seinen Angaben zufolge der Lebensmittelhandel besser abschneidet als Elektro- oder Textilgeschäfte. „Das kann auch damit zu tun haben, dass weniger auf Urlaub gefahren sind und – salopp gesagt – mehr Leute in Wien gegrillt haben.“
Was die Wirtschaftsentwicklung in den kommenden Monaten betrifft glaubt Aichinger nicht an eine Verstärkung der Krise. Er ist vorsichtig optimistisch – zumindest „solange die Arbeitslosenzahlen in Wien nicht explodieren“.
Dass Wien die Wirtschaftskrise nicht so stark spürt wie andere Bundesländer, bestätigt auch Peter Mayerhofer vom Wirtschaftsforschungsinstitut. „In Wien hat die Krise später begonnen und verläuft auch schwächer“, sagt der Wifo-Experte. Die Gründe für Wiens bessere Performance sind struktureller Natur. „In Wien ist der Dienstleistungssektor sehr groß und die Industrie sehr klein. Noch dazu hat die Industrie einen hohen Konsumgüteranteil, und ist damit vom weltweiten Nachfragerückgang weniger betroffen“, meint Mayerhofer. Daher gebe es in Wien auch weniger Pleiten und der Dienstleistungsbereich sei bisher stabil.
Knackpunkt Arbeitsmarkt
Mayerhofer: „Das muss aber nicht so bleiben.“ Der Knackpunkt sei der Arbeitsmarkt. Wien brauche wegen seiner Sonderstrukturen ein hohes Wachstum, um eine gute Beschäftigung zu erreichen. „Alle Prognosen sagen, dass die Beschäftigung vor 2011 nicht anspringen wird.“ Die Stadt investiert zwar 900Mio. Euro, um der Krise zu begegnen. Für die Opposition ist das aber nicht ausreichend.
„Zwei Drittel davon waren schon im normalen Budget enthalten“, sagt Martin Margulies von den Grünen. Und er ist sich sicher, dass die wirkliche Krise erst kommen und dann den Dienstleistungssektor treffen wird.
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Todesstrafe: Eine gescheiterte Hinrichtung
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Zwei Stunden lang konnten ein Exekutionsteam in Ohio die Vene des Todeskandidaten nicht finden. Hinrichtungen mittels Giftspritze gelten als umstritten.
Lucasville/Wien (zoe). Zwei Stunden lang versuchte das Exekutionsteam des Gefängnisses Lucasville im US-Bundesstaat Ohio vergebens, Häftling Nummer 187.343.878 hinzurichten. Sie suchten nach einer Vene, um an Romell Broom mittels Giftspritze die Todesstrafe zu vollstrecken. Dann half der Todeskandidat den Justizangestellten, ebenfalls vergebens. Nach einer kurzen Pause und weiteren Versuchen gaben sie schließlich auf. Die Hinrichtung wurde um eine Woche verschoben. Dann soll die Prozedur wieder von vorne anfangen.
Seit 24 Jahren und zehn Monaten sitzt der 53-jährige Romell Broom in der Todeszelle. 1985 wurde er wegen Entführung, Vergewaltigung und Ermordung einer 14-Jährigen Schülerin zum Tode verurteilt. Seither hat Brooms Anwalt Tim Sweeny um die Begnadigung gekämpft. Erst einen Tag vor der Hinrichtung war ein weiteres Gesuch abgelehnt worden. Sein Anwalt argumentiert, dass Broom keine faires Verfahren bekommen habe, weil damals die Polizei wichtige Dokumente zurückgehalten hatte. Die Mutter des Opfers ist anderer Meinung. Sie sieht Brooms Schuld ausreichend belegt und fordert seinen Tod: „Es ist Zeit, er muss sterben“, erklärte sie gegenüber einer Lokalzeitung.
Der damals 29 Jahre alte Broom verfolgte 1984 drei Schülerinnen, die nach einem Footballspiel auf dem Nachhauseweg waren, mit seinem Auto. Eines der Mädchen zerrte er in seinen Wagen, die anderen beiden konnten fliehen. Wenige Stunden später wurde die Schülerin erstochen und vergewaltigt auf einem Parkplatz aufgefunden.
DNA-Analysen haben Broom als Täter überführt. Die Tests werden aber heute von seinem Anwalt Tim Sweeney infrage gestellt. Damals sei das Material nur ungenau ausgewertet worden, es könne daher nicht hundertprozentig seinem Mandanten zugeordnet werden. Zudem kritisiert Sweeney, dass sich die Verurteilung größtenteils auf die Zeugenaussagen der beiden Freundinnen des Opfers stützte. Da beide an dem Abend alkoholisiert gewesen seien, stellt er ihre Glaubwürdigkeit infrage. Allerdings war Broom schon damals vorbestraft, er hatte eine 12-Jährige vergewaltigt.
Höchstrichter wiesen Klage ab
Die gescheiterte Hinrichtung wirft erneut die Frage auf, ob jemand zweimal zu einer Exekution geführt werden darf. Zudem wird seit Längerem heftig darüber diskutiert, ob die Exekution durch die Injektion eines tödlichen Medikamentencocktails eine „humane“ Art der Hinrichtung sei. Allerdings schmetterten im Vorjahr Höchstrichter eine Verfassungsklage gegen Exekution mittels Giftspritze ab.
Die Richter meinten, es sei nicht ausreichend nachgewiesen, dass eine falsche Anwendung der Methode zu einem ungewöhnlich grausamen Tod führe. Der Giftcocktail wird in drei Tranchen verabreicht: auf ein Narkotikum folgt ein muskelentspannendes Mittel, dann Kaliumchlorid, das einen Herzstillstand verursacht.
Ein weiteres Problem ist die mangelnde Ausbildung der Scharfrichter. Ärzte weigern sich nämlich, die tödliche Spritze zu verabreichen. Das Personal in den Justizanstalten ist oft nicht gut genug geschult.
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20 Monate verschwunden: 15-jährige erneut abgängig
16.09.2009 | 17:06 | (DiePresse.com)
Das Mädchen war seit ihrem Auftauchen im Wiener AKH untergebracht, wohin sie nun nicht zurückgekehrt ist. Die heute 15-Jährige war im Jänner 2008 verschwunden und wurde Anfang August bei ihrem Onkel gefunden.
Die erst kürzlich nach eineinhalbjähriger Abgängigkeit wieder aufgetauchte 15-jährige Wienerin ist seit Dienstag wieder verschwunden. Das bestätigte die Polizei am Nachmittag. Das Mädchen sei nicht mehr ins Spital zurückgekehrt, sagte ein Sprecher.
Gegen 17.00 Uhr wurde Anzeige erstattet. Die Polizei sucht nun erneut nach der Minderjährigen. Sie wurde am 7. August bei ihrem Onkel gefunden, der mit dem Mädchen eine Intimbeziehung geführt haben soll und mit dieser nach ihrem Verschwinden von Wohnung zu Wohnung gezogen war.
Dass der Mann mit dem erneuten Verschwinden etwas zu tun haben könnte, ist diesmal ausgeschlossen: Der 38-Jährige sitzt weiterhin wegen Verdunkelungs- und Tatbegehungsgefahr in Untersuchungshaft.
Im AKH untergebracht
Das Mädchen war nach ihrem Auftauchen nicht zu ihren Eltern zurückgekehrt und wurde betreut. Dazu war sie auf unbestimmte Zeit im Wiener AKH untergebracht gewesen.Das damals 13-jährige Mädchen war am 8. Jänner 2008 unter dem Vorwand, den Nachmittagsunterricht zu besuchen, von zu Hause weggelaufen. Sie ging sofort zu ihrem Onkel und wohnte offenbar bis zu ihrem Auftauchen bei ihm und bei Freundinnen.
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Münchner S-Bahnopfer erhält posthum Verdienstorden
16.09.2009 | 16:33 | (DiePresse.com)
Obwohl 20 Zeugen den Angriff von zwei Jugendlichen auf den 50-Jährigen gesehen haben, lehnt die Staatsanwaltschaft derzeit Ermittlungen wegen unterlassener Hilfeleistung ab.
Dem im Münchner S-Bahnhof Solln bei der Verteidigung von vier Kindern getöteten Geschäftsmann Dominik B. wird posthum der Bayerische Verdienstorden verliehen. Dies teilte Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU) am Mittwoch in München mit: "Wir trauern um ihn und werden sein Andenken auch öffentlich bewahren". Das bayerische Kabinett gedachte Dominik B. mit einer Gedenkminute. "Das gesamte bayerische Kabinett verneigt sich mit Respekt und in Hochachtung vor dem Opfer von Solln", so der Ministerpräsident. Sein Verhalten sei Vorbild für eine menschliche Gesellschaft, sein Tod Mahnung gegen Gleichgültigkeit, Brutalität und Gewalt.
Obwohl 20 Zeugen den Angriff von zwei Jugendlichen auf den 50-Jährigen gesehen haben, lehnt die Staatsanwaltschaft derzeit Ermittlungen wegen unterlassener Hilfeleistung ab. Zwei 17 und 18 Jahre alte Jugendliche hatten Dominik B. am Samstag durch Tritte und Schläge so schwer verletzt, dass er kurz darauf starb. Er hatte sich schützend vor die vier 13- bis 15-Jährigen gestellt, weil die zwei Angreifer von diesen Geld erpressen wollten.
Zeugen um Hilfe gebeten?
Der Polizeisprecher warnte vor Vorverurteilungen gegen die Zeugen. Es sei noch nicht klar, wie die Situation im Moment des Angriffs war. Allerdings räumte der Sprecher ein, dass eines der vier von Dominik B. beschützten Kinder ausgesagt habe, sie hätten mehrere Menschen angesprochen und um Hilfe gebeten, ohne Erfolg zu haben.Die Münchner Staatsanwaltschaft erklärte mit Blick auf den Mordfall, bei dem am Samstag beginnenden Oktoberfest hart durchgreifen zu wollen. Gewalttätern müsse bewusst sein, dass Fußtritte gegen Kopf und Oberkörper, Maßkrugschläge auf den Kopf oder andere äußerst brutale Vorgehensweisen als versuchter Mord oder Totschlag eingestuft würden. Die während des Oktoberfests eingesetzte Bereitschaft der Staatsanwälte werde in solchen Fällen im Regelfall Haftbefehl beantragen, außerdem drohten Tätern langjährige Haftstrafen.
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Wien: Neuer größter Mann beim Weltrekord-Tag
16.09.2009 | 14:50 | (DiePresse.com)
Mit 2,36 Meter ist der Chinese Xi Shun der größte Mensch der Welt. Noch. Beim Tag der Weltrekorde wird ein noch Unbekannter der Weltöffentlichkeit präsentiert, der um ein ganzes "Eckhaus" größer sein soll.
Muss der Chinese Xi Shun am Freitag den Titel "Größter Mensch der Welt" abgeben. In Wien soll ein Mann am heurigen Tag der Weltrekorde präsentiert werden, der die 2,36 Meter des Chinesen überragt. Es sei ein etwas jüngerer Mann entdeckt worden, der um ein ganzes "Eckhaus" größer sei, erklärte Organisator Alexander Strohmeier. Details zu Körpermaßen oder der Herkunft unterliegen noch bis Freitag strengster Geheimhaltungspflicht. In Wien soll der Unbekannte erstmals der Weltöffentlichkeit präsentiert werden. Insgesamt 13 Rekord-Versuche können bei der vierten Austragung der jährlichen Gratis-Veranstaltung am 27. September von 12 bis 18 Uhr auf der Kaiserwiese und der Hauptallee bestaunt werden. Wie jedes Jahr ist auch heuer der Salzburger Franz Müller mit dabei, der sich durch eine Helikopterlandung auf seinen Schultern sowie das Halten eines Bungeeseils bereits Guinness Buch-Einträge sicherte. Diesmal will er seine eigene Bestleistung überbieten einen 600 Kilo schweren Fiat in fünf Minuten nicht wie bisher sieben-, sondern acht- bis neunmal um die eigene Querachse drehen. Auch der Bosnier Muhamed Kahrimanovic wird zum wiederholten Male bei der "Vienna Recordia" auftreten. Durch das Zerschlagen von 65 vollen Bierdosen in einer Minute mit bloßer Faust holte sich der Kampfsportler 2008 einen Weltrekord, heuer hat er es auf 82 Kokosnüsse abgesehen. Der 17-jährige Wiener Turmspringer Fabian Brandl versucht sich am Rückwärtssalto-Weltrekord in einer Minute. Daniel Raum aus Vorarlberg probiert in zwei Minuten und 15 Sekunden einen 400 Meter Rückwärtslauf zurückzulegen, dabei muss er mit drei Bällen jonglieren. Geplant ist auch ein 30-stündiger Yoga-Marathon des gebürtigen Wieners John Brown und ein neuer "Fußball-Köpfl-Weltrekord" über mindestens vier Stunden und zehn Minuten. Bei Gruppen-Rekorden, für die möglichst viele Personen eine bestimmte Tätigkeit ausführen müssen, dürfen und sollen die Besucher auch selbst mitmachen. Gesucht werden beispielsweise mehr als 1795 gleichzeitig jodelnde Menschen und mindestens 200 Kinder, die sich als "Zauberlehrlinge" versuchen. Die Stadt Wien beteiligt sich mit der weltweit größten, mindestens 100 Kilogramm schweren Kaiserschmarrn-Portion, die im Anschluss verzehrt werden kann.
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Augarten: "Werden nicht zulassen, dass Sängerknaben bedroht werden"
16.09.2009 | 14:21 | (DiePresse.com)
Die Wiener Sängerknaben haben am Mittwoch Unterlassungs- und Räumungsklagen gegen die Aktivisten eingebracht, die den Augartenspitz besetzt halten.
Im Streit gegen den geplanten Bau eines Konzertsaals am Augartenspitz werden die Bandagen härter. Die Wiener Sängerknaben haben am Mittwoch Unterlassungs- und Räumungsklagen gegen die Aktivisten eingebracht, die den geplanten Baugrund besetzt halten. Man habe die Besetzer schließlich mehrfach ersucht, ihre Aktionen abzubrechen, unterstrich Sängerknaben-Präsident Walter Nettig in einer schriftlichen Stellungnahme: "Keinesfalls können und werden wir es zulassen, dass Sängerknaben und deren Familien angepöbelt und bedroht werden." Überdies werde der Eingangsbereich des Augartenspitzes mit Gerümpel verbarrikadiert. Der Augartenspitz - wo der Konzertsaal errichtet werden soll - sei eben keine öffentliche Fläche, sondern gehöre der Republik. Die Sängerknaben bezahlten dafür Miete. "Der fortwährende Rechtsbruch durch eine kleine Gruppe radikaler Aktivisten, die sowohl die demokratischen Spielregeln als auch die Rechtsgrundlagen unseres Staates ignorieren, hat dem internationalen Image Wiens bereits geschadet", so Nettig. Die Sängerknaben würden sich weder gesetzwidrigen Aktionen beugen, noch sich einschüchtern lassen.Die als Begründung für die Klagen vorgebrachten Anwürfe weisen die Aktivisten zurück. Man habe niemals Frauen und Kinder angepöbelt, betonte Raja Schwahn-Reichmann vom "Josefinischen Erlustigungskomitee" gegenüber der APA: "Das ist eine Unterstellung - die ist nachprüfbar nicht wahr." Man werde nun entscheiden, wie man weiter vorgehe. Klar sei aber jedenfalls: "Wir werden standhaft bleiben."
Sängerknaben droht Verleumdungsklage
Die Aktivisten erhalten Unterstützung von den Grünen. Planungssprecherin Sabine Gretner kündigte die Vorbereitung einer Gegenklage gegen die Sängerknaben an: "Wir prüfen, eine Verleumdungsklage einzubringen. Offenbar schrecken die Konzerthallen-Betreiber nicht vor Verleumdungen und Drohungen zurück, die wir rechtlich nicht unbeantwortet lassen".Das Vorgehen der Sängerknaben gegen die Aktivisten treffen bei ÖVP und FPÖ auf Zustimmung. "Auch das selbst ernannte Erlustigungskomitee hat sich an den Rechtsstaat zu halten", so ÖVP-Landesgeschäftsführer Norbert Walter. "Wenn Sängerknaben und deren Familien von den herumlungernden Gutmenschen angepöbelt und bedroht werden, muss zu härteren Mitteln gegriffen werden", meinte der FPÖ-Obmann der Leopoldstadt, Wolfgang Seidl.
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Spanien: "Hurensohn" ist kein Kündigungsgrund
16.09.2009 | 14:19 | (DiePresse.com)
Der Begriff werde in der Umgangssprache inzwischen so häufig benutzt, dass er keine schwere persönliche Beleidigung mehr sei, urteilt ein spanisches Gericht.
Den Chef im Streit als "Hurensohn" zu beschimpfen, ist nach Auffassung eines spanischen Gerichts kein Kündigungsgrund.
Der Begriff werde in der Umgangssprache inzwischen so häufig benutzt, dass er keine schwere persönliche Beleidigung mehr sei, urteilten die Richter am höchsten katalanischen Berufungsgericht.
Zwar rügte das Gericht ausdrücklich das Verhalten eines entlassenen Mitarbeiters - dessen ungeachtet verdonnerte es den Geschäftsführer dazu, ihn wieder einzustellen oder eine Abfindung in Höhe von 6.500 Euro zu zahlen.
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Zu brisant im Wahlkampf: Atom-Studie unter Verschluss
16.09.2009 | 13:20 | (DiePresse.com)
Die deutsche CDU-Ministerin Schavan hält seit zwölf Wochen eine brisante Atom-Studie zurück. Darin wird der Neubau von Atomkraftwerken gefordert und die Suche nach Alternativen zum Endlager in Gorleben empfohlen.
Die deutsche Forschungsministerin Annette Schavan (CDU) hält seit zwölf Wochen ein brisantes Gutachten zur Atomenergie unter Verschluss, das sie selbst in Auftrag gegeben hat. Nach Angaben der "Financial Times Deutschland" regen in der Studie rund hundert Forscher unter anderem den Neubau von Atomkraftwerken in Deutschland an. Außerdem werben sie dafür, an anderen Standorten als Gorleben nach atomaren Endlagern zu suchen.Schavan dürften die Atom-Empfehlungen offenbar zu heikel sein. Obwohl sie die Studie mit dem Titel "Konzept für ein integriertes Energieforschungsprogramm für Deutschland" bereits im Juni erhalten habe, solle diese erst im Oktober vorgestellt werden - nach der Bundestagswahl.
Forscher fordern neue Atommeiler
In der Studie plädieren die Forscher laut "Financial Times Deutschland" ziemlich unverhohlen für neue Atommeiler: "Abhängig von politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen könnte sich Deutschland aber in der Zukunft wieder an der Entwicklung und dem Bau von neuen Kernkraftwerken beteiligen, um einen erheblichen Teil des Energiebedarfs mit Kernenergie zu decken." Trotz unbestreitbarer Risiken biete die Kernkraft "eine kostengünstige und konsensfähige Grundlast-Stromversorgung ohne CO2-Ausstoß".In der Endlager-Frage erklären die Autoren des Gutachtens: "Für ein Endlager in Tongestein liegen umfangreiche wissenschaftliche Erkenntnisse aus Frankreich, Belgien und der Schweiz vor." Unerwähnt bleibt im Gutachten allerdings eine Tatsache, die Schavans geringes Interesse an dieser Alternative erklären könnte: Die meisten Tonformationen liegen in Baden-Württemberg - Schavans politischer Heimat. Schavan hatte sich wiederholt für den Salzstock Gorleben in Niedersachsen als Endlager ausgesprochen.
Wahlkampfthema Atomkraft
Die deutsche Forschungsministerin will SPD und Grünen mit der Studie offenbar keine weitere Munition liefern. Die Union tritt wie die FDP für längere Laufzeiten von Atomkraftwerken ein. Jedoch wirbt sie im Wahlkampf nicht offensiv dafür. Mit Kernkraft lassen sich kaum Wählerstimmen gewinnen. Seit Monaten versucht vor allem SPD-Umweltminister Sigmar Gabriel, Stimmung gegen die Atompläne von Schwarz-Gelb zu machen.In einem Brief an die Autoren der Studie schreibt das Präsidiumsmitglied der Deutschen Akademie der Technikwissenschaften (Acatech), Ortwin Renn, eine Kurzfassung des Konzepts sei "am 24. Juni 2009 an Frau Schavan übergeben worden". Neben Acatech waren drei weitere deutsche Wissenschaftsorganisationen beteiligt. "Allerdings haben sich die Präsidien der Akademien und das Bundesforschungsministerium darauf verständigt, das Konzept erst nach der Bundestagswahl (am 27. September) der Öffentlichkeit vorzustellen, da sonst die Gefahr bestände, dass es im Wahlkampf untergeht oder zerredet wird", heißt es in dem Brief, welcher der "Financial Times Deutschland" ebenso wie Teile des Gutachtens vorliegt. Das Ministerium wollte sich laut der Zeitung zum Inhalt der Studie nicht äußern.
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Wien: ÖVP verspricht 1000 Polizisten mehr
16.09.2009 | 13:02 | (DiePresse.com)
Innenministerin Fekter sichert Wien ein fixes Kontingent an Polizeischülern zu, sodass die Gesamtzahl der Gesetzeshüter in der Hauptstadt in fünf Jahren einen "Nettozuwachs von 1000 oder mehr erreicht".
Bis einschließlich 2013 werden Wien jährlich 450 Polizeischüler zugeteilt. Dies ergebe bis zum Ende der Legislaturperiode für die Bundeshauptstadt einen kräftigen Anstieg der Gesamtzahl der Polizisten, sagt Innenministerin Maria Fekter (ÖVP): "Ich bin zuversichtlich, dass wir bis 2013 einen Nettozuwachs von 1000 oder mehr in Wien erreichen können."Bei 2250 Neuausgebildeten sei diese Zahl realistisch, wenn man Abgänge und Pensionierungen abziehe. Pensionierungen fallen in Wien ohnehin weniger an, so die Ministerin: "Nachdem man den Polizeidienst in Wien beginnt, hat Wien eine sehr junge Mannschaft." Schließlich folge auf die Polizeischule zunächst der variabel einsetzbare "Flexipool" und dann der Einsatz in den Hotspots der Ballungsgebiete. Älteren solle stattdessen die Möglichkeit geboten werden, in die ruhigeren ländlichen Gebiete zu wechseln.Neu sei nun, dass man die Zahl von 450 jährlichen Polizeischülern fix zusichere, unterstrich die Innenministerin: "Das ist eine Zuteilungsgarantie für Wien bis zum Ende der Legislaturperiode." Man verstärke somit die Anstrengungen, Wien zur sichersten Metropole der Welt zu machen.
SPÖ und FPÖ verlangen Polizisten sofort
Der Wiener SPÖ ist Fekters Ankündigung zu wenig. "Geben Sie Wien sofort 1000 Polizisten mehr", fordert SP-Landesparteisekretär Christian Deutsch. Es sei "ungeheuerlich", dass die Wiener weitere vier Jahre warten müssten und auf den Sankt Nimmerleinstag vertröstet würden. Die Kriminalität sei jetzt hoch. Jahrelang sei eine völlig falsche Sicherheitspolitik betrieben worden, meinte FPÖ-Chef Heinz-Christian Strache. Die Freiheitlichen beharrten auf ihrer Forderung nach 1500 Polizisten mehr für die Bundeshauptstadt - und dies sofort und nicht erst im Jahr 2013, so Strache.
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Telekom-Polizist betrunken am ersten Arbeitstag
16.09.2009 | 12:32 | (DiePresse.com)
Der ehemalige Telekom-Bedienstete trat mit Restalkohol seinen ersten Dienst als Polizist an, im Laufe des Tages soll er acht weitere Spritzer getrunken haben. Er wurde aus dem Dienst entfernt.
Ein ehemaliger Telekom-Bediensteter ist laut Innenministerium am vergangenen Freitag zu seinem ersten Arbeitstag bei der Polizei mit einer ausgiebigen Alkoholfahne erschienen. Er wurde umgehend von seinem Arbeitsplatz entfernt. Einen diesbezüglichen Bericht der Gratiszeitung "Heute" bestätigte der Sprecher des Innenministeriums, Oberst Rudolf Gollia. Die Telekom Austria teilte mit, dass sie den Vorfall "bereits untersucht bzw. ein entsprechendes Verfahren eingeleitet hat". Die zuständige Disziplinarbehörde werde über den Vorfall entscheiden.
"Heute" zufolge kam der Mann als einer von 40 Jobwechslern mit einer Alkoholfahne zu seiner neuen Dienststelle, der Polizeiinspektion Praterstern in der Leopoldstadt. Seine neuen Kollegen zeigten sich zunächst verständnisvoll, er hätte ja auch restalkoholisiert sein können. Doch der Beamte zog sich wiederholt zurück: Er gehe "eine rauchen", gab er laut Gollia an. Tatsächlich besuchte er ein nahe gelegenes Gasthaus und tankte nach. Acht weiße Spritzer sollen es der Gratiszeitung zufolge gewesen sein.
Die Belegschaft der Inspektion griff daraufhin ein. Der Alkohol-Test soll zwar verweigert worden sein. Die Fahne war jedoch aussagekräftig genug. Der Ex-Telekom-Mitarbeiter wurde aus dem Dienst entfernt.
Mittlerweile gibt es "Heute" zufolge auch in Linz einen Abgang. "Der Beamte hat bemerkt, dass der Job nichts für ihn ist", wurde Gollia in "Heute" zitiert.
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NÖ: Zwei Brüder von Arigona Zogaj in Schubhaft
16.09.2009 | 12:15 | (DiePresse.com)
Der 18-Jährige und der 20-Jährige dürften über Ungarn eingereist sein. Sie stellten einen Asylantrag. FPÖ und BZÖ fordern die sofortige Abschiebung der gesamten Familie.
Zwei der insgesamt vier Geschwister von Arigona Zogaj sitzen seit Montag in Niederösterreich in Schubhaft. Der Anwalt der Familie, Helmut Blum, bestätigte einen entsprechenden Bericht der "Kronen Zeitung". Die beiden, 18 und 20 Jahre alt, dürften über Ungarn nach Österreich gekommen sein und hatten einen Asylantrag gestellt. FPÖ und BZÖ forderten die sofortige Abschiebung der gesamten Familie. Die Brüder waren zuletzt im Jänner nach Österreich eingereist und im Februar wieder freiwillig in den Kosovo zurückgekehrt. Diese Woche wurden sie in Traiskirchen (Bezirk Baden) von der Polizei aufgegriffen. Sie stellten Asylanträge, wurden aber laut dem Zeitungsbericht aufgrund widersprüchlicher Aussagen im Auftrag der Bezirkshauptmannschaft Baden in Schubhaft genommen.
Ungarn zuständig?
"Nach unseren Erkenntnissen waren sie vorher in Ungarn. Unser Nachbarland gilt nach dem Dublin-Abkommen als sicheres Asylland", wird Rudolf Gollia, Sprecher des Innenministeriums, zitiert. Der Vertrag von Dublin schreibe vor, dass ein Asylantrag dort bearbeitet werden muss, wo er als erstes gestellt worden ist. Gollia: "Zumindest einer der beiden Brüder hat nachweislich mit Fingerprint in Ungarn schon um Asyl angesucht." Zwischen den österreichischen und den ungarischen Behörden laufe nun ein Konsultationsverfahren ab, ob die beiden Asylfälle tatsächlich vom Nachbarland übernommen werden.
Forderungen von FPÖ und BZÖ
BZÖ-Generalsekretär Stefan Petzner forderte für die Zogajs einen "Direktflug in den Kosovo". "Wie lange noch soll diese Familie dem österreichischen Rechtsstaat und dem Steuerzahler auf der Nase herumtanzen und die Bevölkerung verhöhnen?", fragte er. "Die freiwillige Rückkehr der beiden älteren Zogaj-Brüder im Frühjahr war eine reine Showeinlage", ist der FPÖ-Spitzenkandidat zur oberösterreichischen Landtagswahl, Manfred Haimbuchner, überzeugt. Dass sie versuchen würden, immer wieder illegal nach Österreich einzureisen, sei aufgrund Fekters laxer Haltung von Anfang an klar gewesen.
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Mord in Penzing: Ex-Freund gesteht tödlichen Schuss
16.09.2009 | 10:08 | (DiePresse.com)
Der Ex-Freund der am Sonntag in Wien ermordeten Polin gibt zu, den tödlichen Schuss aus seinem Gewehr abgefeuert zu haben. Eine Tötungsabsicht bestreitet er jedoch, es handle sich um einen Unfall.
Der Mord an einer 28-jährigen Polin in der Nacht auf Sonntag in Wien-Penzing dürfte endgültig geklärt sein. Der Ex-Freund der Frau hat im Verhör zugegeben, einen Schuss aus seinem Gewehr abgegeben zu haben. Er bestritt jedoch jedwede Tötungsabsicht, vielmehr habe sich der Schuss gelöst. Der Niederösterreicher sprach von einem Unfall.
Zuvor soll es laut dem Verdächtigen einen Streit zwischen ihm und seiner Ex-Freundin gegeben haben. Für den Mann war die Beziehung - im Gegensatz zur Polin - noch nicht vorbei, er wollte eine Aussprache. Der 27-Jährige lauerte der Frau vor ihrer Wohnung auf. Als die 28-Jährige gegen ein Uhr nachts Uhr nach Hause kam, stellte der Niederösterreicher sie zur Rede. Im Zuge des Streits dürfte der Schuss gefallen sein.
Die Obduktion der Leiche ergab, dass die Frau innerlich verblutet ist. Das Projektil trat am linken Rippenbogen ein und rechts wieder aus. Im Laufe des Mittwochs wird der Verdächtige in die Justizanstalt Josefstadt eingeliefert.
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Blasphemie: Christ stirbt in Pakistans Gefängnis
16.09.2009 | 08:51 | (DiePresse.com)
Der 25-Jährige wurde verhaftet, weil er angeblich den Koran geschändet hat. Er beging in seiner Zelle Selbstmord. Die Gerüchte über die Gotteslästerung haben zu Gewalt gegen Christen geführt.
Ein wegen Gotteslästerung in Pakistan in Untersuchungshaft sitzender Christ ist am Dienstag in seiner Zelle gestorben. Der 25-jährige Pakistani Fanish Masih habe in seiner Einzelzelle Selbstmord begangen, sagte der Polizeichef des Gefängnisses der ostpakistanischen Stadt Sialkot. Der Minister für Minderheiten und Menschenrechte der Provinz Punjab, Kamran Michael, warf der Polizei vor, den Mann gefoltert zu haben. Er habe die Leiche gesehen, sie habe Folterspuren aufgewiesen, sagte Michael, selbst Christ, der Nachrichtenagentur AFP. Die Polizei wies die Vorwürfe zurück und gab an, der Tote habe offenbar unter Depressionen gelitten.
Die Leiterin der pakistanischen Menschenrechtskommission, Asma Jahangir, sagte, Masih sei in Haft gestorben, daher sei die Polizei verantwortlich. Selbst wenn es sich um einen Selbstmord handle, so zeige dies, wie "drakonisch" die Gesetze gegen Gotteslästerung in Pakistan seien, um einen jungen Mann in den Selbstmord zu treiben.
Kirche angezündet
Der Mann war inhaftiert, weil er angeblich den Koran geschändet und damit gegen das pakistanische Anti-Blasphemie-Gesetz verstoßen hat. Nachdem die Gerüchte über die Gotteslästerung aufgetaucht sind, haben aufgebrachte Muslime das Dorf Jethki, das mehrheitlich von Christen bewohnt wird, gestürmt und die Kirche in Brand gesteckt. Die Polizei nahm Masih in Untersuchungshaft - auch zu seiner eigenen Sicherheit.
Anfang August hatten wütende Muslime in dem christlich dominierten entlegenen Dorf Gojra in Punjab 40 Häuser und eine Kirche zerstört und sieben Menschen umgebracht. Die Unruhen brachen aus, weil angeblich der Koran von Mitgliedern des Dorfes entweiht worden war. Von den 167 Millionen Pakistani sind weniger als drei Prozent Christen.
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Südkorea: Steine werfender Elefant im Visier der Polizei
16.09.2009 | 08:38 | (DiePresse.com)
Eine Besucherin eines Zoos nahe der Hauptstadt Seoul behauptet, dass Elefant Taesani einen Stein nach ihr geworfen hat. Beweise und Zeugen für ihre Erzählung gibt es nicht.
Weil er einen Stein gegen eine Besucherin geschleudert haben soll, ermittelt die Polizei in Südkorea gegen einen Zoo-Elefanten. Die Frau mit Nachnamen Kim behauptet, dass sie am Montag den Zoo im "Children's Grand Park" im Südosten der Hauptstadt Seoul besucht hat. Dann habe sie der Dickhäuter von hinten angegriffen, als sie am Gehege entlang spaziert sei. Der 35-jährige Elefant namens Taesani habe mit seinem Rüssel einen Stein aufgehoben, auf sie gezielt und am Hinterkopf getroffen, schilderte Kim.
Die ersten Ermittlungen aber gestalteten sich offenbar schwierig: Es gibt dem Bericht zufolge weder Zeugen noch Beweise für den Vorfall und auch keine Aufzeichnung von Überwachungskameras.
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USA: Schwarzenegger verordnet strengen Klimaschutz
16.09.2009 | 07:28 | (DiePresse.com)
Der Gouverneur des US-Staats Kalifornien will, dass bis 2020 ein Drittel des Stroms aus erneuerbarer Energie stammen soll. Das ist die in Klimafragen am weitesten gehende Regelung in den USA.
Der Gouverneur des US-Staats Kalifornien, Arnold Schwarzenegger, hat die bis dato weitestgehende Klimaschutzverordnung der USA unterzeichnet. Demnach müssen die Kraftwerke in Kalifornien ihren Strom bis 2020 zu einem Drittel aus erneuerbaren Quellen erzeugen.
Beim Besuch einer Solarstromanlage in Rancho Cordova sagte Schwarzenegger, damit sichere Kalifornien seine Stellung als Pionier bei der Erzeugung sauberer Energie.
Auf wackligen Beinen: Verordnung statt Gesetz
Kritiker hielten dem Republikaner Schwarzenegger vor, dass er nicht die Gesetzgebung im kalifornischen Kongress abgewartet, sondern stattdessen eine Verordnung erlassen habe. Ein Nachfolger des Gouverneurs könne dies ohne Probleme wieder aufheben, sagte Matt Freedman von der Verbraucherschutzgruppe The Utility Reform Network.
Die Demokraten hatten sich bemüht, in das Gesetzgebungsverfahren Grenzwerte für den Import von Strom aus erneuerbaren Quellen einzuführen, um die heimische Energiebranche zu fördern.
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Euro-League: „Nicht kleiner machen, als wir sind“
16.09.2009 | 18:29 | VON WOLFGANG WIEDERSTEIN UND HENRIK SULZ (Die Presse)
Austria Wien, Rapid, Sturm Graz und Salzburg kämpfen ab Donnerstag in der Gruppenphase auch dafür, dass der österreichische Fußball international mehr Anerkennung erfährt.
Heute beginnt für die vier österreichischen Spitzenvereine das Unternehmen Europa League. Bis 17. Dezember werden Meister Salzburg, Rapid, Sturm Graz und die Wiener Austria alles versuchen, um als Außenseiter in ihren Gruppen zu überraschen. Auch die finanziellen Einnahmemöglichkeiten sind nicht zu verachten, als Startgeld winken von der Uefa 900.000 Euro. Ein Sieg wird mit 120.000 Euro belohnt, ein Remis bringt auch noch 60.000 Euro.
Probeweise werden heuer in der Europa League zwei Additional Assistant Referees eingesetzt, sie stehen dem Schiedsrichtergespann hinter den Toren zur Seite. Uefa-Präsident Michel Platini glaubt an den Erfolg dieser Maßnahme, er schließt Torrichter bei der nächsten Europameisterschaft 2012 nicht aus.
Nur ein Hauch Offensive
„Ich werde diese neue Art der Strafraumüberwachung den Spielern zwar näherbringen, aber sonderlich darauf eingehen werden wir nicht“, erklärt Austria-Trainer Karl Daxbacher, der mit seinem Team in Bilbao (21.05 Uhr) bestehen will. „Ich will keinen Unsicherheitsfaktor haben und hoffe, dass die neuen Torrichter nicht übermotiviert sind, dass kein Exempel statuiert wird.“ Ob es dadurch mehr Elfmeter geben könnte? „Durchaus möglich. Bei Standardsituationen passieren ja genügend unsaubere Aktionen.“
Das System war bereits bei einigen Qualifikationsturnieren zur U19-EM getestet worden, Österreichs Referee Robert Schörgenhofer glaubt an ein Umdenken. „Bisher haben sich die Augen der Spieler auf den Schiedsrichter gerichtet. Hat er nicht hergeschaut, wurde gezogen, geschubst. Ein riesiger Unterschied, wenn man jetzt noch einen Torrichter im Rücken hat.“
Karl Daxbacher aber war zuletzt mit den Gedanken eher beim baskischen Gegner. „Um in Bilbao zu bestehen, braucht man schon eine Extraleistung.“ Gefährlichster Mann ist der baumlange Teamstürmer Fernando Llorente, die „Mannschaft besticht vor allem mit ihrer taktischen Disziplin“. Sehenswert ist sicher der Auftritt von Youngster Iker Muniain, er ist mit 16 der jüngste Torschütze der Klubgeschichte.
Personell pfeift die Austria eher aus dem letzten Loch, der Ausfall von Kapitän Milenko Acimovic war doch ein kleiner Schock. Baumgartlinger ist gesperrt, Junuzovic und Hattenberger sind ebenfalls verletzt. Daxbacher flüchtet in Ironie: „Sagen wir so: die Ausfälle sind nicht wirklich von Vorteil.“ Improvisation ist angesagt, Sulimani oder Liendl könnten in die Startelf rutschen. Teamverteidiger Dragovic wird sich mit einer Position im Mittelfeld anfreunden müssen, der zweite „Sechser“ heißt Vorisek.
Eher dürftig fällt die Angriffsformation aus, Rubin Okotie ist nicht zu ersetzen. Somit muss Trainer Daxbacher weiter darauf hoffen, dass Mamadou Diabang endlich wieder einmal seine Hemmungen ablegt. Tomas Jun ist auch nicht gerade die personifizierte Torgefährlichkeit.
Der Glaube von Rom
Österreichs Meister pilgert nach Rom, hat sich in den vergangenen Tagen ganz auf Lazio eingestellt. „Wenn man nicht an sich glaubt, dann sollte man erst gar nicht hinfahren“, stellt Salzburgs Trainer Huub Stevens vor dem Auftakt im Stadio Olimpico unmissverständlich klar. Das Scheitern in der Champions League hat man verarbeitet, jetzt brennt man auf die neuen Aufgaben. „Wir sind sicher nicht in der Lage, die großen Matadore zu spielen“, so der Holländer. Aber mit leeren Händen will man die Heimreise auch nicht antreten.
Lazio verfügt über eine technisch sehr starke Mannschaft, die auch das hohe Tempo halten kann. „Das ist eine clevere Mannschaft, die sehr schnell spielt und dadurch unberechenbar ist.“ Das hatte Lazio zuletzt auch bei der glücklosen 0:2-Heimniederlage gegen Juventus bewiesen. „Ein Unentschieden wäre ein Erfolg.“
Über die Aufstellung verlor Stevens kein Wort. „Es ist wichtig, die richtigen elf Spieler zu finden.“
Geduld statt Übermut
Ungewöhnlichen Optimismus versprüht Sturm-Trainer Franco Foda vor dem ausverkauften Heimspiel gegen Dinamo Bukarest (19 Uhr). „Unsere Chancen“, meint der Deutsche, „betragen mehr als 50 Prozent.“ Er mahnt in seiner typischen Art sein Team zur Geduld und zur Besonnenheit; Übermut sei nicht angebracht. Auch das ist eine Konsequenz aus dem 3:3 gegen den Lask. „Alle rumänischen Mannschaften sind stark“, so Foda. Auch in der Fremde. Von den vergangenen zehn Auswärtsspielen hat Dinamo Bukarest nur drei verloren. In der Meisterschaft rangiert der Gegner auf Rang vier.
Nach Verlustpunkten sind die Steirer in Österreich Spitzenreiter, in der Qualifikation ging kein einziges Match verloren. Dabei konnte Sturm immerhin zwölf Treffer bejubeln. Ersetzt werden müssen Routinier Haas, Lamotte und Kienzl, erstmals steht dafür der slowenische Teamstürmer Klemen Lavric im Aufgebot.
„Mit einem guten Start ist etwas drin für uns“, glaubt Präsident Hans Rinner. Er lobt vor allem sein eigenes Produkt. „Wenn man bedenkt, was in der Zeit alles entstanden ist, dann können wir sehr zufrieden sein. Wir haben die Sanierung des Clubs geschafft, jetzt wollen wir unsere Rohdiamanten langfristig an uns binden.“
Ausverkauftes Happel-Oval
Zum Schlager des Abends kommt es heute im ausverkauften Happel-Stadion mit Rapid und dem Hamburger SV (19.05 Uhr, live auf Sat1 und Sky). Experten handeln die Deutschen, die gestern als Tabellenführer angereist sind, als großen Favoriten, die Hütteldorfer haben damit kein Problem. „Wir sollten uns nicht kleiner machen, als wir sind“, appelliert Kapitän Steffen Hofmann. „Wir haben die Qualität, dass wir alle unsere Gruppengegner (Anmerkung Celtic, Tel Aviv) ärgern können.“ Die starken Leistungen, so denkt der Mittelfeldmotor, der gerne lenkend eingreift, hätten sich auch in Deutschland herumgesprochen. „Dass wir Aston Villa eliminiert haben, das verschafft einfach Respekt.“ Österreichische Klubs seien auf dem Weg dazu, wieder ernst genommen zu werden. Die Zeiten, in denen man nur Kanonenfutter war, sollen vorbei sein, mit der alleinigen Teilnahme an den Gruppenspielen gibt man sich nicht zufrieden.
Hofmann kennt David Jarolim und Piotr Trochowski aus seiner Zeit im Bayern-Nachwuchs, ein Fan aber ist er von Ze Roberto. „Ein absoluter Klassespieler.“
Der HSV beklagt einige Ausfälle, die Personalsituation bei Rapid ist allerdings aufgrund des weitaus kleineren Kaders prekärer. Dober ist gesperrt, Trimmel, Patocka und Jovanovic sind verletzt.
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Austrian Golf Open: Die wertvollsten fünf Golfstunden
16.09.2009 | 18:29 | MICHAEL KÖTTRITSCH (Die Presse)
Das Pro-Am ist die Ouvertüre jedes Turniers – und dessen Motor. Jeweils drei Amateure erleben an der Seite eines Profis die Faszination Golf.
Oberwaltersdorf.Es sind die wertvollsten Stunden der Golfszene: das Pro-Am-Turnier am Mittwoch vor jedem großen Turnier. Jeweils drei Amateure erleben an der Seite eines Profis die Faszination Golf – und kämpfen ganz nebenbei mit den anderen Vier-Personen-Flights um den Sieg.
Herwig Straka, mit Edwin Weindorfer Veranstalter der Austrian Open, die heute im GC Fontana südlich von Wien beginnen, meint: Als bloße Buchungszeile falle das Pro-Am zwar nicht ins Gewicht. Ein Flight mit einem Pro und drei Gästen kostet 5900 Euro. Aber weil die Pro-Am-Teilnahmen in aller Regel Teil von Sponsoringpaketen sind, ist das Mittwoch-Turnier nichts anderes als der wirtschaftliche Motor jedes European-Tour-Turniers. „Sponsoring“, sagt Straka, „wird beim Pro-Am zu einem emotionalen Erlebnis, zum Involvement. In welcher Disziplin sonst, außer vielleicht beim Segeln, kannst du so unmittelbar mit einem Profi zusammen Sport betreiben?“
Markus Brier, Österreichs bester Golfspieler, bringt es auf den Punkt: „Für uns ist das überlebenswichtig: Ohne Pro-Am keine Sponsoren und damit kein Preisgeld für die Spieler.“ Obwohl, sagt er, wenn eine Runde einmal länger als sechs Stunden dauere, könne es schon „anstrengend“ werden.
Wie gut muss man also spielen können, um als Gast keine peinliche Figur abzugeben? Martin Gross, Chef von Emirates Österreich, meint: Unter Handicap 30 sei es überhaupt kein Problem und man solle sich bloß keinen Druck machen. Der Airliner hat als Sponsor des größten österreichischen Turniers zahlreiche Kunden eingeladen. „Das ist ein Zeichen der Wertschätzung und der Motivation.“ Gemeinsam in einem Flight zu sein, sei der ideale Ort der Begegnung und die Gelegenheit, ungezwungen viel Zeit gemeinsam zu verbringen. Natürlich werde während der Runde über Geschäftliches geredet, aber dass am Golfplatz Geschäfte am laufenden Band geschlossen würden, hält Gross für eine Mär: „Das ist ja keine Verkaufsveranstaltung.“
Die Topspieler des Turniers wiederum sind verpflichtet, das Pro-Am zu spielen, unentschuldigtes Fehlen führt zur Disqualifikation. Markus Brier schätzt das Pro-Am, abgesehen von „interessanten Begegnungen, die sich immer wieder ergeben“, auch als zusätzliche Trainingsrunde und Vorbereitung auf den Turnierernst, der heute beginnt: Brier spielt in einem Flight mit dem zweifachen Major-Turniersieger José María Olazábal aus Spanien und dem Franzosen Thomas Levet (Abschlag 8.15 Uhr).
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Raiffeisen verlängert Sponsorvertrag mit Rogan nicht
16.09.2009 | 13:43 | (DiePresse.com)
Der Vertrag mit dem Schwimmstar wird nicht verlängert. Der Umzug Rogans in die USA verhindere gemeinsame Aktivitäten, hieß es. Dagegen wurde die Kooperation mit Hermann Maier um ein Jahr prolongiert.
Der bis Ende September laufende Sponsorvertrag zwischen Raiffeisen und Schwimmstar Markus Rogan wird wie erwartet nicht verlängert - "Die Presse" berichtete. Diese Entscheidung hat das zuständige Gremium der Raiffeisen Zentralbank am Dienstag getroffen. "Weil Markus Rogan seinen künftigen Lebensmittelpunkt in den USA haben wird, sind gemeinsame werbliche Aktivitäten kaum möglich, zudem schwächt das Verbot der Individualwerbung bei Weltmeisterschaften unsere Präsenz", erklärte der für das Sponsoring zuständige Raiffeisen-Werbeleiter Leodegar Pruschak am Mittwoch.
Eine andere, noch länger laufende Kooperation wird jedoch nach Aussage Pruschaks prolongiert. So wird der Vertrag mit dem Skistar Hermann Maier um ein weiteres Jahr verlängert werden. Zudem hat man bei der Bank bereits Kandidatinnen bzw. Kandidaten für eine neue Sponsor-Partnerschaft im Sport im Auge. Eine endgültige Entscheidung sei schon in absehbarer Zeit zu erwarten, kündigte Pruschak an.
Bei Rogan, der in den vergangenen fünf Jahren unterstützt worden war, sei es angesichts der genannten Umstände schwierig gewesen, eine erfolgreiche Partnerschaft fortzuführen, sagte Pruschak. Der Vorfall in einer Disco nach der WM in Rom, der für Rogan im Spital geendet hatte, habe die Entscheidungsfindung nicht beeinflusst. "Wir hatten über viele Jahre eine erfolgreiche Partnerschaft und ich wünsche Markus, dass er wieder an seine Erfolge anschließen kann", erklärte der Niederösterreicher, der vor und nach der Entscheidung ein Gespräch mit Rogans Manager Ronald Leitgeb geführt hatte.
Leitgeb meinte am Mittwoch, man habe eine Verlängerung mit Raiffeisen gar nicht angestrebt, weil damit Verpflichtungen zu Auftritten in Österreich verbunden gewesen wären. Der ehemalige Manager von Thomas Muster sagte, er suche nun einen internationalen Sponsoring-Partner für Rogan. Konkrete Kontakte gebe es aber noch nicht.
Teil des Sponsorvertrags mit Rogan war auch eine Ausbildung zum Finanzberater für betuchte Privatkunden in der Raiffeisenlandesbank Niederösterreich Wien gewesen. Die Entscheidung über die Beendigung dieser beruflichen Tätigkeit bei der RLB war bereits vergangene Woche gefallen. Rogan, der nach der WM nicht mehr an seinen Arbeitsplatz gekommen war, hatte der Bank schließlich brieflich mitgeteilt, dass er sich auf das Schwimmen konzentrieren und in den USA bleiben möchte. Daraufhin hatte die RLB den Arbeitsvertrag per Ende September gekündigt.
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Renault-Knalleffekt: Quasi-Geständnis und Briatore-Rücktritt
16.09.2009 | 13:31 | (DiePresse.com)
Der französische Rennstall gibt indirekt zu, dass der Piquet-Unfall in Singapur abgesprochen war. Teamchef Briatore zieht sich aus der Formel 1 zurück. Auch Chefingenieur Pat Symonds nahm bei Renault den Hut.
Knalleffekt bei Renault: Der französische Rennstall gab am Mittwoch indirekt zu, dass der Unfall von Nelson Piquet jr. beim Singapur-Grand Prix 2008 angeordnet wurde. "Wir werden die aktuellen Anschuldigungen der FIA bezüglich des Singapur-Grand-Prix nicht bestreiten. Wir möchten ebenso bekannt geben, dass Teamchef Flavio Briatore und Chefingenieur Pat Symonds das Team verlassen haben" teilte Renault in einer Aussendung mit.
Weitere Kommentare werde es bis zur geplanten Anhörung vor dem internationalen Automobilverband FIA am 21. September nicht geben. Ausgelöst hatte die sogenannte "Crashgate-Affäre" der frühere Renault-Pilot Nelson Piquet junior, der in einem Brief an die FIA geschrieben hatte, dass man ihn im ersten Singapur-Nachtrennen 2008 angewiesen habe, absichtlich einen Unfall zu verursachen, um dem Teamkollegen Fernando Alonso den Sieg zu ermöglichen. Renault hatte die Vorwürfe zunächst bestritten und Piquet sowie dessen Vater Nelson Piquet senior wegen "falscher Behauptungen und versuchter Erpressung" sogar angezeigt.
Am Rande der Internationalen Automobil-Ausstellung (IAA) in Frankfurt hatte sich auch Renaults Konzernchef Carlos Ghosn zu dieser Affäre geäußert: "Ich bin mir sicher, dass wir eine klare Entscheidung treffen können, sobald alle Fakten auf dem Tisch liegen", sagte er. Zugleich warnte er dort vor "überstürzten Aktionen". Doch diese waren für Renault, Briatore und Symonds nun wohl unumgänglich geworden. "Briatore tritt ab, um Renault zu retten", schrieb die "Gazzetta dello Sport".
Briatore als "Sündenbock"?
Vor allem der 59-jährige Italiener Briatore musste ein Zeichen setzen. Mit seinem Rücktritt präsentiert er sich gegenüber der FIA gewissermaßen als "Sündenbock". Damit könnte sein Renault-Team aus der peinlichen Affäre mit einer relativ milden Bestrafung davonkommen. Das damit befasste World Council der FIA (Weltrat) hatte die Anhörung für 21. September angesetzt. Briatore hatte Fernando Alonso 2005 und 2006 als Renault-Teamchef zu zwei WM-Titeln geführt und dem Rennstall auch zweimal die Konstrukteurswertung gesichert. Mitte der 1990er-Jahre war Briatore der Mann hinter zwei WM-Siegen von Michael Schumacher bei Benetton.
Mit dem Briatore-Rückzug kommen Erinnerungen an die "Lügen-Affäre" von Lewis Hamilton zu Saisonbeginn auf. Weil der Weltmeister, wohl im Auftrag des McLaren-Mercedes-Teams, damals die FIA-Kommissare bezüglich eines Überholmanövers wiederholt angelogen und daraus Vorteile gezogen hatte, drohte ihm bzw. dem Team eine drastische Strafe. McLarens Vorsitzender Ron Dennis konnte diese damals abwenden, indem er die volle Verantwortung übernahm und zurücktrat. McLaren-Mercedes wurde damals nur für drei Rennen gesperrt, und diese Strafe wurde für zwölf Monate auf Bewährung ausgesetzt.
This article was downloaded by calibre from http://diepresse.com/home/sport/motorsport/508687/index.do?from=rss
| Section menu | Main menu |
| Next | Section menu | Main menu | Previous |
Fußball: Darabos will Klagenfurter Stadion groß lassen
16.09.2009 | 13:23 | (DiePresse.com)
Der SP-Sportminister plädierte am Mittwoch klar für die Fertigstellung des EM-Stadions auf Bundeskosten. Damit würden 18.000 Sitzplätze fix bleiben. Die Genehmigung des Finanzministers steht noch aus.
Das Tauziehen um Fertigstellung oder Rückbau des Klagenfurter Fußball-EM-Stadions ist zwar noch immer nicht abgeschlossen, am Mittwoch hat sich aber Sportminister Norbert Darabos (SPÖ) klar für eine Fertigstellung der Arena auf Kosten des Bundes ausgesprochen. Damit blieben im Stadion 18.000 Sitzplätze fix, für Ländermatches würde die Kapazität auf 30.000 erhöht. Haken dabei: Darabos fehlt noch das Placet des Finanzministers für die millionenschwere Entscheidung.
Klagenfurts Bürgermeister Christian Scheider (BZÖ) und seine Stellvertreterin Maria-Luise Mathiaschitz (SPÖ) waren am Vormittag gemeinsam mit Finanzlandesrat Harald Dobernig (BZÖ) zu einem Gespräch beim Sportminister geladen. Auch ÖFB-Präsident Leopold Windtner nahm an dem Treffen teil. Nach nur einer Stunde war man sich einig, das Stadion soll den derzeit provisorisch errichteten Oberrang behalten und damit länderspieltauglich bleiben.
"Als Sportminister bin ich gegen die Vernichtung von Infrastruktur", begründete Darabos nach der Unterredung seine Entscheidung. Klagenfurt werde als zweiter Standort für Länderspiele - neben Wien - erhalten bleiben. Die Kosten will der Minister aus dem Budget abdecken, das dem Ministerium für die Euro-Stadien zur Verfügung stehe.
"Wir werden in der kommenden Woche Detailgespräche mit der Firma Porr führen, um so schnell wie möglich die genauen Kosten für die Fertigstellung auf dem Tisch zu haben", sagte Scheider nach der Unterredung. Dabei wolle man "sparen, wo nur möglich", wie viel der Endausbau der Arena tatsächlich kosten wird, könne er derzeit noch nicht genau sagen.
Die Kostenaufstellung wird an den Sportminister übermittelt, der sich dann damit an Finanzminister Josef Pröll (ÖVP) wenden wird. Fest steht jedenfalls, dass das Land Kärnten keinen Kostenbeitrag leisten wird, für Dobernig ist der Verzicht auf den ursprünglich vereinbarten Mittelrückfluss in der Höhe von fast fünf Millionen Euro "Beitrag genug". Auch die Stadt muss für den Fertigbau kein zusätzliches Geld in die Hand nehmen. Ob der Finanzminister dieser Lösung zustimmt, war vorerst aber noch offen, sein Pressesprecher war für eine Stellungnahme nicht erreichbar.
Windtner erfreut
ÖFB-Präsident Leo Windtner zeigte sich über die Entscheidung, das Klagenfurter Stadion in seiner derzeitigen Größe zu belassen, erfreut. "Wir sind froh, dass es nun zu einer zukunftsorientierten Lösung kommt und wir damit am hochattraktiven Standort Klagenfurt das bereits bestens bewährte Sommerländerspiel zum alljährlichen Fifa-Termin im August (zuletzt kamen fast 30.000 Besucher zum Freundschaftsmatch gegen Kamerun, Anm.) institutionalisieren können. Zudem bietet sich nun die Möglichkeit, auch Länderspiele im Rahmen von zukünftigen Qualifikationen für WM- oder EM-Endrunden im wunderschönen Klagenfurter Stadion auszutragen", ließ Windtner in einer ÖFB-Aussendung verlauten.
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Krise in Boliviens Fußballteam: Alle Spieler weg
16.09.2009 | 12:53 | (DiePresse.com)
Vor den letzten beiden Spielen in der WM-Qualifikation sind alle Kicker aus dem Nationalteam zurückgetreten. Sie fordern verbandsinterne Reformen, mehr Unterstützung vom Staat und mehr Mitsprache.
Der bolivianische Fußball wird von einer schweren Krise erschüttert. Nach Angaben der Spieler-Union Fabol vom Dienstag sind sämtliche Kicker auf unbestimmte Zeit aus dem Nationalteam ihres Landes zurückgetreten. Sie fordern verbandsinterne Reformen, mehr Unterstützung vom Staat und mehr Mitsprache für Spieler, Trainer und Schiedsrichter.
Bolivien trifft in den abschließenden beiden WM-Qualifikationspartien Mitte Oktober daheim auf Brasilien und auswärts auf Peru. Für die Vergabe der Startplätze für Südafrika 2010 sind beide Spiele belanglos, weil Brasilien schon qualifiziert ist und Peru so wie Bolivien keine Chance mehr hat.
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Jamaika: Autobahn für "Botschafter in spe" Usain Bolt
16.09.2009 | 11:22 | (DiePresse.com)
Das Heimatland des Sprint-Rekordlers benennt einen Autobahn-Abschnitt in "Usain Bolt Highway" um. Dort hatte sich der 23-Jährige im Frühjahr bei einem Unfall verletzt. Zudem könnte Bolt bald Botschafter werden.
Der Staat Jamaika benennt eine Autobahn nach seinem Sprintstar Usain Bolt. Der Abschnitt des Highway 2000 zwischen St. Catherine and Clarendon heißt dann "Usain Bolt Highway", erklärte Jamaikas Premierminister Bruce Golding am Dienstag in Kingston. Auf dieser Strecke hatte sich der dreifache Olympiasieger von Peking und Weltmeister von Berlin im Frühjahr bei einem Unfall eine Fußverletzung zugezogen.
Damit befindet sich Bolt in guter Gesellschaft, am Highway 2000 gibt es bereits einen "Nelson Mandela Highway".
Golding teilte weiter mit, dass Bolt im Oktober mit dem "Orden von Jamaika" geehrt werde. Mit seinen 23 Jahren ist der Leichtathlet dann die jüngste Person, die diese Auszeichnung bisher erhalten hat. Bolt hatte bei der Weltmeisterschaft im August in Berlin seine Weltrekorde über 100 und 200 Meter auf 9,58 bzw. 19,19 Sekunden verbessert.
Zudem werde überlegt, Bolt zum Sonderbotschafter zu ernennen und ihm höchsten diplomatischen Status zu verleihen.
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Stadthalle: Del Potro gegen Finalisten von 2008
16.09.2009 | 11:13 | (DiePresse.com)
Nach dem frisch gebackenen US-Open-Sieger haben auch die beiden Vorjahresfinalisten Monfils und Petzschner für das Tennis-Turnier in Wien genannt. Auch die Österreicher Melzer und Köllerer werden dabei sein.
Der frisch gekürte US-Open-Sieger Juan Martin del Potro wird bei der BA-Tennis-Trophy von 26. Oktober bis 1. November in der Wiener Stadthalle von den beiden Vorjahresfinalisten gefordert. Der Deutsche Philipp Petzschner, Sieger von 2008, hat ebenso seine Nennung abgegeben wie der unterlegene Finalist Gael Monfils aus Frankreich. Auch mit Österreichs Nummer eins und zwei, Jürgen Melzer (40. der ATP-Weltrangliste) und Daniel Köllerer (57), konnte eine Vereinbarung erzielt werden.
Del Potro, der am nächsten Mittwoch seinen 21. Geburtstag feiert, bekommt es auch noch mit den tschechischen Spitzenleuten wie Radek Stepanek (17) und Tomas Berdych (18) sowie dem Deutschen Michael Kohlschreiber (23) zu tun. Mit dem US-Amerikaner John Isner kommt auch ein Riese (2,06 m) nach Wien.
Von den ÖTV-Spielern sind nur Melzer und Köllerer direkt im Hauptbewerb, für den der Cut-Off bei 97 liegt. Alle anderen Österreicher könnten nur mit einer Wild Card am Turnier teilnehmen.
"Ein sehr ausgewogenes Feld mit einer Ausnahmeerscheinung und einigen wirklichen Attraktionen", freute sich der neue Turnierdirektor Herwig Straka.
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Tischtennis: EM-Bronze für Österreichs Herren
15.09.2009 | 23:04 | (DiePresse.com)
Die ÖTTV-Truppe unterliegt im Semifinale Dänemark mit 1:3 und holt die dritte Bronzene nach 2002 und 2008. Die Skandinavier treffen Mittwochabend im Endspiel auf Titelverteidiger Deutschland.
Österreichs Tischtennis-Herrenteam hat bei Europameisterschaften im Mannschaftsbewerb zum dritten Mal nach 2002 und 2008 Bronze gewonnen. Die ÖTTV-Truppe unterlag am Dienstagabend in der Stuttgarter Porsche-Arena im Semifinale Dänemark 1:3, die Skandinavier treffen Mittwochabend im Endspiel auf die gegen Rumänien 3:0 siegreichen Titelverteidiger aus Deutschland. Der größte ÖTTV-Team-Erfolg bleibt EM-Silber 2005.Die ÖTTV-Vorzeichen für die Vorschlussrunde in der Porsche-Arena standen nicht gut, fiel doch mit Chen Weixing der im EM-Verlauf bisher erfolgreichste österreichische Spieler verletzt aus. Sechs Spiele hatte er gewonnen, nur eines verloren. Doch eine starke Schwellung seines rechten Knies machte einen Einsatz gegen die Dänen unmöglich. So musste bzw. durfte wie am Vortag gegen Polen der 21-jährige Stefan Fegerl an die Platte.Den Anfang machte aber der nach seiner Form suchende Robert Gardos. Gegen Dänemarks Topspieler Michael Maze war der 30-Jährige zunächst auf verlorenem Posten, ehe er doch noch ganz gut ins Match kam, aber letztlich 1:3 verlor. Danach hatte Werner Schlager mit Martin Monrad wenig Probleme, gewann 3:0. Beim Stand von 1:1 trat also Fegerl in Aktion.Und der neue SVS-NÖ-Spieler zeigte gegen Finn Tugwell, wie sehr er sich zuletzt verbessert hat. Bei einer 1:0-Satzführung brachte ihn allerdings das Abzählen eines Services - gleichzeitig der Verlust des zweiten Satzes - außer Tritt. "Ich habe dann leider erst sehr spät wieder ins Match gefunden", erklärte Fegerl. Er kämpfte sich zwar noch in einen fünften Satz, verlor ihn aber nach Abwehr von sechs Matchbällen mit zwei Punkten Unterschied.Schlager musste es also richten, und der 36-Jährige war auf einem guten Weg. Mit teilweise an die Gala am Vortag beim 3:0 gegen den Weißrussen Wladimir Samsonow erinnernden Schlägen ging der Niederösterreicher in Sätzen 1:0 und 2:1 in Front. Als ihm im vierten Satz aus vollem Lauf ein sensationeller Punkt gelang, schien es gelaufen. "Leider war ich danach aber ein bisschen zu euphorisch", räumte Schlager ein.So kam Maze noch heran, glich in Sätzen aus und lieferte dem Österreicher in Satz fünf einen tollen Kampf. Beide Spieler vergaben zwei Matchbälle, ehe Maze seinen dritten verwertete. "Da waren super-spektakuläre Bälle dabei", erklärte Schlager danach. "Er hatte auch ein paar Glücksbälle, aber ich hätte es schon vorher zumachen können. Das letzte Quäntchen Konzentration hat gefehlt, mit meiner Leistung muss ich dennoch zufrieden sein."Wie 2002 in Zagreb und 2008 in St. Petersburg wurde es damit wieder Bronze, es ist die insgesamt 24. EM-Medaille der ÖTTV-Geschichte. Schlager allein war an 15 davon beteiligt. Noch besser steht aber ÖTTV-Herren-Bundestrainer Ferenc Karsai da. "Es ist meine 20. Medaille", sagte der Ungar nicht ohne Stolz.
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Champions League: Real zaubert und zittert in Zürich
15.09.2009 | 22:46 | (DiePresse.com)
Zum Auftakt der Gruppenphase besiegt Real Madrid die Schweizer mit 5:2. Der deutsche Meister VfL Wolfsburg gewinnt gegen ZSKA Moskau, Bayern München siegt auswärts gegen Maccabi Haifa.
MAILAND (ag). Geld schießt doch Tore. Den Beweis hat gestern Real Madrid in der ersten Runde der Gruppenphase der Champions League angetreten. Mit 2:5 setzte sich die spanische Startruppe auf dem Letzigrund in Gruppe C gegen den FC Zürich durch.
Rund 250 Millionen Euro hat sich Real-Präsident Florentino Pérez die Neuzugänge kosten lassen. Cristiano Ronaldo, mit 94 Millionen Euro der teuerste Fußballer der Welt, Kaka und Co. sollen den „Galaktischen“ in dieser Saison endlich wieder den Champions-League-Titel bescheren. Und Real wurde seiner Favoritenrolle absolut gerecht.
Ronaldo war es, der den Torreigen eröffnete. In der 27. Minute zirkelte er einen Freistoß aus rund 25 Metern Entfernung über die Mauer und passgenau ins Tor von Zürich-Torwart Leoni, der dabei gar nicht gut aussah. Raul untermauerte die Dominanz der Gäste mit dem Treffer zum 2:0 nur sieben Minuten später.
Die Schweizer Hausherren hatten bei ihrem Königsklassen-Debüt Real nichts entgegenzusetzen. Bezeichnend für die Leistung des FC Zürich war der dritte Treffer der Millionen-Truppe aus Madrid: Gonzalez Higuain spielte in der Nachspielzeit der ersten Hälfte nach Vorarbeit von Raul im Alleingang vier Abwehrspieler aus.
Doch Real musste in der zweiten Hälfte erst einmal bange Minuten überstehen. Durch einen glücklichen Elfmeter kam Zürich wieder ins Spiel. Alphonse ließ sich nach einer sanften Berührung von Iker Casillas im Real-Strafraum spektakulär fallen, Xavier Margairaz ließ sich die Chance nicht entgehen und stellte auf 1:3 (64.). Die nächste Aktion führte zum nächsten Tor: Silvan Aegerter traf nach Vonlanthen-Ecke zum 2:3. Nach dem Doppelschlag spielten die Schweizer mutiger, aber Ronaldo (89.) entschied mit einem zweiten verwandelten Freistoß, bei dem Zürich-Torwart Leoni sogar noch schlechter aussah als beim ersten, die Partie. Guti (93.) besiegelte den 5:2-Auswärtssieg.
Inzaghi lässt Mailand jubeln
Im zweiten Spiel der Gruppe C standen sich in Olympique Marseille und dem AC Mailand zwei Teams mit großen Namen gegenüber. Dass die Italiener das Velodrome in Marseille am Ende als Sieger verlassen durften, verdankten sie dem unverwüstlichen Filippo "Pippo" Inzaghi. Der 36-Jährige stand in der 28. Minute nach einer Seedorf-Flanke goldrichtig, wenn auch ein wenig im Abseits und drückte den Ball aus kurzer Distanz über die Linie. Kurz nach der Pause traf Marseilles Neuzugang Gabriel Heinze zum Ausgleich (50.), als die Milan-Abwehr bei einem Freistoß von Cheyrou geistig noch in der Kabine war. Doch der zweite Schlag von Inzaghi sorgte für den perfekten Start des AC Milan in die Champions League: In der 75. Minute entwischte er der französischen Abwehr nur ein wenig und bugsierte eine scharfe Flanke von links aus wenigen Metern zum 2:1-Auswärtssieg in die Maschen.
Auftakt-Sieg für Wolfsburg
Auf heimischen Boden startete VfL Wolfsburg in die Gruppenphase. Der deutsche Meister empfing ZSKA Moskau im Gruppe-B-Duell. Die Wolfsburger zwangen den Gästen aus Russland schon kurz nach dem Anpfiff ihr Spiel auf. Belohnt wurden die Offensiv-Bemühungen erstmals nach 36 Minuten. Durch die Beine von Moskau-Tormann Igor Akinfeev beförderte Grafite den Ball ins Tor. Fünf Minuten später verwandelte der Brasilianer seinen zweiten Treffer, einen Foulelfmeter. Zu Beginn der zweiten Hälfte waren die Russen das stärkere Team. In Minute 77 erzielte Alan Dzagoev den Anschlusstreffer zum 2:1, aber Grafite sorgte drei Minuten vor Ende mit seinem dritten Tor für die Entscheidung.
In Istanbul stand beim Gruppe-B-Match zwischen Besiktas und Manchester United mit Ekrem Dag der einzige potentielle ÖFB-Teamspieler auf einem Champions-League-Rasen. Der Doppelstaatsbürger (Österreich/Türkei) war bereits im Mai für das Länderspiel Österreich gegen Serbien nominiert, musste aber wegen einer Schulterverletzung absagen. Gegen Manchester spielte Dag durch, konnte aber die 0:1-Niederlage nicht verhindern. In einem spielerisch schwachen Spiel erzielte Routinier Paul Scholes in der 77. Minute per Kopf das goldene Tor, als Besiktas-Torwart Ankan einen Schuss von Nani nicht bändigen konnte.
Müller erlöst die Bayern
Auch der FC Bayern siegte zum Auftakt. In Gruppe A taten sich die Münchner auswärts gegen Salzburg-Schreck Maccabi Haifa lange schwer. Der israelische Tabellenführer erwartete den deutschen Rekordmeister mit einer sehr defensiven Grundordnung und lauerte auf Konter. Gute Tormöglichkeiten blieben auf beiden Seiten aus, mit einem leistungsgerechten 0:0 ging es in die Pause. Haifa kam druckvoll aus der Kabine, Kapitän Yaniv Katan hatte gleich zweimal die Chance auf die Führung, vergab aber zweimal (53.,55.). Der FC Bayern wachte dadurch auf und riss sich sichtlich zusammen - und schon in der 64. Minute war der Bann gebrochen, als Abwehrspieler Daniel van Buyten aus gut 15 einnetzte, als Haifas Abwehr nach einer Tymoshchuk-Flanke den Ball nicht klären konnte. Die Gastgeber antworteten mit wütenden Angriffen und kamen gegen eine nicht ganz sattelfeste Bayern-Abwehr auch zu guten Ausgleichsschancen, doch der seit zwei Tagen 20-jährige Thomas Müller sorgte mit einem Doppelschlag (85., 88.) für die Entscheidung. Für Müller, der schon am Samstag in Dortmund beim 5:1-Sieg zweimal getroffen hatte, geht der Höhenflug somit weiter, der junge Deutsche stellt langsam auch 35-Millionen-Einkauf Mario Gomez in den Schatten.
Plasil sorgt für Juve-Dämpfer
Im Parallelspiel empfing Juventus Turin den französischen Meister Girondins Bordeaux. Bei den Italienern, bei denen Alexander Manninger auf der Bak saß, war das Fehlen von Regisseur Diego, der wegen einer Oberschenkelverletzung passen musste, deutlich zu merken. Juve tat sich im Spielaufbau äußerst schwer, während Bordeaux mit schnellen Vorstößen immer wieder für Gefahr sorgte. Nach 64 Minuten ging Turin dann aber doch in Führung: Fabio Cannavaro spielte Iaquinta frei, der aus 15 Metern das 1:0 markierte. Die Italiener drückten nun auf das zweite Tor, mussten aber in der 75. Minute noch eine kalte Dusche hinnehmen, als Plasil nach einem Freistoß abstauben konnte. Juves Marchisio traf zwei Minuten vor dem Ende nur die Latte, somit endete das Match mit einem leistungsgerechten 1:1.
Nur ein Tor in Gruppe D
In Gruppe D wurden die Fans mit Toren alles andere als verwöhnt. In Madrid trennten sich Atletico und APOEL Nikosia 0:0. Die Spanier zeigten sich zwar bemüht, bissen sich an der zypriotischen Abwehr ein ums andere Mal die Zähne aus. Ohne zündende Ideen blieben Chancen für Atletico weitgehend aus, Aguero vergab die beste in der 61. Minute kläglich.
Der FC Chelsea strahlte gegen den FC Porto von Beginn an Dominanz aus, musste aber bis zur 48. Minute warten, ehe Nicolas Anelka zunächst an Porto-Torwart Helton scheiterte, den Nachschuss aber im Gehäuse unterbrachte. Die Portugiesen wären in der 88. Minute dennoch beinahe noch zum Ausgleich gekommen, nach einem elferreifen Trikotzieher von Chelseas Portugiesen Ricardo Carvalho an Falcao blieb die Pfeife des österreichischen Schiedsrichters Konrad Plautz aber ungeblasen.
CL-Ergebnisse, Gruppenphase – 1. Runde:
Gruppe A:
Maccabi Haifa – Bayern München 0:3
Juventus Turin – Girondins Bordeaux 1:1.
Gruppe B:
Besiktas Istanbul – Manchester United 0:1
VfL Wolfsburg – ZSKA Moskau 3:1.
Gruppe C:
Olympique Marseille – AC Mailand 1:2
FC Zürich – Real Madrid 2:5.
Gruppe D:
Chelsea – FC Porto 1:0,
Atletico Madrid – APOEL Nikosia 0:0
Mittwoch: Gruppe E: Liverpool – Debrecen, Olympique Lyon – Fiorentina. Gruppe F: Inter Mailand – FC Barcelona, Dynamo Kiew – Rubin Kazan. Gruppe G: VfB Stuttgart – Rangers, Sevilla – Unirea Urziceni. Gruppe H: Olympiakos Piräus – AZ Alkmaar.
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Birgit Schwarz: „Hitlers Endziel war das NS-Genie“
16.09.2009 | 18:30 | ALMUTH SPIEGLER (Die Presse)
Birgit Schwarz, Expertin für Kunst im Nationalsozialismus, gastiert beim Philosophicum Lech. Ein Gespräch über Hitlers Schönheitsideale und Kunstpolitik.
„Die Presse“: Das Philosophicum Lech dreht sich heuer um den „Zauber der Schönheit“. Sie sind Expertin für Kunst im Nationalsozialismus. Wie definierte Hitler „Schönheit“?
Birgit Schwarz: Er konnte das Schöne nicht definieren. Das Schöne war für ihn das Produkt des Genies. Und das Genie steht außerhalb seiner Macht.
Aber indirekt bestimmte er dadurch das Schöneja dennoch – bestimmte er doch, wer als Genie zu gelten hatte und wer nicht.
Schwarz: Das entspricht der Genielehre: Ein Genie wird immer nur von einem anderen Genie erkannt, und Hitler hielt sich für ein Genie. Nach Kant können nur Künstler Genies sein, wie er selbst ja einer war. Künstlerisches Schöpfertum ist danach die Grundvoraussetzung, um auch auf anderen Gebieten ein Genie zu werden. Hitlers kulturelles Endziel war das nationalsozialistische Genie. Es dauerte aber recht lange, bis 1937, dass Hitler richtig in die Kunstpolitik eingriff. Erst wollte er die Bedingungen schaffen, um „Genies“, deutsche, arische „Genies“ entstehen zu lassen. 1937 schienen für ihn „negative“, „kulturbolschewistische“ Elemente weitgehend aus dem Kulturleben eliminiert, jetzt konnte er das Wagnis eingehen und die „deutsche, wahre, arische Kunst“ präsentieren – die Große Deutsche Kunstausstellung in München. Die Vorauswahl wurde Hitlers kulturelles Waterloo. Er bekam einen Tobsuchtsanfall, weil die Ausstellung nicht dem entsprach, was er sich vorgestellt hatte, weil das nationalsozialistische „Genie“ noch so weit entfernt schien.
Das muss durch die Ausstellung „Entartete Kunst“ doch klar gewesen sein.
Schwarz: Die kam erst später, war eine Reaktion auf dieses „Desaster“. Hitler hatte sie nicht geplant gehabt, er hatte ursprünglich nicht gewollt, dass die Avantgardekunst derart viel Aufmerksamkeit bekommt. Goebbels scheint ihn dahingehend aber beeinflusst zu haben, in nur wenigen Tagen wurde die Ausstellung dann konzipiert, die viel größeren Besucherzulauf hatte als die Große Deutsche Kunstausstellung.
Spätestens jetzt muss das Schönheitsideal doch klar definiert worden sein?
Schwarz: Nein, es gab Künstler, wie Bildhauer Rudolf Belling, die in beiden Ausstellungen vertreten waren. Mit dem Führermuseum und seiner Museumspolitik wollte Hitler dann aber einen Vorbildkanon schaffen.
Können Sie ein paar Beispiele nennen für diesen Kanon, für Hitlers Geschmack?
Schwarz: Kunst aus dem 19. Jahrhundert war hier wesentlich, Anselm Feuerbach, Hans Makart, die Münchner Genremaler. Er hatte eine große Spitzweg- und Waldmüller-Sammlung. Natürlich auch alle alten Meister, die von der Kunstgeschichte als Genies gefeiert wurden. Ich habe seine Privatsammlung nach verschiedenen Fotoalben und Originalaufnahmen der Innenräume seiner Residenzen rekonstruiert...
Welche Bilder hingen denn bei ihm im Schlafzimmer – Vermeers „Malkunst“?
Schwarz: Nein, die gehörte nicht zu seiner Privatsammlung. Das ist ein häufiges Missverständnis: Kunst, die Hitler ankaufen oder aus jüdischen Sammlungen beschlagnahmen ließ, wird automatisch seiner Privatsammlung oder dem Führermuseum zugerechnet. Das scheint am Kunstmarkt heute fast wie eine Art Gütesiegel verwendet zu werden. Vieles davon aber sollte auf andere Museen verteilt werden, nach Hitlers Willen hätte ja jede Stadt eine Gemäldegalerie bekommen. In Hitlers Schlafzimmer hingen jedenfalls Porträts seiner Mutter und seiner Nichte Geli. An sich gab es in der Privatsammlung aber mehr Landschaftsmalerei und Ruinenromantik. Ein Cranach war übrigens auch dabei, obwohl eine Aussage Hitlers überliefert ist, dass Cranachs Akte nicht seinem idealen Frauenbild entsprächen. Man kann Hitlers Geschmack also nicht ästhetisch fassen, nicht auf einen Stil reduzieren.
Und doch meint man das nationalsozialistische Schönheitsideal genau zu kennen – heroisierte Idealkörper.
Schwarz: Das war eher der neoklassizistische Zeitgeschmack. Wenn man sich nämlich die zeitgleiche populäre Kunst in anderen Regimen ansieht, etwa in der damaligen Sowjetunion, sieht das alles verdammt ähnlich aus.
Der Titel Ihres Vortrags in Lech lautet „Das Schöne als Wille und Vorstellung: bildende Kunst im Dritten Reich“. Sie beziehen sich dabei auf Schopenhauers „Die Welt als Wille und Vorstellung“. Wie hängt das zusammen?
Schwarz: Der Wille, Schönes zu produzieren, ist im Nationalsozialismus vorhanden, der Wille war für die Nazis überhaupt alles. Aber das Genie, Schöpfer des Schönen, zu produzieren, das schafft der Wille nicht. Deshalb bleibt es bei der Vorstellung. Hitler hat sich ja als Schüler Arthur Schopenhauers bezeichnet, Schopenhauer war der von ihm meistzitierte Philosoph. Die letzten Tage im Führerbunker zeigen deutlich, was Hitler mit der Kunst tatsächlich wollte – sie diente ihm dazu, sich selbst als Genie darzustellen. Schopenhauer sagte, das Genie kann die Welt, die vom Willen regiert wird, allein in der Betrachtung von Kunst überwinden. Und Hitler ließ sich in den letzten Tagen ein Modell seiner Planungen für Linz in den Bunker kommen. Fotos zeigen ihn, wie er versunken davor sitzt – da inszeniert er sich als das Genie, das die Welt in der Vorstellung überwindet. Diese Genie-Inszenierung nach Schopenhauer hat man bisher noch nicht so analysiert. Wie auch nicht Hitlers Identifikation mit Friedrich dem Großen, dessen Porträt er in alle Quartiere mitnahm. Auch im Bunker hing es über seinem Schreibtisch. Er redete sogar mit ihm, hat ihn total imitiert – Eva Braun sagte, als sie ihm einmal Brösel von der Uniform wischte, sogar sinngemäß zu ihm: „Du musst den alten Fritz ja nicht in allem nachmachen.“
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Erwin Steinhauer: „Es geht um die Macht der Gefühle“
16.09.2009 | 18:29 | NORBERT MAYER (Die Presse)
Erwin Steinhauer über die Anarchie des Professor Unrat, die Lust an der Verstellung, die ORF-Misere, und warum er keinen fünften „Polt“-Film drehen will.
„Die Presse“: Was bedeutet für Sie „bürgerlich“?
Erwin Steinhauer: Das hat für mich stark mit Tradition und Werten zu tun – gesichert bis zum Tode seine Existenz leben zu können.
Das hat sich wohl auch Professor Rath gedacht, den Sie jetzt in „Lola – Der Blaue Engel“ im Theater in der Josefstadt spielen. Ist dieser Herr wirklich ein Bürger?
Steinhauer: Da muss man zwischen dem „Professor Unrat“ bei Heinrich Mann und Rath im Drama unterscheiden. Im Roman ist er ein Anarchist, nach seinem Fall rächt er sich am Bürgertum, ist fast wie ein Zuhälter. Der Film wurde auf Emil Jannings und Marlene Dietrich zugeschnitten, einen Stummfilm-Star mit großen Gesten und einem vollkommen natürlichen Wesen. Sie spielte sehr modern. Unsere Fassung lehnt sich sehr an von Sternbergs Film an, weil es vor allem um die Liebe geht. Den Protagonisten erwischt es mit 56 so vollkommen, dass er seine bürgerliche Existenz aufgibt. Beim Film sieht die Barsängerin Lola sehr berechnend aus, bei uns verlieben sich die beiden. Es geht um die Macht der Gefühle.
War das die Idee von Peter Turrini, der an dieser Fassung mitgearbeitet hat?
Steinhauer: Es ist das Verdienst von Regisseur Herbert Föttinger, dass es keine Schuldzuweisung bei dieser Liebesgeschichte gibt. Sonst wäre die Sache wohl zu leicht gewesen. Das war im ersten Ansehen bei der Probe für mich nicht zu erkennen.
Ein Mädchen und ein älterer Herr in den beiden Hauptrollen – wie bleibt das in Balance?
Steinhauer: Es liegt ausschließlich am Regisseur, wie er die Kräfte verteilt. Der muss mir nötigenfalls Türen aufmachen, damit es leichter geht. Und man kann auch gut sein, ohne jemanden an die Wand zu spielen.
In Wien fällt auf, dass neuerdings einige Kabarettisten Rollen im Theater spielen, Andreas Vitásek und Robert Palfrader zum Beispiel im Volkstheater. Ein Trend? Zufall?
Steinhauer: Es ist wahrscheinlich eine rein ökonomische Entscheidung der Direktoren, Leute einzusetzen, die durchs Fernsehen bekannt sind. Ich rechne mich nicht zu der Kategorie, weil ich sehr früh im Burgtheater war und parallel dazu Kabarett spielte. Mir wird schnell fad. Ich liebe die Abwechslung, habe mich immer als Kabarettdarsteller gesehen, wollte nie ein Typ sein, der vorne steht und sich nie verändert. Manche leben sogar davon, dass sie schlecht spielen, das nennt man dann Trash.
Auf welche Rollen oder Programme werden Sie auf der Straße häufig angesprochen?
Steinhauer: Menschen, die nur fernsehen, reden immer noch von „Der Sonne entgegen“ – traurig für mich, das war vor 25 Jahren. Die Theaterliebhaber fangen an, ihre Favoriten aufzuzählen. Schön ist es aber, wenn ich meine Verstellung ausleben kann und die Menschen mich nicht erkennen. Ich war vor Kurzem bei der Roncalli-Premiere, da habe ich schon den Bart getragen, ohne dass mich jemand bemerkte. Die Spitze wäre es, wenn ich unerkannt in einer Runde stünde, und die schimpfen über den Steinhauer.
Welches Buch lesen Sie gerade?
Steinhauer: Alfred Komareks fünften „Polt“.
Wann kommt die Verfilmung?
Steinhauer: Ich hoffe, überhaupt nicht!
Würden Sie nicht die Hauptrolle spielen?
Steinhauer: Wir haben uns vier Filme in vier Jahreszeiten vorgenommen, mit der Musik von Antonio Vivaldi im Hintergrund. Die Filme waren sehr erfolgreich. Warum soll ich jetzt einen fünften Teil machen? Ich wäre schwer zu überzeugen, aber der ORF hat mich ja nicht einmal gefragt!
Der ist ein eigenes Kapitel. Woran krankt er?
Steinhauer: Ich bin nur Konsument; das Programm scheint zunehmend weniger zu interessieren. Es wird minderwertige Ware eingekauft, um Sendezeit zu füllen. Die Krux aber sind die Politik und der Betriebsrat. Die zerstören den Ast, auf dem sie sitzen.
■„Lola – Der blaue Engel” hat heute um 19.30 Uhr im Theater an der Josefstadt Premiere. Weitere Vorstellungen: 18., 19., 20., 23., 26., 27., 29., 30. September.
■Erwin Steinhauer liest MOFF. Gerhard Haderers „feine Schundheftln“ erstmals als Lesung: 24.9. um 20 Uhr im Posthof Linz.
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Musikverein: Eine Spielzeit der Erneuerung
16.09.2009 | 18:29 | (Die Presse)
Alles für die Jugend – Privatgeld für die Orgel im Goldenen Saal. Erstmals gibt es einen Jazz-Zyklus. Neu ist auch die Reihe Young.Musicians.
„Wir haben pro Jahr 35.000Kinder und Jugendliche der verschiedensten Altersgruppen im Haus“, schwärmt Musikvereins-Chef Thomas Angyan über die Nachwuchserziehung in seinem Haus. Seit seinem Amtsantritt, 1989, gibt es unter Titeln wie „Allegretto“ erfolgreiche Spezialprojekte – kommende Saison über 150 Veranstaltungen. Am 27.September (ab 13Uhr) wird in allen Sälen des Musikvereins das Jubiläum „20 Jahre Allegretto“ gefeiert. „Das ganze Haus soll für Kinder und Jugendliche geöffnet sein“, so Angyan, „wir präsentieren die Gesellschaft der Musikfreunde als Zentrum der Nachwuchspflege“.
Auch die Programmschwerpunkte der „Vier Neuen Säle“ sollen in dieser Hinsicht Maßstäbe setzen. Die Söhne im Zyklus „Next Generation solo“ nabeln sich von ihren philharmonischen Vätern ab. Die Reihe „Lied.Bühne“ mit jungen Staatsopern-Solisten wird ebenso fortgesetzt wie die vielen Projekte, in denen Wort und Musik (etwa mit Karl Markovics, Peter Turrini oder Michael Köhlmeier) harmonisiert werden.
Erstmals gibt es einen Jazz-Zyklus. Neu ist auch die Reihe „Young.Musicians“, in der Nachwuchskünstler der österreichischen Musikuniversitäten die Chance bekommen zu debütieren.
Die „beste“ Konzertsaal-Orgel
Großprojekt der kommenden Monate: Das in der Geschichte des Goldenen Saales vierte Orgelwerk wird mit 84Registern neu gebaut. Die Musikvereins-Orgel – Angyan: „die berühmteste, weil meistabgebildete Orgel der Welt“ – ist damit wieder ein wenig kleiner dimensioniert als nach dem letzten Umbau, 1968. Doch hatte der damalige Musikvereins-„General“ Rudolf Gamsjäger im Verein mit Karl Richter intendiert, die größte Konzertsaal-Orgel der Welt zu errichten. Angyan will nun „die beste“. Sie wird im März 2011 eingeweiht mit symphonischem und Chor-Repertoire, in dem die Orgel eine bedeutende Rolle spielt: von Strauss' „Zarathustra“ bis zu Schmidts „Buch mit sieben Siegeln“.
Den Orgelneubau führt mit der Firma Rieger ein österreichisches Unternehmen durch. Für die Finanzierung sorgt der Musikverein unter Heranziehung eines Großsponsors selbst. Öffentliches Geld wird nicht gebraucht. Rieger wird vom Sommer bis Jahresende 2010 das neue Instrument dann im Sieben-Tage-Betrieb jeweils von 23 bis 8 Uhr intonieren. sin
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„Bei Faymann“: Theater um den Grüß-Gott-August
16.09.2009 | 18:28 | VERONIKA SCHMIDT (Die Presse)
Als derzeit offensichtlichstes politisches Kabarett ist der Original Wiener Praterkasperl mit maschek für „Bei Faymann“ bestens aufgestellt.
Dass die heimische Politik zusehends zum Kasperltheater verkommt, wird vielerorts bejammert. Wenn das Kasperltheater jedoch Politik spielt, wird gejubelt. So geschehen am Dienstag bei der Premiere „Bei Faymann“, in dem das Team des Wiener Praterkasperls ein Zukunftsszenario der aktuellen politischen Konstellation vorspielt. Ganz Österreich jubelt? Nein, ein kleiner Teil des Publikums saß ganz ruhig da, als die Handpuppen erzählten, warum Informationen aus der SPÖ-Zentrale flott ins Innenpolitikressort der „Kronen Zeitung“ fließen: Angelika Feigl, Pressesprecherin von Werner Faymann, und Ehemann Claus Pándi, Innenpolitik-Chef der „Krone“, waren im Publikum.
Wenigstens haben sich die beiden ins Rabenhoftheater getraut. Werner Faymann hatte bereits Karten reserviert, fühlte sich nach einem Interview von maschek im „Profil“ (7.9.) aber ausgeladen. Dort fielen Sätze wie „Ein Kanzler hat in unserem Publikum nichts verloren“ und „Unser Menschenmaterial sollte nicht leibhaftig in der Vorstellung sitzen“. Angelika Feigl erklärte der „Presse“: „Wir wollen nicht, dass die Künstler, wie sie sagten, seine Anwesenheit als unangenehm empfinden. Darum ist Werner Faymann nicht hingegangen.“ Sie selbst hat sich bestens amüsiert bei der Premiere und sieht den Kanzler nicht bösartig dargestellt: „Er kann es sich im November auf DVD ansehen, wenn er im Theater nicht erwünscht ist.“ Tatsächlich war keiner aus dem „Menschenmaterial“ bei der Premiere anwesend. Was hätte die Politiker erwartet, wenn der Rabenhof die Puppen (liebevoll gezeichnet von Gerhard Haderer, umgesetzt von Brigitte Schneider) tanzen lässt?
Werner Faymann – ein Grüß-Gott-und-Kicher-August – will billigster Kanzler Österreichs werden, verkauft das Bundeskanzleramt („Das Gebäude, nicht das Amt“, wie er Herrn Mateschitz am Telefon versichert) und zieht ins Foyer der „Kronen Zeitung“ ein. Das Bühnenbild (Erich Sperger) zeigt gut erkennbar das schäbige Haus in der Muthgasse (mit eingeblendeten, von Haderer gezeichneten „Krone“-Covers). Hier verweben sich Medien und Politik in nur leicht überzeichneter Weise. Aufpasser über alle ist der Hund Cato, um dessen Gunst gebuhlt wird (einzige Puppe, der Peter Hörmanseder, Robert Stachel und Ulrich Salamun abwechselnd ihre Stimme leihen). Cato ist der direkte Draht zu „Onkel Hans“, wie Faymann (gesprochen von Stachel) gern den „Kronen Zeitung“-Chef nennen würde: „Aber derzeit verbeug ich mich nur vorm ,Herrn Herausgeber‘.“ Josef Pröll (Stimme Salamun) hat große Sorgen als Spekulant und „Verschuldungsman“ und betet einen anderen Onkel an. Nicht den „Calimero“, wie Michael Häupl Erwin Pröll nennt, sondern Onkel Konrad. Raiffeisen-Chef Christian Konrad (Stimme Hörmanseder) zieht im Puppentheater die Fäden, während sich Bundespräsident Heinz Fischer nur aufs Klo verzieht.
Konrad gelingt ein „Kro-Ku-Deal“
Laura Rudas, die Zukunftshoffnung der SPÖ, wird bei maschek als programmierter Papagei dargestellt, die „alle relevanten Zitate von SPÖ-Politikern auswendig gelernt hat“. Beim Stichwort Fischer plappert Rudas (Stimme Salamun): „Ich muss aufs Häusl!“ Die Entscheidungsschwäche und Häuslstärke des Präsidenten wird stark betont (Texte Peter Hörmanseder, Regie Thomas Gratzer). Dabei waren ihre Puppen doch die Ersten, die (bei der Jahresbilanz des Rabenhofs) seine Entscheidung verkündeten, dass Fischer wieder kandidieren werde. Nun verkünden maschek, dass es für das Amt des Präsidenten Erwin Pröll als Gegenkandidaten gibt. Dahinter steckt freilich der „Heilige Bimbam“: Christian Konrad – der sich nach dem tragischen Erstickungstod des Hundes Cato (Michael Häupl setzt sich drauf) die „Kronen Zeitung“ aneignet („Das ist mein Kro-Ku-Deal: der ,Krone‘-,Kurier‘-Deal“). Besonderes Kuschelpärchen der Politik sind bei maschek Michael Häupl und Erwin Pröll, wobei Häupl gar um eine eingetragene Partnerschaft bittet. Als Zuschauer weiß man wieder nicht, wo hinsehen: Die Puppen faszinieren ebenso wie die maschek-Herren, die sich beim „Drüberreden“ oft ordentlich abhauen. Oder man lacht einfach darüber, dass auf dem Flyer von „Bei Faymann“ steht: unterstützt durch den Raiffeisen-Club.
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Sigmar Polke wurde Bild aus Atelier gestohlen
16.09.2009 | 17:25 | (DiePresse.com)
Der 68-Jährige bemerkte nicht, dass man ihm ein Bild entwedet hatte. Erst ein Kunstspediteur schlug Alarm: Die Diebe wollten es ihm billig verkaufen. Polkes Werke sind Millionen wert.
Der international renommierte Künstler Sigmar Polke ist in seinem Atelier bestohlen worden, ohne selbst etwas zu bemerken. Wie die Kölner Polizei am Mittwoch mitteilte, wurde sein Gemälde "ohne Titel - Öl auf Gardine" (1969) entwendet. Der 68-Jährige lebt und arbeitet in der Domstadt.
Den entscheidenden Hinweis auf den Diebstahl gab ein Düsseldorfer Kunstspediteur. Ihm war das Bild für einige hunderttausend Euro angeboten worden - erstaunlich wenig angesichts der Millionenpreise, die Polke erzielt.
Der Düsseldorfer Rechtsanwalt, der dem Kunstspediteur das Gemälde anbot, teilte ihm außerdem mit, das Bild dürfe nicht öffentlich versteigert werden.
Polizei stellte Bild sicher
Diese dubiosen Umstände machten den Kunstspediteur misstrauisch. Er setzte sich mit Polke in Verbindung, und der Verdacht bestätigte sich.
Die Polizei konnte das Bild anschließend sicherstellen. Die Ermittler gehen davon aus, dass nur jemand, der legal Zugang zu den Atelierräumen hatte, das Bild entwendet haben kann. Festgenommen worden sei noch niemand, sagte ein Polizeisprecher.
Das Gemälde war bisher noch nie ausgestellt, Kunstdrucke davon sind jedoch unter dem Namen "Propellerfrauen" bekannt. Polke gilt als einer der einflussreichsten Künstler der Gegenwart.
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Bob Dylan als Maler: Ausstellung in Kopenhagen
16.09.2009 | 14:49 | (DiePresse.com)
Im Herbst nächsten Jahres zeigt der Musiker im dänischen Staatlichen Kunstmuseum seine Bilder, daunter einige, die bisher noch nie ausgestellt wurden.
Der rastlose Bob Dylan (68) präsentiert sich im kommenden Jahr in Kopenhagen als Kunstmaler. Der US-Sänger und Komponist im Herbst 2010 etwa hundert eigene Bilder aus, teilte das Staatliche Kunstmuseum der dänischen Hauptstadt am Donnerstag mit.
Ein Teil davon sei bisher nie öffentlich zu sehen gewesen, hieß es weiter. Zum ersten Mal überhaupt waren Dylans Bilder Ende 2007 in der Kunstsammlung Chemnitz und danach in London zu sehen gewesen.
Weihnachtslieder und Texte für GPS-System
Anfang Oktober beginnt der auch als Kandidat für den Literaturnobelpreis gehandelte Multikünstler einen neuen Abschnitt seiner "Never Ending Tour" mit Konzerten in den USA.
Mitte des Monats erscheint eine neue CD mit Weihnachtsliedern unter dem Titel "Christmas In The Heart". Nach Medienangaben soll Dylan außerdem planen, die Texte für ein GPS-Navigationssystem ("Jetzt geradeaus") einzulesen. Der Wahrheitsgehalt dieser Berichte gilt allerdings als unsicher.
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Vermeer-Restitution: Stadtarchiv stellt Akten online
16.09.2009 | 11:22 | (DiePresse.com)
"Die Malkunst" sei unter Zwang an Hilter verkauft worden, nun wird das Gemälde zurückgefordert. Die Öffentlichkeit soll sich selbst ein Bild von der Sachlage machen, so das Stadtarchiv. Es öffnet seine Akten.
Die Erben von Jaromir Czernin fordern in einem Schreiben die Restitution des Bilds "Die Malkunst" von Jan Vermeer aus dem Kunsthistorischen Museum Wien (KHM). Die Akten zum Restitutions-Fall stellt das Wiener Stadt- und Landesarchiv online zur Verfügung. Damit soll einer interessierten Öffentlichkeit die Möglichkeit geboten werden, sich selbst ein Bild von der Sachlage zu machen, teilte das Archiv am Mittwoch mit. Ein Download der wesentlichen Aktenteile ist auf der Homepage des Archivs möglich.
Die Erben nach Jaromir Czernin haben Anfang September in einem Schreiben an die Republik Österreich die Rückgabe des Bildes gefordert. Czernin hatte das Gemälde 1940 an Adolf Hitler für das geplante Führermuseum in Linz verkauft - unter Zwang, wie die Familie Czernin meint und sich dabei auf ein Gutachten des Provenienzforschers Michael Wladika beruft.
Seit 1946 befindet sich das um 1665 entstandene größte Gemälde des niederländischen Malers in Besitz des KHM. Das für die Bundesmuseen zuständige Unterrichtsministerium lässt die Kommission für Provenienzforschung und den Restitutionsbeirat den Fall überprüfen.
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Deutscher Buchpreis: Österreicher Setz auf der Shortlist
16.09.2009 | 10:42 | (DiePresse.com)
Vier Österreicher waren auf der Longlist vertreten, auf die Shortlist schaffte es nur Clemens J. Setz. Der 26-Jährige muss sich gegen Rainer Merkel, Herta Müller, Norbert Scheuer, Kathrin Schmidt und Stephan Thome durchsetzen.
Der Österreicher Clemens J. Setz hat es mit seimem Roman "Die Frequenzen" auf die Shortlist zum Deutschen Buchpreis geschafft. Diese umfasst nur sechs Romane: Rainer Merkel ist mit "Lichtjahre entfernt" vertreten, Herta Müller mit "Atemschaukel", Norbert Scheuer mit "Überm Rauschen", Kathrin Schmidt mit "Du stirbst nicht" und Stephan Thome mit "Grenzgang". Das gab der Börsenverein des Deutschen Buchhandels am Mittwoch bekannt.
Glavinic, Haas, Stangl nicht im Finale
Die drei weiteren Österreicher auf der 20 Titeln umfassenden Longlist, Thomas Glavinic ("Das Leben der Wünsche"), Wolf Haas ("Der Brenner und der liebe Gott") und Thomas Stangl ("Was kommt") stehen nicht im Finale.
Die Preisverleihung findet am 12. Oktober zum Auftakt der Frankfurter Buchmesse im Kaisersaal des Frankfurter Römers statt. Der Preisträger erhält 25.000 Euro, die fünf Finalisten bekommen jeweils 2.500 Euro.
Der Grazer Clemens J. Setz, geboren am 15. November 1982, studiert Mathematik und Germanistik. Sein Debütroman "Söhne und Planeten" (Residenz) erschien 2007, für die Novelle "Die Waage" erhielt er 2008 den Ernst-Willner-Preis beim Bachmannpreis in Klagenfurt.
"Beeindruckt von Intensität der Sprache"
"Alle Beteiligten waren beeindruckt von der Intensität der Gespräche, die oft ans Grundsätzliche rührten - der Literatur, der eigenen Arbeit -, die die ganze Verstrickung des Lesers mit einzelnen Büchern offenbarten und eben deshalb manchmal auch schmerzhaft waren", so Jurysprecher Hubert Winkels. "Bei der Lektüre wird vielleicht nicht jeder allen Entscheidungen zustimmen, aber immer wissen, warum das jeweilige Buch derart ausgezeichnet ist. Und er wird sehen, dass nicht nur thematisch, sondern auch formal die deutschsprachige Literatur über eine bestechende Bandbreite verfügt".
Eine kurze Vorstellung der sechs Romane in alphabetischer Reihenfolge:
Rainer Merkel "Lichtjahre entfernt"
Der Familientherapeut Thomas Kaszinski wird vor eine scheinbar unlösbare Aufgabe gestellt: Er muss auf einer Reise nach New York sein Leben in Ordnung bringen. Auf dem Rückweg in der U-Bahn zum Flughafen verliert er sich in der Vergangenheit.
Der Roman wird von der Jury als "Tour de Force" durch die Abwege der Liebe beschrieben, und als schmerzvoller und ehrlicher Lebensrückblick in Schleifen und Sprüngen. Der 1964 in Köln geborene Merkel hat Psychologie und Kunstgeschichte studiert. Er lebt in Berlin.
Herta Müller "Atemnschaukel"
Herta Müllers Roman handelt vom Schicksal der deutschen Bevölkerung Siebenbürgens und vom Leben eines jungen Mannes in den Lagern Stalins nach 1945. Herta Müller erzählt von einer furchtbaren Erfahrung, die den Überlebenden für sein Leben prägt.
In vielen Gesprächen mit dem 2006 gestorbenen Georg-Büchner-Preisträger Oskar Pastior und anderen Überlebenden hat sie den Stoff gesammelt. Damit gelingt ihr laut Jury, ein noch fast unbekanntes Kapitel der europäischen Geschichte in einer zutiefst individuellen Geschichte mit großer Bildgewalt sichtbar zu machen. Müller, 1953 geboren, stammt aus dem rumänischen Banat. Sie lebt in Berlin.
Norbert Scheuer "Überm Rauschen"
Norbert Scheuers Roman spielt in der Provinz. Es geht um die Kindheit des Ich-Erzählers in der Eifel, das Fischen, die erste Liebe oder die kauzigen Gäste der elterlichen Gastwirtschaft.
Der Roman entwickelt laut Jury mit seiner genauen und poetischen Sprache einen enormen Sog. Trauer und Schönheit einer ganzen Welt entstünden durch die suggestive Geschichte. Der 1951 geborene Schauer arbeitet als Systemprogrammierer.
Kathrin Schmidt "Du stirbst nicht"
Helene Wesendahl weiß nicht, wie ihr geschieht: Sie findet sich im Krankenhaus wieder, ohne Kontrolle über ihren Körper, sprachlos, mit Erinnerungslücken. Kathrin Schmidt macht in ihrem Roman den Orientierungs- und Sprachverlust nach einer Hirnverletzung erfahrbar und zeigt einen Weg der Genesung.
Vor allem durch die bewegende Schilderung eines sprachlichen Neubeginns entsteht laut Jury ein Entwicklungsroman ganz eigener Art. Schmidt, 1958 in Gotha geboren, arbeitete unter anderem auch als Psychologin. Sie lebt in Berlin.
Clemens J. Setz "Die Frequenzen"
Setz beschreibt die Geschichte von zwei Freunden, deren Wege sich nach längerer Zeit wieder kreuzen und deren Beziehung sich dem Leser erst nach und nach offenbart. Der Roman sprengt laut Jury alle Erwartungen.
Es handle sich um ein kraftvolles und zugleich virtuos-verspieltes Buch über Liebe, Wahnsinn und Ohrgeräusche. Setz, 1982 geboren, lebt in Graz in der Steiermark. Er ist Obertonsänger und Übersetzer.
Stephan Thome "Grenzgang"
Alle sieben Jahre steht Bergenstadt kopf: Man feiert Grenzgang, das traditionelle dreitägige Volksfest. Thome erzählt von der Jagd nach dem Glück, die seine Protagonisten aus Berlin und Köln in die hessische Provinz und von dort in einen Swinger-Club nahe von Frankfurt führt.
Schnell wird laut Jury in dem furiosen Debüt klar, wie leicht vermeintliche Sicherheiten abhandenkommen können und wie dünn das Eis ist, auf dem Lebensentwürfe errichtet werden. Thome, 1972 im mittelhessischen Biedenkopf geboren, ist Sinologe. Er lebt seit 2005 in Taipeh/Taiwan.
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Christoph Waltz ersetzt Nicolas Cage
16.09.2009 | 10:20 | (DiePresse.com)
Jobrochaden in Hollywood: Christoph Waltz verkörpert in Michel Gondrys Comic-Verfilmung "The Green Hornet" einen Bösewicht. Eigentlich hätte Nicolas Cage in dem Streifen mit Cameron Diaz mitspielen sollen.
Die Rolle des Nazi-Oberst Hans Landa in Quentin Tarantinos "Inglourious Basterds" hat dem Österreicher Christoph Waltz die Türen zu Hollywood geöffnet: Nun hat der Schauspieler die Rolle des Bösewichts in Michel Gondrys Comic-Verfilmung "The Green Hornet" ergattert, berichtet das Branchenmagazin "Variety".
Waltz ersetzt Nicolas Cage. Er hatte sich für den Part verpflichtet, war aber wegen kreativer Differenzen mit Gondry und Seth Rogen ausgestiegen. Waltz wird den Mafiaboss Chudnofsky geben, der versucht, aus den einzelnen Gangs in Los Angelas eine Supermafia zu gründen.
Die Titelrolle übernimmt Rogen, der bislang eher in Komödien wie "Beim ersten Mal" und "Zack and Miri make a Porno" zu sehen war. Die weibliche Hauptrolle übernimmt Cameron Diaz.
Verbrecherjagd mit Chauffeur
"The Green Hornet" basiert auf einer Radioserie von George W. Trendle aus den Dreißigern. Hauptfigur ist der Zeitungsverleger Britt Reid. Getarnt mit grüner Kleidung und Maske tritt er als "Grüne Hornisse" auf und bekämpft zusammen mit seinem Chauffeur und Gehilfen Kato Verbrechen. Die Polizei hält die "Grüne Hornisse" für einen Verbrecher. Kato wird von Jay Chou dargestellt.
Der Film soll im Dezember nächsten Jahres in die Kinos kommen.
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"Wall Street Journal" plant Gebühr für mobile Nutzung
16.09.2009 | 09:58 | (DiePresse.com)
Die Online-Nutzung des Tageszeitung kostet, nun will Medienmogul Rupert Murdoch auch für die Mobilversion Geld verlangen. Zwei Dollar soll ein Abo pro Woche kosten. Mehr als eine Million Abonennten zählt das Blatt bereits.
Das "Wall Street Journal" will die Nutzung der Zeitung auf mobilen Geräten gebührenpflichtig machen. Der Vorstandsvorsitzende des Medienkonzerns News, Rupert Murdoch, nannte am Dienstag vor Investoren in New York einen Betrag von wöchentlich zwei Dollar (1,37 Euro). Details sollen in der nächsten Woche bekanntgegeben werden.
Das "Wall Street Journal" hat im August vergangenen Jahres einen "Mobile Reader" für Blackberry-Geräte eingeführt, den es seit fünf Monaten auch für das iPhone gibt. Bisher ist die Nutzung kostenlos.
Für die volle Nutzung seiner Online-Ausgabe verlangt die Zeitung im Unterschied zu den meisten anderen Medien schon jetzt ein Abonnement. Dafür konnte die Wirtschaftszeitung bereits mehr als eine Million Kunden gewinnen. Diesen Abonnenten soll die mobile Nutzung für eine ermäßigte Gebühr von einem Dollar angeboten werden.
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Trauer um Patrick Swayze: "Wie er mich im Arm hielt"
16.09.2009 | 09:30 | (DiePresse.com)
Patrick Swayzes Filmpartnerinnen Jennifer Grey, Demi Moore, Whoopi Goldberg und Drew Barrimore nehmen mit persönlichen Stellungnahmen Abschied vom verstorbenen Filmstar.
Am Montag war Patrick Swayze mit 57 Jahren an Bauchspeicheldrüsenkrebs gestorben, seine Filmpartnerinnen Jennifer Grey, Demi Moore, Whoopi Goldberg und Drew Barrimore erinnern sich mit sehr persönlichen Worten an ihren Kollegen.
"Ich erinnere mich daran, wie er mich im Arm hielt", so Jennifer Grey, Co-Star aus "Dirty Dancing", in dem Magazin "People". "Wir waren fast noch Kinder, haben getanzt, die Hebefigur im eiskalten See geübt und hatten solchen Spaß dabei, diesen kleinen unbedeutenden Film zu drehen, von dem wir dachten, dass ihn sich kein Mensch anschauen würde." Der Film wurde freilich ein Hit, der weltweit einen Boom auslöste und Swayze zum Idol für Teenager in den Achtzigern werden ließ.
"Du wirst von so vielen Menschen geliebt"
"Patrick, Du wirst von so vielen Menschen geliebt, Dein Licht wird unser Leben für immer erhellen", erklärte Demi Moore. Sie stand mit Swayze für den romantischen Film "Ghost - Nachricht von Sam" vor der Kamera, mit dem er für den Golden Globe nominiert wurde.
"Ich glaube an die Botschaft von 'Ghost', deshalb wird er immer da sein", sagte Whoopi Goldberg. In diesem Film hatte Swayze als Geist eines Mordopfers seiner Frau Botschaften aus dem Jenseits schickt, Goldberg war für ihre Rolle als Medium mit einem Oscar ausgezeichnet worden.
"Patrick war wirklich ein guter Mann, ein lustiger Mann, dem ich mehr verdanke, als ich je zurückgeben könnte", sagte Goldberg.
"Der netteste Mann"
Drew Barrymore, die 2001 den Kultfilm "Donnie Darko" mit Swayze drehte, erhielt die Nachricht vom Tod Swayzes während einer Pressekonferenz beim Filmfestival in Toronto: "Ich habe ihn (zum ersten Mal) getroffen, als ich sieben Jahre alt war, er war der netteste Mann, den man sich vorstellen kann", erinnerte sich der Kinderstar aus den 80er Jahren. "Er war für uns alle ein Held seit den 'Outsiders' von Francis Ford Coppola."
Zahlreiche Fans legten auf dem Hollywood Boulevard in Los Angeles Blumen am Stern des Schauspielers nieder, der am Montag mit 57 Jahren gestorben war. Nach langer Krankheit hatte er den Kampf gegen den Bauchspeicheldrüsenkrebs verloren.
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"Fergie" droht Nachspiel wegen Dokumentarfilms
16.09.2009 | 17:32 | (DiePresse.com)
Die ehemalige Gattin von Prinz Andrew, Sarah Ferguson, hat Probleme mit den Justizbehörden. Sie soll in der Türkei heimlich in einem Waisenhaus gefilmt haben. Zwischen Großbritannien und der Türkei besteht ein Auslieferungsabkommen.
Ihre Videoaufnahmen über die Zustände in türkischen Waisenhäusern hat möglicherweise doch ein Nachspiel für die Ex-Frau des britischen Prinzen Andrew, Sarah Ferguson (49). Die türkischen Behörden haben das britische Innenministerium um eine Befragung der Herzogin von York gebeten, berichtete die "Daily Mail" auf ihrer Internetseite am Mittwoch. Die Ex-Schwiegertochter der Queen könnte demnach sogar festgenommen werden. Das Innenministerium und Scotland Yard beraten, wie sie mit dem pikanten Fall umgeben.
„Fergie“ könnte ausgeliefert werden
Handeln müssen die Behörden in jedem Fall, weil zwischen Großbritannien und der Türkei ein Auslieferungsabkommen besteht. Demnach kann jeder Verdächtige einer strafbaren Handlung ausgeliefert werden. Was "Fergie" genau vorgeworfen wird, ist nicht bekannt.
Videoaufnahmen im Waisenhaus
Mit Perücke und Kopftuch verkleidet und in Begleitung ihrer Tochter Prinzessin Eugenie (19) sowie eines britischen TV-Reporters hatte "Fergie" heimlich Videoaufnahmen in einem staatlichen Waisenhaus gemacht. Die Bilder zeigen kahlgeschorene, verlumpte und an Stühle gefesselte Kinder mit einer Behinderung. Die Adlige engagiert sich in den USA als Sprecherin für SOS-Kinderdörfer.
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Audi e-tron: Elektro-Konzept ohne Kompromisse
16.09.2009 | 16:15 | (DiePresse.com)
Sauberer Hochleistungssport im Audi e-tron. Vier E-Motoren, 313 PS und rund 250 Kilometer Reichweite: Auch ein Elektroauto aus Ingolstadt muss ein echter Audi werden.
"Elektromobilität bedeutet für uns nicht, konventionelle Fahrzeuge nachträglich zu elektrifizieren", betonte Michael Dick, Technik-Vorstand von Audi. Die Ingolstädter wollen das Thema in allen seinen Aspekten ganzheitlich erarbeiten. "Wir suchen ein Konzept ohne Kompromisse", so Dick. Was dabei bisher herausgekommen, zeigt Audi mit dem Showcar e-tron.Auch ein Elektroauto aus Ingolstadt muss ein echter Audi werden. Also setzt die VW-Tochter gleich ganz oben mit einem Hochleistungssportwagen an. Vier E-Motoren – je zwei an der Vorder- und Hinterachse – treiben das Konzeptfahrzeug an. Ähnlich wie bei einem Mittelmotorsportwagen gelangen rund 70 Prozent der Kräfte nach hinten, 30 Prozent nach vorn. Je nach Fahrsituation und Beschaffenheit der Fahrbahn strömt das Drehmoment jedoch selektiv an die Räder. Die Gesamtleistung beträgt 313 PS. Die Fahrleistungen sind entsprechend: Der Zweisitzer beschleunigt in 4,8 Sekunden von 0 auf 100 km/h.Die Höchstgeschwindigkeit ist auf 200 km/h begrenzt, da der Energiebedarf der E-Motoren mit der Geschwindigkeit überproportional zunimmt. Der nutzbare Anteil des Lithium-Ionen-Akkus liegt bei 42,4 kWh. Die Reichweite liegt im gemischten Fahrbetrieb nach dem europäischen NEFZ-Zyklus bei fast 250 Kilometern.Um auf diese Reichweite zu kommen, hat der e-tron ordentlich abspecken müssen, Leichtbau hatte bei der Entwicklung somit oberste Priorität. Alle Anbauteile – Türen, Klappen, Seitenwände und Dach – bestehen aus faserverstärktem Kunststoff. Der Elektro-Sportler kommt auf nur etwa 1600 Kilogramm, rund 470 Kilogramm entfallen dabei auf die Batterieeinheit. Aufgeladen wird der e-tron an der Steckdose, die Ladezeit beträgt sechs bis acht Stunden. Die Audi-Ingenieure arbeiten bereits an einer kabellosen Lösung. Die induktive Ladestation wird beim Andocken des Fahrzeugs automatisch aktiviert.
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Niki Lauda wurde Vater von Zwillingen
16.09.2009 | 15:17 | (DiePresse.com)
Am heutigen Mittwoch sind die Zwillinge von Niki Lauda und seiner Gattin Birgit zur Welt gekommen. Der ehemalige Rennfahrer und mittlerweile fünfache Vater feierte im Februar seinen 60. Geburtstag.
Der dreifache Formel 1-Weltmeister und Airliner Niki Lauda ist Vater von Zwillingen geworden: Am Mittwoch sind die beiden zur Welt gekommen, gab er mit Ehefrau Birgit bekannt. Mutter und Kinder seien wohlauf, so die Pressemitteilung. Die Zwillinge, ein Mädchen und ein Bub, wiegen jeder um die 2200 Gramm.
Der berühmte Kapperl-Träger feierte am 22. Februar seinen 60. Geburtstag und hat bereits drei Söhne. Mit seiner um 30 Jahre jüngeren Frau Birgit sind die Zwillinge die ersten gemeinsamen Kinder. Lauda hat aus der Ehe mit seiner ersten Frau Marlene zwei erwachsene Söhne, aus einer anderen Beziehung hat er einen unehelichen Sohn.
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Umfrage: David Beckham ist bestes Vorbild für Kinder
16.09.2009 | 15:15 | (DiePresse.com)
Nach Meinung der britischen Erwachsenen, ist der Fußballstar das geeignetste Vorbild für ihre Spösslinge. "Girls Aloud"-Sängerin Cheryl Cole wurde an zweiter Stelle genannt, letzter ist Homer Simpson.
Fußballstar David Beckham stellt nach Auffassung der britischen Erwachsenen das beste Vorbild für ihren Nachwuchs dar. In einer Umfrage der Kinderrechtsorganisation Children's Society sagten 55 Prozent der mehr als 2.000 Befragten aus, Beckham sei ein gutes bis sehr gutes Vorbild für Kinder. 18 Prozent allerdings fanden genau das Gegenteil. An zweiter Stelle nannten die Befragten Sängerin Cheryl Cole von der Gruppe Girls Aloud mit 40 Prozent Zustimmung, gefolgt von Oppositionschef David Cameron mit 34 Prozent.
Auf dem letzten Platz landete Homer Simpson, der wenig väterliche Patriarch der Zeichentrickfamilie "Die Simpsons". Zwei Drittel der Erwachsenen beklagten, dass Kinder heutzutage kein wirkliches Vorbild für ihr eigenes Verhalten mehr haben.
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Bugatti 16 C Galibier: Was für ein Kaliber
16.09.2009 | 13:32 | (DiePresse.com)
Zum Firmenjubiläum präsentiert Bugatti die "exklusivste, eleganteste und stärkste Luxuslimousine der Welt": Nicht mehr und nicht weniger soll der Galibier sein.
100 Jahre wurden bisher im Zeichen des Hufeisens exklusive Fahrzeuge gefertigt. Nun bereitet sich die Luxusmarke Bugatti auf die Zukunft vor. Vom derzeit einzigen Modell, dem Veyron, wurden bereits etwa 250 Stück verkauft. Der Extremsportler ist auf 300 Einheiten limitiert. Der 16 C Galibier könnte die Bugatti-Tradition der Superlative fortsetzen. Er sei die "exklusivste, eleganteste und stärkste Luxuslimousine der Welt", so Franz-Josef Paefgen, Chef der noblen Automanufaktur. Der Haken an der Sache: Der Galibier ist nur eine Studie. Die Limousine wurde als Höhepunkt der Feierlichkeiten zum 100. Firmenjubiläum von Bugatti am Firmensitz in Molsheim präsentiert. 16-Zylinder, acht Liter Hubraum, doppelte Kompressor-Aufladung: Bugatti klotzt weiterhin unter der Motorhaube. Über die Leistung des weiterentwickelten W-Motors wird noch geschwiegen, fraglich, ob wieder eine vierstellige PS-Zahl wie beim zweisitzigen Veyron erreicht wird. Aber wie hatte es früher immer auf Fragen nach PS bei Rolls-Royce geheißen: Ausreichend. Bugattis bescheidener Beitrag zum Umweltschuss: Der Motor kann auch mit Ethanol betrieben werden.Die VW-Tochter hat beim Galibier vor allem aufs Fahrzeuggewicht geachtet. Die Karosserie wurde teilweise aus handgefertigten Karbonbauteilen zusammengesetzt, Türen und Kotflügel wurden aus poliertem Aluminium gefertigt. Der mächtige Vortrieb soll durch spezielle Keramikbremsen gezügelt werden.Bei den Armaturen hat der Fahrer vor allem die Geschwindigkeit und die Drehzahl im Fokus. Der Tacho endet bei 420 km/h. Aber auch die Passagiere werden über ein eigenes Instrument über die aktuelle Fahrgeschwindigkeit informiert. Wie schon der Veyron hat auch der Galibier eine Anzeige für die derzeit abgerufene Leistung.
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Ashton Kutcher: Mann mit Tiefgang
16.09.2009 | 11:03 | (DiePresse.com)
Auch ein Hollywood-Star vertieft sich gerne in Weltliteratur: Als der 31-jährige Schauspieler Hermann Hesses "Siddharta" las, habe ihn das "spirituell bewegt", sagte Kutcher, der gerade eine Model-TV-Serie dreht.
Hollywood-Star Ashton Kutcher vertieft sich gern in Literatur - und hat unter anderem auch Werke des deutsch- schweizerischen Dichters Herman Hesse (1877-1962) in seinem Bücherregal. "Als ich 'Siddhartha' (von Hesse) las, hat mich das spirituell bewegt", sagte der 31-Jährige dem US-Magazin "New York".
Kutcher, der mit der 15 Jahre älteren Schauspielerin Demi Moore verheiratet ist, produziert derzeit die Fernsehserie "The Beautiful Life" mit Mischa Barton und Supermodel Elle Macpherson in den Hauptrollen, in der es um die Model- und Modeindustrie geht. Und auch zu diesem scheinbar oberflächlichen Thema äußert Kutcher tiefgehende Gedanken: "Ich war schon immer interessiert an ästhetischen Missverständnissen", sagt er. "Es ist egal, wie jemand aussieht oder wie klug jemand ist. Jeder hat seine Unsicherheiten."
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Ukraine lehnt Elton Johns Adoptionantrag ab
16.09.2009 | 11:00 | (DiePresse.com)
Die Behörden haben Elton Johns Vorhaben, ein ukrainisches Waisenkind zu adoptieren, einen Riegel vorgeschoben. Der Musiker sei zu alt und nicht verheiratet, lautet die Begründung.
Die Adoptionspläne von Elton John stehen vor dem Scheitern. Der britische Pop-Star wollte ein HIV-infiziertes Kind aus einem ukrainischen Waisenhaus annehmen. Doch die Behörden machten dem 62-Jährigen einen Strich durch die Rechnung. Der Sänger sei zu alt und nicht verheiratet, sagte Familienminister Yuriy Pavlenko am Montag. In der Ukraine würden Partnerschaften von Männern nämlich nicht als Ehen anerkannt, das Höchstalter für Eltern, die ein Kind adoptieren wollen, liegt bei 45 Jahren.
Elton John wollte sich in die Reihe prominenter Adoptiveltern wie Angelina Jolie und Madonna einreihen. Er hatte einen Adoptionsantrag für einen 14 Monate alten Buben gestellt, war auf bürokratische Hürden allerdings vorbereitet. Er habe in Diskussionen mit seinem langjährigen Partner David Furnish auch selbst immer gesagt, dass er wegen seines Alters und seiner häufigen Tourneen kein Kind adoptieren wolle.
Die Begegnung mit dem kleinen Lew beim Besuch eines Kiewer Waisenhauses habe bei ihm aber einen Sinneswandel ausgelöst und er versuche, dem Buben eine gute Zukunft bieten, hatte Eltong John noch am Samstag erklärt.
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Urlaub in Hogwarts Castle: Harry-Potter-Park öffnet 2010
16.09.2009 | 10:37 | (DiePresse.com)
Nun können auch Muggel in die Welt des Zauberlehrlings eintauchen: Das Filmstudio Universal eröffnet in Florida Anfang 2010 einen Harry-Potter-Themenpark - mit Hippogreif-Flug und einer Nachbildung des Schlosses.
Reiselustige Muggel, also Menschen ohne Zauberfähigkeiten, können die Welt von Harry Potter aus den Romanen der britischen Autorin Joanne K. Rowling demnächst auf neue Weise erkunden. Im Universal Orlando Resort in Florida eröffnet im Frühjahr 2010 ein Harry-Potter-Freizeitpark, wie das Filmstudio am Dienstag in einem Webcast mitteilte.
Der Park soll rund 80.000 Quadratmeter groß sein und neben einem Flug mit dem Hippogreif - einem Wesen aus Adler und Pferd - in Form einer Achterbahn auch Ess- und Einkaufsmöglichkeiten bei Ollivander's, Derwisch & Banges und in der Eulerei bieten. Im Mittelpunkt des Geländes steht "Harry Potter and the Forbidden Journey" - eine Nachbildung von Schloss Hogwarts.
Mit dem Hippogreif durch Filmszenen "gefegt"
Als Vorlage für die Umsetzung des Parks dienten die Bücher von Joanne K. Rowling, die bereits den Park mit allen seinen Attraktionen genehmigt hat.
"Auf solchen Fahrten wird man in die großartigsten Teile der Filme und der Bücher gefegt", sagte Produzent Paul Daurio über den Hippogreif-Flug. "Wir haben alle verfügbaren Techniken genutzt, um den Gästen eine Themenparkerfahrung zu vermitteln, die sie noch nie erlebt haben." Auch eine Eulenpost soll eingerichtet werden, wo Besucher Briefe und Postkarten abschicken können.
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"u:book": Günstige Laptops und MacBooks für Studenten
16.09.2009 | 16:23 | (DiePresse.com)
Zwischen 21. September und 18. Oktober können Studierende und Uni-Mitarbeiter ab 560 Euro aktuelle Notebooks erwerben. Günstige Netbooks sind diesmal auch dabei, ebenso teurere MacBooks.
Heuer können sich Studierende und Uni-Mitarbeiter von 21. September bis 18. Oktober günstige Mobilrechner über u:book besorgen. Es handelt sich dabei um Modelle von Apple, HP und Lenovo. Die günstigsten Modelle beginnen bei 340 Euro für HP-Netbooks ohne Betriebssystem und enden bei einem 15-Zoll MacBook Pro für 2012 Euro. Bei HP und Lenovo steht für fast alle Modelle neben Windows Vista auch eine Variante ohne Betriebssystem zur Verfügung.
Erweiterte Garantie bei Apple
Apple bietet nicht nur vier seiner MacBook-Geräte günstiger an, sondern legt noch eine Drei-Jahres-Garantie mit weltweitem AppleCare Protection Plan dazu. Die Preise für die Geräte sind nach Angaben des Herstellers um 18 Prozent reduziert, die für den Protection Plan um 27 Prozent.
HP deckt möglichst viele Bereiche ab
HP teilt seine angebotenen Geräte in "Netbook", "Mini", "Midi", "Maxi" und "Budget" ein. Bei den Netbooks handelt es sich um ein HP Mini 5101 mit dem Intel-Prozessor Atom N280 an Bord. Sie unterscheiden sich bei der Ausstattung und beim Betriebssystem: Es stehen SuSe-Linux und Windows Vista zur Wahl. Die letztere Version bietet auch die etwas stärkere Hardware. Für Grafik-Fans gibt es bei den "Midi"-Modellen ein Gerät mit der Grafikkarte ATI Mobility Radeon HD 3450 eingebaut. Für nur 560 Euro ohne Betriebssystem erhält man einen 15-Zöller der "Budget"-Klasse. Zwar ist der Prozessor mit nur 1,8 Gigahertz relativ langsam. Dafür bringt das Gerät 320 Gigabyte Festplatte mit. Bis auf die Netbooks und Budget-Laptopts bietet HP auf alle Geräte eine weltweit gültige dreijährige Garantie.
Etwas mehr Geld für Lenovo-Geräte nötig
Lenovo unterteilt ebenfalls in dieselben Kategorien wie HP, mit Ausnahme von Netbooks. Die sind schlicht und einfach nicht vorhanden. Nach Apple bietet der Hersteller die teuersten Geräte an, mit 634 Euro für das billigste Gerät ohne Betriebssystem. Dafür bietet auch das 15 Zoll Bilddiagonale und 320 Gigabyte Festplatte. Das günstigste Gerät der "Mini"-Reige kostet ohne Betriebssystem 1050 Euro. Mit Windows Vista werden 1120 Euro fällig. Auch Lenovo bietet auf alle Geräte drei Jahre Garantie, das Budget-Notebook hat nur ein "Bring In"-Service.
Günstige Office-Pakete zum Notebook
Beim aktuellen Verkaufsfenster im Wintersemester 2009 gibt es neben den günstigen Notebooks und Netbooks auch noch Zusatzangebote von Microsoft und Orange. Der Mobilfunkbetreiber will für Neukunden ein günstiges Angebot für mobiles Internet anpreisen. Die Links auf der u:book-Website führen aber derzeit nur auf eine schmucklose Login-Seite. Microsoft bietet während der kurzen Verkaufsphase seine Office-Pakete für Windows und Mac OS stark reduziert an.
An vielen Unis verfügbar
Verfübar sind die u:books an mehreren Universitäten und Fachhochschulen. Etwas überraschend nimmt die Wirtschaftsuniversität Wien als einzige große Wiener Hochschule nicht an dem Projekt teil. Jeder Student und Uni-Mitarbeiter darf lediglich ein Gerät pro Verkaufsfenster erwerben. Die Betreiber der u:book-Aktion, die von der Universität Wien ausgeht, rechnen damit, trotz hohen Andrangs alle Bestellungen befriedigen zu können.
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Hüpf-Roboter überwindet meterhohe Hindernisse
16.09.2009 | 14:15 | (DiePresse.com)
Der "Precision Urban Hopper" soll das US-Militär bei der Aufklärung unterstützen. Ein Video zeigt, wie er über einen 7,5 Meter hohen Zaun springt. Allerdings kann er auch Sprengsätze transportieren.
Roboter-Experten von Boston Dynamics haben einen kleinen Aufklärungsroboter gebaut, der mehr als 7,5 Meter in die Höhe springen kann. Für normale Fortbewegung nutzt der Precision Urban Hopper seine vier Räder. Stößt er aber auf ein Hindernis, kann sich er mit einer Art Bein in die Höhe katapultieren. Finanziert wird die Entwicklung vom US-Militär. Mit dem Gerät von der Größe einer Schuhschachtel sollen Bodentruppen beim Häuserkampf unterstützt werden.
Boston Dynamics haben bereits den Trageroboter BigDog entwickelt, der biss zu 150 Kilogramm an Ausrüstung auch über unwegsames Gelände transportieren kann. Den Auftrag für den "Urban Hopper" bekamen die Roboter-Spezialisten von der US-Forschungseinrichtung Sandia National Laboratories, finanziert wird die Entwicklung durch die Defense Advanced Research Projects Agency (DARPA).Als Zielsetzung haben die Entwickler die Reduzierung von menschlichen Opfern - vorrangig bei der eigenen Truppe. Der kleine Hüpf-Roboter kann nämlich durchaus auch Sprengsätze ins Ziel bringen, wie Sandia in seiner Aussendung schreibt. Vorrangig soll er aber als Aufklärer dienen. Die Entwickler sehen für ihren "Urban Hopper" auch zivile Anwendungen, wie zum Beispiel bei Rettungseinsätzen oder der Erforschung fremder Planeten.
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Nokia: 6 Millionen Lieder zum Pauschalpreis
16.09.2009 | 12:43 | (DiePresse.com)
"Comes with Music" erlaubt Besitzern von zwei neuen Nokia-Handys ein Jahr lang das Herunterladen von Liedern auf Handy und PC ohne weitere Kosten. Der Dienst hat aber auch einige Nachteile.
"Bei Nokia gibt's jetzt sechs Millionen Lieder gratis", erklärt eine Promotorin auf der Wiener Mariahilferstraße. Im Rahmen der groß angelegten Promo-Aktion versucht Nokia seinen neuen Dienst "Comes with Music" anzupreisen, der nun auch in Österreich startet. "Comes with Music" erlaubt Besitzern von Nokia-Handys gegen einen einmaligen Pauschalbetrag, ein Jahr lang unbegrenzt Lieder aus dem "Nokia Music Store" herunter zu laden. Zu Beginn wird das allerdings nur mit zwei Modellen möglich sein, dem 5800 und dem 5530. Die Pauschale ist im jeweiligen Kaufpreis enthalten.
Kein neuer PC nach drei Jahren
Das Angebot klingt fast zu gut um wahr zu sein und tatsächlich hat es einen gewichtigen Haken. Die Lieder können ausschließlich auf dem jeweiligen Nokia-Handy und einem registrierten PC abgespielt werden. Alle drei Monate darf man einen neuen Rechner registrieren, dann aber verfällt die Berechtigung für den alten. Neue Rechner lassen sich maximal drei Jahre lang registrieren. "Es geht vor allem darum, dass das ganz einfach ist", meint eine der Mariahilferstraßen-Promotorinnen. Das Pauschalangebot gilt ein Jahr lang. Danach kann "Comes with Music" per Kreditkarte verlängert werden - Preise stehen aber noch keine fest.Einen ähnlichen Dienst bieten auch Sony Ericsson und der Mobilfunker Orange mit PlayNow plus, bei dem gegen eine monatliche Pauschale unbegrenzt Heruntergeladen werden darf. Bei Sony stehen allerdings nur drei Millionen Lieder zur Verfügung und nach Ende der Laufzeit dürfen nur die 300 am meisten gehörten behalten werden.
Vorsicht beim Datenvolumen
Auch "Drei" bietet ein solches monatliches Abo-Angebot an, bei dem die Kosten für die Datenübertragung auf das Handy inkludiert sind. Das ist bei "Comes with Music" nicht der Fall. Das Nokia 5530 ist um rund 400 Euro ohne Vertrag erhältlich und das Nokia 5800 um rund 150 Euro eklusiv mit A1-Vertrag. Der Tarif kann frei gewählt werden und sollte tunlichst einiges an Datenvolumen umfassen. Der durchschnittliche "Comes with Music"-Nutzer lädt nämlich laut Nokia pro Tag rund zwölf Lieder herunter. Das ergibt hochgerechnet rund 360 Lieder pro Monat. Das übliche Gigabyte, das in den Datenpaketen der Mobilfunker so häufig inkludiert ist, sprengt man damit leicht. Das genügt nur für 250 Lieder, meint Michael Giesswein von Nokia.
Im Rahmen der Promo-Aktion auf der Mariahilferstraße kann man am 16. September übrigens auch einen Gutschein über drei Euro für den Nokia Music Store ergattern. Dafür muss man sich lediglich per Papier-Formular bei einem der netten Promotoren registrieren. Vom Ausfüllen der Felder "Username" und "Passwort" gemeinsam mit den Promotoren raten wir aus Datenschutzgründen allerdings eher ab.
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PlayStation-Firmware 3.01 behebt Absturz-Probleme
16.09.2009 | 10:28 | (DiePresse.com)
Sony behauptet, dass mit der neuen Version keine Abstürze beim Spiel "Uncharted" mehr passieren. Nach Veröffentlichung der Version 3.0 gab es zahlreiche Problemberichte.
Die neue Firmwareversion 3.01 soll für mehr Stabilität auf Sonys Spielkonsole PlayStation 3 (PS3) sorgen. Zahlreiche Benutzer hatten sich nach dem Update auf Version 3.0 der Konsolen-Software über Abstürze beschwert, die auffallend oft im Zusammenhang mit dem Spiel "Uncharted: Drake's Fortune" auftraten. In einem offiziellen Blogeintrag bestätigte Eric Lempel, Chef des PlayStation Network, dass die neue Version 3.01 das Problem beheben sollte.
Nachfolger für Uncharted 2 kommt bald
Uncharted ist eines der erfolgreichsten Spiele für die PlayStation 3 mit mehr als einer Million verkaufter Exemplare in den ersten zehn Tagen. Derzeit bastelt das Entwicklerstudio Naughty Dog am Nachfolger "Uncharted 2: Among Thieves", das im Oktober erscheinen soll. Im Gegensatz zum Vorgänger wird auch ein Multiplayer-Modus inkludiert sein.
Verwirrung über Absturz-Probleme
Mit dem Update auf Version 3.0 brachte Sony etliche Verbesserungen für die PS3 und das PlayStation Network. Für Verwirrung sorgten aber Berichte über Abstürze der Konsole und der neuen schlanken Version der PS3, auch "PS3 Slim" genannt. Nachdem einige Spieler zuerst die neue Konsole als Fehlerquelle vermuteten, stellte sich bald heraus, dass die Firmware für die Abstürze sorgte.
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Opera Mini 5 bringt Tabbed Browsing auf Java-Handys
16.09.2009 | 10:01 | (DiePresse.com)
Der beliebteste Handy-Browser erhält noch andere interessante Funktionen wie Speed Dial und eine Passwort-Verwaltung. Derzeit befindet sich Opera Mini 5 noch in der Betaphase.
Der norwegische Webbrowser-Spezialist Opera hat die Betaversion seines kommenden Handybrowsers Opera Mini 5 veröffentlicht. Besonders ins Auge sticht die neue Funktion, mit mehreren offenen Registerkarten ("Tabs") durch das Internet zu surfen. Die Entwickler legen großen Wert darauf, dass ihr neuer Browser sowohl über Touchscreens als auch mit den Handy-Tasten bedient werden kann.
Speed Dial und Passwort-Verwaltung
Bekannt von der Desktop-Version des Opera-Browsers ist der "Speed Dial"-Startbildschirm, auf Benutzer ihre neun meistbesuchten Websites platzieren können. Neu ist auch, dass sich Opera Mini 5 Benutzerdaten inklusive Passwort merkt. Damit soll vor allem der Besuch von Social Networks wie Facebook erleichtert werden.
Beliebtester Handy-Browser
Mit 13 Millionen Benutzern ist Opera Mini der beliebteste Webbrowser für Mobilgeräte. Mit Opera Mobile bietet der Hersteller auch eine Version für Geräte mit Windows Mobile und Symbian-Betriebssystem. Wer die Beta von Opera Mini 5 ausprobieren will, kann den Download direkt mit dem Handy durchführen, oder die Installationsdatei zuerst auf seinen Computer herunterladen. Benötigt wird ein Blackberry-Smartphone oder ein Handy mit Java-Funktion.
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Teilweise E-Mail-Probleme mit iPhone OS 3.1
16.09.2009 | 09:32 | (DiePresse.com)
Besitzer des ersten iPhone und des iPhone 3G berichten über Probleme bei der Synchronisierung mit Exchange-Servern. Grund dafür ist die fehlende Hardware-Verschlüsselung.
Viele iPhone-Benutzer verwenden die Exchange-Option, um ihre E-Mails, Kontakte und Kalenderdaten mit einem Firmenserver abzugleichen. Seit dem Upgrade auf die neue Software-Version iPhone OS 3.1 berichten einige Besitzer des Apple-Handys von Problemen. Der Hersteller beteuert aber, dass alles so funktioniert, wie es soll, berichtet Cnet. Grund dafür ist eine neue Verschlüsselungsoption.
Keine Verschlüsselung
Im Grunde hat Apple einen Fehler in der vorangegangenen Verison 3.0 ausgebessert. Mit dieser behaupteten iPhones, sie würden eine Hardware-seitige Verschlüsslung bieten. De facto besitzt aber nur das iPhone 3GS diese Option. Verlangt nun ein Exchange-Server nach einer Verschlüsselung, meldet Version 3.1 korrekt bei den Geräten iPhone und iPhone 3G, dass sie keine Verschlüsselung bieten und verweigert die Verbindung.
Rückkehr zu Version 3.0
Besitzer eines iPhone 3GS und Kunden, deren Firmen-IT keine Verschlüsselung für den Zugriff auf den Exchange-Server verlangt, werden von dem Problem nichts mitbekommen. Für alle anderen rät Apple, sich mit den Server-Administratoren in Verbindung zu setzen, damit diese die Verschlüsselungs-Option für iPhone und iPhone 3G deaktivieren. Andernfalls bleibt die Möglichkeit, das Upgrade zu verweigern und weiterhin Version 3.0 der iPhone-Software zu verwenden.
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Google: Fertiger Chrome 3.0 zum Download bereit
16.09.2009 | 08:46 | (DiePresse.com)
Seit knapp einem Jahr wartet Google mit einem eigenen Browser auf. "Chrome" ist nun in seiner dritten Version erschienen und bringt neue Funktionen für die Adress-Leiste und frische Tabs.
Google hat seinen hauseigenen Webbrowser "Chrome" nach rund einem Jahr in einer dritten Version veröffentlicht. Chrome 3.0 soll noch einmal rund 25 Prozent schneller sein, als sein Vorgänger und bringt einige neue Funktionen.Die Vorschau-Screenshots der meist-besuchten Seiten in neu geöffneten Tabs können nun per Drag-and-Drop neu angeordnet werden. Ein wenig überarbeitet präsentiert sich auch die Adress-Leiste. Gibt man einen Begriff ein, werden wie bisher Favoriten, History und das Web in Echtzeit durchsucht. Neu sind kleine Symbole neben den Ergebnissen, die anzeigen, woher die Vorschläge kommen. Ebenfalls fix integriert wurde die Möglichkeit, das Aussehen des Browsers mit Themes zu verändern. Dazu muss mit Chrome 3.0 lediglich die "Themes Gallery" besucht werden.Chrome 3.0 kann auf der Homepage des Browsers heruntergeladen werden. Mehr Details zu der neuen Version gibt es in einem Blogeintrag des Entwicklerteams.
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"Wall Street Journal": Handy-Version nur gegen Gebühr
16.09.2009 | 08:04 | (DiePresse.com)
Medienmogul Rupert Mudoch startet wieder einen Versuch, für Online-Nachrichten Geld zu verlangen. Die mobile Nutzung des "Wall Street Journal" soll zwei Dollar pro Tag kosten.
Das "Wall Street Journal" will die Nutzung der Zeitung auf mobilen Geräten gebührenpflichtig machen. Der Vorstandsvorsitzende des Medienkonzerns News, Rupert Murdoch, nannte am Dienstag vor Investoren in New York einen Betrag von wöchentlich zwei Dollar (1,37 Euro). Details sollen in der nächsten Woche bekanntgegeben werden.Das "Wall Street Journal" hat im August vergangenen Jahres einen "Mobile Reader" für Blackberry-Geräte eingeführt, den es seit fünf Monaten auch für das iPhone gibt. Bisher ist die Nutzung kostenlos. Für die volle Nutzung seiner Online-Ausgabe verlangt die Zeitung im Unterschied zu den meisten anderen Medien schon jetzt ein Abonnement. Dafür konnte die Wirtschaftszeitung bereits mehr als eine Million Kunden gewinnen. Diesen Abonnenten soll die mobile Nutzung für eine ermäßigte Gebühr von einem Dollar angeboten werden.
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Herbert Gottweis : Politik zwischen Leben und Tod
16.09.2009 | 18:30 | MARTIN KUGLER (Die Presse)
Herbert Gottweis erforscht, welche Auswirkungen Gen- und Biotechnologie auf Gesellschaft und Politik haben. In Österreich gebe es kaum öffentliche Debatten über Technologien, kritisiert der Sozialwissenschaftler.
Herbert Gottweis beschäftigt sich mit nichts weniger als mit Leben und Tod. Konkret: mit der Politik zwischen Leben und Tod – also wie Gesellschaft und Politik mit Gen- und Biotechnologie umgehen können und sollen. „Naturwissenschaft und moderne Medizin haben wahnsinnig viel zu bieten, aber man darf nicht erwarten, dass alles von der Gesellschaft mit offenen Armen aufgenommen wird“, sagt Gottweis, Professor für Vergleichende Politikwissenschaft an der Universität Wien. Bei Eingriffen in das Leben – von Stammzellenforschung über Sterbehilfe bis hin zur Fortpflanzungsmedizin – gibt es viele Spannungsfelder, die, so lautet Gottweis' Credo, nur durch möglichst frühzeitigen Dialog zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Politik auflösbar sind.
„Durchschwindeln ist ein Fehler“
Das ist in der Vergangenheit nicht immer geschehen. „Viele Wissenschaftler haben sich gesagt: Reden wir nicht über unsere Forschung. Man lässt es laufen und glaubt, sich durchschwindeln zu können. Das war ein Fehler: Diese Debatten kommen früher oder später.“ Ein Negativbeispiel ist die „Grüne Gentechnik“. Zu genmanipulierten Pflanzen gab es in Österreich zunächst kaum öffentliche Diskussion. Dann sind solche Konstrukte plötzlich ein Thema geworden – und Österreich reagierte mit strenger Regulierung, mit Verboten. Bei der Nanotechnologie könnte es ähnlich kommen. „Wenn einmal eine reißerische Schlagzeile in den Zeitungen steht, dann ist es oft zu spät für den konstruktiven Dialog.“
Natürlich: „Bei Technologien, die in das Leben eingreifen, gibt es zum einen technische Risiken, zum anderen lösen sie aber auch ein Unbehagen, eine Unsicherheit, bei den Menschen aus“, so Gottweis. Schnell stellen sich auch philosophische Fragen, ob man bestimmte Dinge tun solle, ob man damit nicht einen Rubikon überschreite. Wie ein fruchtbarer Dialog funktionieren kann, das erforscht Gottweis seit nunmehr zweieinhalb Jahrzehnten. Der Sozialforscher ist in dieser Thematik ein Mann der ersten Stunde: Schon in den 80er-Jahren begann er, sich mit den Auswirkungen von Gen- und Biotechnologie zu beschäftigen. Anfangs dafür belächelt – „manche Kollegen dachten, dass diese Technologien Seifenblasen seien“ –, hat er aber recht behalten: Gen- und Biotechnologien zählen heute zu den Topthemen, die die Menschen wirklich beschäftigen. Seit einigen Jahren leitet Gottweis die Forschungsplattform „Life Science Governance“ an der Universität Wien.
Wie stellt man nun die Verbindung zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit her? Traditionelle politische Institutionen können das kaum leisten. „Wir setzen sehr stark auf das Internet, auf Blogs, Facebook oder Twitter“, sagt Gottweis. „Das Web 2.0 erlaubt es, sehr früh eine Kommunikation und eine Struktur für Feedbacks aufzubauen.“ Die junge Generation an Forschern sei daran auch sehr interessiert. „Sie wissen, dass es Gesellschaftsgruppen gibt, die nicht enthusiastisch auf wissenschaftliche Durchbrüche reagieren.“ Daher wollten sie frühzeitig mit der Öffentlichkeit kommunizieren und die Anliegen der Öffentlichkeit in ihre Forschung einbauen.
Wie Gottweis aus seinen Untersuchungen weiß: In Ländern, in denen man frühzeitig auf Dialog gesetzt hat, gibt es weniger Angst vor Technik, und es ist oft zu liberaleren Regulierungen gekommen. Österreich ist anders: Hierzulande gebe es eine Tendenz, sehr lange nicht öffentlich zu diskutieren. Solche Versäumnisse rächen sich. So gab es zu embryonalen Stammzellen in Österreich bis heute keine fundierte öffentliche Debatte. Die Folge waren strenge, aber auch unklare Regelungen und keine Förderung für die Forschung. „Wenn keine Forschung stattfindet, dann gibt es keine Expertise im Land. Und wenn in anderen Ländern irgendwann neue Therapien verfügbar werden, dannwird man auch in Österreich nicht glücklich sein, hier über kein Know-how zu verfügen.“
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Gentherapie: Farbenblinder Affe sieht jetzt Farben
16.09.2009 | 18:28 | JÜRGEN LANGENBACH (Die Presse)
Wie alle männlichen Totenkopfaffen war "Dalton" farbenblind: Durch Gentherapie kann er jetzt Rot und Grün unterscheiden.
„Der Teil des Bildes, den die anderen ,Rot‘ nennen, erscheint mir kaum mehr als ein Schatten oder ein Defekt des Lichts. Danach erscheinen Orange, Gelb und Grün für mich als eine Farbe, die ich nur verschiedene Schattierungen von Gelb nennen kann.“ So beschrieb John Dalton – Chemiker und Wegbereiter der Atomtheorie – 1794 seine Sehschwäche, es war die erste Schilderung einer Farbenblindheit. Dalton hatte sie in einer seltenen Variante, meist meint man damit die Unfähigkeit, Rot und Grün unterscheiden zu können, sie wurde nach ihrem Entdecker auch Daltonismus genant.
Über 200 Jahre später gibt es wieder einen „Dalton“, er ist ein Totenkopfaffe, der seit über zehn Jahren im Opthalmologen-Labor des Ehepaars Maureen und Jay Neitz (University of Washington) lebt und für die beiden „wie ein Kind“ ist. Aber das Kind ist bzw. war rot-grün-blind, so wie alle männlichen Totenkopfaffen, nur einige Weibchen sehen das ganze Spektrum (auch bei Menschen ist das Leiden bei Frauen viel seltener). Dalton sieht es jetzt auch: Die Forscher haben via Gentherapie ein Opsin in die Retina bzw. deren Farbwahrnehmungszellen (Zapfen) eingebracht, das für die Rot-Grün-Empfindsamkeit sorgt.
Das ist ein mehrfaches Mirakel: Seit Ende der 80er-Jahre die Gentherapie als Wundermittel ausgerufen wurde, hat sie trotz tausender Versuche fast keine bzw. nur negative Ergebnisse gebracht, ein Mensch starb daran. Das Problem lag darin, eine „Fähre“ zu finden, die genug Gene an den richtigen Ort bringt. Bei dem Affen ist das nun William Hauswirth (University of Florida) mit einem Adeno-assoziierten Virus gelungen.
Aber selbst wenn neue Gene im Auge sind und für andere Lichtempfindlichkeit sorgen, muss der Eindruck vom Gehirn verarbeitet werden können. Bisher dachte man, dass nur junge Gehirne plastisch genug sind, aber Dalton und ein zweiter Affe waren bei der Kur ausgewachsen. Und sehen Rot und Grün doch. Und das mit einem Gen des Menschen, dort zielt alles hin, nicht in erster Linie auf die Rot-Grün-Blindheit – obwohl an ihr Millionen leiden –, sondern auf andere Erkrankungen, die zu wirklicher Blindheit führen und vielleicht gentherapeutisch kuriert werden könnten (Nature, 16.9.).
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NASA-Mondprogramm: Ohne Geld im Orbit festgefahren
16.09.2009 | 12:21 | (DiePresse.com)
2020 will die NASA wieder auf dem Mond landen. Dazu fehlen aber drei Milliarden Dollar jährlich. Fünf Alternativen zum Mondprogramm finden beim zuständigen Komittee wenig Anklang.
Das US-Komittee für Wissenschaft und Technologie wehrt sich gegen Empfehlungen, das geplante NASA-Mondprogramm zu ändern. Wie die New York Times und Cnet berichten, sind sich das Gremium und die Mitglieder eines Ausschusses, der die NASA-Zukunft untersucht hatte, in einem Punkt einig: Wenn die Weltraumbehörde nicht drei Milliarden Dollar pro Jahr zusätzlich erhält, sind alle Pläne, bis 2020 wieder bemannte Mondmissionen zu fliegen, hinfällig.
Programm ohne Höhepunkte
"[Ohne das Geld] wird es ein Programm, das wenige Menschen begeistern wird", erklärte Norman Augustine, Leiter der Untersuchung und ehermaliger Chef von Lockheed Martin, vor dem Komittee. Sein Bericht erwägt als Alternative die Fortführung der Internationalen Raumstation ISS bis nach 2013 und andere Raumfahrtprogramme, sollten die Mondplände nicht erreichbar sein. Selbst eine Erhöhung des NASA-Budgets in Höhe von 1,5 Milliarden Dollar pro Jahr würde nicht ausreichen. Mit dem aktuellen Budget würde die NASA nicht über den Orbit hinauskommen.
Raumfahrt statt Bankenrettung
Mehrere Mitglieder des Komitees betonten, dass am aktuellen Constellation-Programm, das aus Ares-Trägerraketen und Orion-Raumtransportern besteht, bereits seit Jahren gearbeitet wird. "Es ist schwer für mich zu verstehen, warum der Präsident neue Optionen sucht, wenn es bereits seit Jahren einen Plan gibt, dem alle zugestimmt haben," erklärte der republikanische Abgeordnete Ralph Hall und schoss polemisch nach, dass Milliardenschwere Rettungsaktionen für Banken und Versicherungen auf Kosten von Wissenschafts-Talenten gingen.
NASA: 20 Prozent weniger Geld seit 1994
Der ehemalige NASA-Administrator Michael D. Griffin erklärte gegenüber dem Komittee, wie kritisch die Geldsituation für die Raumfahrtbehörde wirklich ist. Seinen Aussagen nach wurde das NASA-Budget seit 1994 real um 20 Prozent gekürzt. Derzeit hätte die Behörde weniger Geld als noch 1993 zur Verfügung. Durch die Kürzungen ist das Constellation-Programm bereits in Verzug. Anstatt die Shuttle-Flotte 2010 zu ersetzen, wird die Kombination aus Ares I und Orion frühestens 2015 ins All fliegen können. Bis dahin müssen US-Astronauten als Passagiere mit russischen Sojus-Kapseln ins All befördert werden - für 50 Millionen Dollar pro Sitzplatz.
Fünf Alternativen zu aktuellen Plänen
Im Untersuchungsbericht werden fünf Optionen aufgelistet, welche Pläne die NASA durchführen könnte, wenn das Budget nicht erhöht wird:
Ohne Geld kein Mondflug
Keine dieser Optionen fand beim Komittee für Wissenschaft und Technologie großen Anklang. Vielmehr hatten sich die Abgeordneten eine Darstellung erhofft, wie man mit den begrenzten Mitteln das Constellation-Programm durchführen könnte. Ohne das nötige Geld scheint aber der große Plan, 2020 wieder Menschen auf den Mond zu schicken, weiterhin Zukunftsmusik zu sein.
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Junglehrer abgesprungen: Mängel bei Postenvergabe
16.09.2009 | 17:08 | (DiePresse.com)
Der NÖ-Landesschulrat kritisiert, dass 166 Junglehrer kurz vor Schulbeginn abgesagt haben. Der Lehrervertreter sieht Mängel im Personalmanagement: Viele Junglehrer haben zunächst eine Absage bekommen.
Mit seiner Aussage, dass 166 Junglehrer in Niederösterreich kurz vor Schulbeginn abgesprungen sind, hat Landesschulrat Hermann Helm für Aufregung gesorgt. Die Kritik will Helmut Ertl, der Landesvorsitzende des Zentralausschusses der Landeslehrer, im Gespräch mit "DiePresse.com" nicht auf den Lehrern sitzen lassen: "Dass alle Junglehrer in einen Topf geworfen werden, das lasse ich nicht gelten."
Ertl sieht vielmehr einen Fehler bei der Dienststellenvergabe: Am 14. Juli sei ein Brief an alle Bewerber gegangen, dass "auf längere Sicht die Aufnahmemöglichkeiten in den allgemeinbildenden Pflichtschuldienst des Bundeslandes Niederösterreich gering sein werden". Viele Junglehrer hätten sich daraufhin in anderen Bundesländern oder im Ausland beworben.
"Überproportional hoher Bedarf"
Mitte August stellte sich allerdings heraus, dass heuer ein "überproportional hoher Bedarf" an Lehrern bestehe, was einerseits an der Altersteilzeit für Lehrer, andererseits am Schülerzuzug liege. Drei Wochen vor Schulbeginn sollten 100 Stellen nachbesetzt werden, zusätzlich zu den 300 Posten, die bereits mit Schulschluss neu besetzt worden sind. "Ich kenne eine Kollegin aus Amstetten", erzählt Ertl, "die hat sich nach dem Brief (vom 14. Juli, Anm.) als Kindergärtnerin in Oberösterreich beworben. Das Dienstverhältnis kann sie nicht so kurzfristig auflösen."
Der Vorschlag von Landesschulratspräsident Helm, dass die Junglehrer, die kurzfristig absagen, von der Warteliste gestrichen werden, unterstützt Ertl nur teilweise. "Sicher gibt es welche, die sich nur die Rosinen rauspicken wollen. Die soll man von der Warteliste streichen." Aber alle Junglehrer zu verurteilen, sei nicht angemessen, so Ertl.
Keine Konsequenzen
Helm präzisierte die Vorgehensweise: Im Juni wurden rund 350 Personen über eine Anstellung vom Landesschulrat informiert. Am 14. Juli wurden dann jene verständigt, die vorerst keinen Posten erhielten - rund 500 Personen. Von den rund 350 Junglehrern hätten aber ab Anfang August über 85 Personen abgesagt. "Wir haben dann bei den Lehrern angerufen, denen wir vorerst abgesagt haben. Bei rund 50 Prozent hieß es dann, dass ihnen der Weg zu weit wäre, obwohl sie bei ihrem Ansuchen die Bildungsregion angegeben haben", so Helm. Dieses Verhalten ist für ihn nicht nachvollziehbar: "Man kann um eine Wunschregion ansuchen." "Ich bin nicht verärgert, eher enttäuscht", meinte Helm zur Absage der 166 Junglehrer. Konsequenzen werde es keine geben, Helm möchte aber in allen fünf Bildungsregionen Gruppengespräche mit den betroffenen Lehrern führen.
Abspringende Junglehrer nur in NÖ
Wie ein "DiePresse.com"-Rundruf bei anderen Landesschulräten ergeben hat, scheint das Problem der kurzfristig abspringenden Junglehrer ein niederösterreichisches Spezifikum zu sein: "Keinerlei derartige Meldungen", heißt es aus Salzburg, "Wir haben das Problem überhaupt nicht" aus der Steiermark, "Bei uns läuft alles wie am Schnürchen" aus Oberösterreich.
Warum in diesen Bundesländern weniger Ausfälle zu verzeichnen sind, führen die Sprecher der Landesschulräte auf die detaillierten Wartelisten zurück, bei denen die angehenden Lehrer angeben können, in welchen Bezirken oder Regionen sie arbeiten wollen. Das dürfte in Niederösterreich nicht funktionieren: Nach Angaben von Landesschulratspräsident Helm hat mehr als die Hälfte der Junglehrer mit Hinweis auf zu große Dienstwege abgewunken.
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"u:book": Günstige Laptops und MacBooks für Studenten
16.09.2009 | 16:23 | (DiePresse.com)
Zwischen 21. September und 18. Oktober können Studierende und Uni-Mitarbeiter ab 560 Euro aktuelle Notebooks erwerben. Günstige Netbooks sind diesmal auch dabei, ebenso teurere MacBooks.
Heuer können sich Studierende und Uni-Mitarbeiter von 21. September bis 18. Oktober günstige Mobilrechner über u:book besorgen. Es handelt sich dabei um Modelle von Apple, HP und Lenovo. Die günstigsten Modelle beginnen bei 340 Euro für HP-Netbooks ohne Betriebssystem und enden bei einem 15-Zoll MacBook Pro für 2012 Euro. Bei HP und Lenovo steht für fast alle Modelle neben Windows Vista auch eine Variante ohne Betriebssystem zur Verfügung.
Erweiterte Garantie bei Apple
Apple bietet nicht nur vier seiner MacBook-Geräte günstiger an, sondern legt noch eine Drei-Jahres-Garantie mit weltweitem AppleCare Protection Plan dazu. Die Preise für die Geräte sind nach Angaben des Herstellers um 18 Prozent reduziert, die für den Protection Plan um 27 Prozent.
HP deckt möglichst viele Bereiche ab
HP teilt seine angebotenen Geräte in "Netbook", "Mini", "Midi", "Maxi" und "Budget" ein. Bei den Netbooks handelt es sich um ein HP Mini 5101 mit dem Intel-Prozessor Atom N280 an Bord. Sie unterscheiden sich bei der Ausstattung und beim Betriebssystem: Es stehen SuSe-Linux und Windows Vista zur Wahl. Die letztere Version bietet auch die etwas stärkere Hardware. Für Grafik-Fans gibt es bei den "Midi"-Modellen ein Gerät mit der Grafikkarte ATI Mobility Radeon HD 3450 eingebaut. Für nur 560 Euro ohne Betriebssystem erhält man einen 15-Zöller der "Budget"-Klasse. Zwar ist der Prozessor mit nur 1,8 Gigahertz relativ langsam. Dafür bringt das Gerät 320 Gigabyte Festplatte mit. Bis auf die Netbooks und Budget-Laptopts bietet HP auf alle Geräte eine weltweit gültige dreijährige Garantie.
Etwas mehr Geld für Lenovo-Geräte nötig
Lenovo unterteilt ebenfalls in dieselben Kategorien wie HP, mit Ausnahme von Netbooks. Die sind schlicht und einfach nicht vorhanden. Nach Apple bietet der Hersteller die teuersten Geräte an, mit 634 Euro für das billigste Gerät ohne Betriebssystem. Dafür bietet auch das 15 Zoll Bilddiagonale und 320 Gigabyte Festplatte. Das günstigste Gerät der "Mini"-Reige kostet ohne Betriebssystem 1050 Euro. Mit Windows Vista werden 1120 Euro fällig. Auch Lenovo bietet auf alle Geräte drei Jahre Garantie, das Budget-Notebook hat nur ein "Bring In"-Service.
Günstige Office-Pakete zum Notebook
Beim aktuellen Verkaufsfenster im Wintersemester 2009 gibt es neben den günstigen Notebooks und Netbooks auch noch Zusatzangebote von Microsoft und Orange. Der Mobilfunkbetreiber will für Neukunden ein günstiges Angebot für mobiles Internet anpreisen. Die Links auf der u:book-Website führen aber derzeit nur auf eine schmucklose Login-Seite. Microsoft bietet während der kurzen Verkaufsphase seine Office-Pakete für Windows und Mac OS stark reduziert an.
An vielen Unis verfügbar
Verfübar sind die u:books an mehreren Universitäten und Fachhochschulen. Etwas überraschend nimmt die Wirtschaftsuniversität Wien als einzige große Wiener Hochschule nicht an dem Projekt teil. Jeder Student und Uni-Mitarbeiter darf lediglich ein Gerät pro Verkaufsfenster erwerben. Die Betreiber der u:book-Aktion, die von der Universität Wien ausgeht, rechnen damit, trotz hohen Andrangs alle Bestellungen befriedigen zu können.
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Sie können es ja doch
16.09.2009 | 18:28 | JOSEF URSCHITZ (Die Presse)
Die Autoindustrie macht große Fortschritte bei der Emissionsvermeidung. Ein Glück, denn Alternativantriebe sind noch Zukunftsmusik.
Na also, sie können es ja doch: Die großen Autohersteller haben, wie eine soeben veröffentlichte Studie (siehe Seite 15) zeigt, in kurzer Zeit beträchtliche Fortschritte bei der CO2-Vermeidung (und damit beim Treibstoffverbrauch) gemacht. Das freut die Umwelt und schont die Handelsbilanz. Geradezu spektakulär ist, was den deutschen Herstellern beim von Umweltschützern oft geschmähten Diesel gelungen ist. Auch bei den nicht ganz so verbrauchsgünstigen Benzinmodellen ist wohl noch einiges drin, wie Motorenforscher meinen. Dafür sorgt schon der ordentliche Druck, der von immer engeren Limits für den Schadstoffausstoß ausgeht.
Das ist eine gute Nachricht. Denn global gesehen gehört der Verkehr (gemeinsam mit der Landwirtschaft und der Industrie) zu den großen Klimaproblembären. Und Abhilfe ist so schnell nicht in Sicht: Die Euphorie, die bei der Internationalen Automobil-Ausstellung in Frankfurt in Sachen Elektroauto verbreitet wird, hat nämlich leider keine reale Basis. Dem Elektroantrieb gehört wohl die Zukunft, aber die nächsten 20 bis 30 Jahre wird es auf den Straßen noch überwiegend dieseln und tuckern.
Noch hapert es nämlich an brauchbaren Batterietechnologien, an Ladeinfrastruktur und, nachdem der Strom ja nicht aus der Steckdose, sondern oft aus Wärmekraftwerken kommt, wohl auch an großflächiger umweltfreundlicher Stromerzeugung. Da sollte man die Zukunftschancen optimistisch, aber nüchtern einschätzen. (Bericht: Seite 15)
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Sterben für einen korrupten Führer?
16.09.2009 | 18:28 | BURKHARD BISCHOF (Die Presse)
Die plumpen Wahlfälschungen in Afghanistan machen die Lage für die Truppenentsenderstaaten auch politisch immer brisanter.
Die Sache wird für alle Beteiligten immer brenzliger: für die Afghanen und die Staaten, die Truppen der Internationalen Afghanistan-Schutztruppe ISAF stellen, allen voran für die USA und ihren Präsidenten Barack Obama. Militärisch wird der Afghanistan-Einsatz immer problematischer, weil die Taliban trotz der täglich gemeldeten Rückschläge an Boden gewinnen. Sie kämpfen immer effizienter, wie die steigenden Opferzahlen der Nato-Truppen zeigen.
Jetzt aber wird es auch politisch brisant. Als wäre der Korruptionsgeruch, den Afghanistan Präsident Hamid Karzai ausdünstet, nicht schon ekelhaft genug gewesen, erweist er sich nun auch als Profiteur einer plumpen, aber gewaltigen Wahlfälschermaschine.
Inzwischen fragt sich nicht nur in Europa, sondern auch in den USA eine wachsende Zahl von Leuten, ob es sich wirklich lohnt, immer mehr Soldaten für ein solches Land mit einem derart windigen Führer kämpfen und sterben zu lassen. Obama steht gerade vor wichtigen Entscheidungen über weitere Truppenverstärkungen. Die Indizien häufen sich, dass die Geduld auch unter seinen Parteifreunden im Kongress enden wollend ist. Inzwischen ist auch eine Mehrheit der US-Bürger dafür, die eigenen Soldaten lieber heute als morgen aus Afghanistan heimzuholen. Vietnam lässt grüßen – auch wenn Obama noch so beteuert, dass die USA „den gleichen Fehler nicht zweimal machen“. (Bericht: Seite 5)
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